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Editorial

VerblaBt der Glanz?

L

Der Eintritt ins Jahr 1986 ging fir die osterreichische
Wirtschaft unter gewissen Vorzeichen vor sich, die nicht
unbedingt zu groflem Selbstvertrauen Anlafl gaben. Insbe-
sondere das bislang beachtliche internationale Image der
osterreichischen Wirtschaft wurde durch eine Reihe von
Skandalen deutlich angekratzt. ,,Austria: the glitter fades®,
schreibt Euromoney (Jédnner 1986) tiber den vorlaufigen
Hohepunkt, die Probleme im Bereich der verstaatlichten
Industrie. Damit drangt sich die Frage auf, wie tief diese
Probleme tatsachlich in der Struktur der oOsterreichischen
Wirtschaft verwurzelt sind, oder ob es sich um eher partielle,
nicht typischerweise das Gesamtsystem reprisentierende
Erscheinungen handelt.

Eine Betrachtung der trockenen makrotkonomischen Indi-
katoren zeigt zum Jahreswechsel tatsdchlich ein weit erfreu-
licheres Bild. Selbst wenn die positiven kurzfristigen Nach-
frageeffekte durch die Verbilligung des Rohdlpreises aul3er
acht gelassen werden, konnen sich die Leistungen der 6ster-
reichischen Volkswirtschaft und ihre Zukunftsperspektiven
im internationalen Vergleich durchaus sehen lassen. Im
Jahre 1985, dem dritten Jahr einer permanenten, wenngleich
nicht allzu raschen konjunkturellen Aufwartsbewegung, lag
das Wachstum des oOsterreichischen Bruttoinlandsprodukts
mit drei Prozent etwas tuber dem Durchschnitt der OECD-
Lander sowie auch des europaischen OECD-Raumes, und in
der mittelfristigen Perspektive liegen die Wachstumsprogno-
sen zumindest im internationalen Durchschnitt.

Bemerkenswert dabei ist, dafl sich gegen Jahresende das
Schwergewicht vom Ausland zu den heimischen Nachfrage-
komponenten verlagert hat, eine Tendenz, die auch heuer
anhalten wird. Der private Konsum verzeichnete eine deutli-
che Belebung, die auf einen Anstieg der Realeinkommen
zurlickzufiihren ist. Die riuckliaufige Inflationsrate, hohere
Lohnabschliisse und steigende Beschéaftigungszahlen wer-
den daftir sorgen, dafl in der nichsten Zukunft ein Anstieg
der Masseneinkommen die Entwicklung des privaten Kon-
sums fordert.

Ein uberdurchschnittlich positives Bild zeigt auch die
Industrieproduktion, wobei vor allem die Nachfrage nach
Investitionsglitern von Bedeutung ist. Denn die Investitions-
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konjunktur scheint endgiltig die Lagerkonjunktur abgeldst
zu haben. Die verbesserte Ertragslage der Unternehmen, ein
sinkender Trend (zumindest nominal) bei den Zinssitzen und
gunstige Absatzerwartungen werden auch weiterhin fiir eine
Belebung vor allem der Ausrustungsinvestitionen sorgen.
Die Festigung der Industriekonjunktur wird auch durch die
Auftragsstatistik sowie den Investitionstest des Instituts fir
Wirtschaftsforschung belegt, sodafl heuer sogar mit einer
noch kréaftigeren Ausweitung zumindest der Industrieinvesti-
tionen gerechnet werden kann. Die Bauwirtschaft wird auch
in absehbarer Zukunft ein Problembereich bleiben, da sie
vom Strukturanpassungsprozell besonders stark betroffen
ist. Immerhin war in der Bauindustrie 1985 eine leichte
Erholung zu beobachten, die sich — allerdings nach der
saisonbedingten Abschwichung im Winter — auch heuer
wieder fortsetzen durfte.

Trotz der Schwerpunktverlagerung auf die heimische
Nachfrage bleibt der Export ein wesentlicher Indikator fir
die Leistungsfahigkeit der Osterreichischen Wirtschaft. Die
Exporteure konnten 1985 hohe reale Marktanteilsgewinne
erzielen, und die Exportsteigerungsrate bedeutet internatio-
nal einen Spitzenplatz fiir Osterreich. Natiirlich war die hohe
Zuwachsrate im vergangenen Jahr von einigen Sonderfakto-
ren beglinstigt, das Nachlassen des Dollarkurses wird die
Exportméglichkeiten in die USA und die OPEC-Linder
deutlich verringern. Allerdings ist ein Teil der Erfolge der
heimischen Exportwirtschaft durchaus auf eine Umstruk-
turierung zurtickzufiihren, die in einer verbesserten qualitati-
ven Wettbewerbsfihigkeit resultierte. Denn kréftige Export-
steigerungen wurden auch mit hoherwertigen Gtitern erzielt.

Die héchsten Zuwachsraten erzielten Maschinen und Ver-
kehrsmittel, und dabei insbesondere Arbeitsmaschinen wie
Bau- und Papiermaschinen, Baufahrzeuge sowie auch Moto-
ren und Chips. Nur knapp dahinter lag die Exportausweitung
bei sonstigen Konsumwaren wie Prufgeriten, sanitiren Anla-
gen und Sportgeriten. Die vergleichsweise etwas geringeren
Zuwichse beim Export von einfacheren Industriewaren
eines niedrigen Verarbeitungsgrades zeigt zwar, dal} eine
Umstrukturierung in erfolgversprechende Bereiche im
Gange ist, da3 allerdings noch sehr viel zu tun bleibt. Denn
nach wie vor ist der Anteil einfacher Industriewaren am
osterreichischen Export deutlich héher als im Durchschnitt
der Industriestaaten.

Bei der Beurteilung des AulBenhandels mul3 auch bertck-
sichtigt werden, dal3 sich durch den im Vergleich zum Import
relativ niedrigen Anstieg der im Export erzielten Preise die
Terms of Trade in den letzten Jahren laufend leicht ver-
schlechterten.
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Bei den Dienstleistungsexporten traten im fiir Osterreich
wichtigsten Bereich, im Fremdenverkehr, ricklaufige Nach-
tigungszahlen auf, dafiir stiegen aber die Einnahmen aus
touristischen Exporten. Uber die Situation bei den tibrigen
Dienstleistungen 143t die derzeitige Datenlage kein schliissi-
ges Urteil zu.

Die Exportsteigerung schlug sich auch positiv in der Lei-
stungsbilanz zu Buche, die 1985 so gut wie ausgeglichen war
und heuer speziell durch die Verbilligung der Olimporte kein
wirtschaftspolitisches Problem darstellt. Dies trifft auch fur
die Inflationsrate zu, die entgegen dem in dieser konjunktu-
rellen Phase tblichen Verhalten eine riicklaufige Tendenz
aufweist, nicht nur bedingt durch die Importpreisreduktio-
nen, sondern auch als Resultat der Lohnpolitik der vergange-
nen Jahre. Also auch die Preissteigerungsrate stellt keine
Belastung der osterreichischen Wirtschaft dar, von der Ent-
wicklung der Inflationserwartungen kann keine Gefahrdung
des Wirtschaftswachstums ausgehen.

Wenig Einflul auf das Wachstum ist in nichster Zukunft
auch von den o6ffentlichen Budgets zu erwarten. Die Notwen-
digkeit der Konsolidierung wird mittelfristig die Budgetpoli-
tik bestimmen und den Spielraum fir nachfragewirksame
MaBnahmen verengen. Die Wirkung des Budgethaushaltes
wird heuer annidhernd konjunkturneutral sein, mittelfristig
sind keine expansiven Impulse, bestenfalls eine antizyklische
Gestaltung zu erwarten.

Das zentrale Problem der o6sterreichischen Wirtschaft
besteht wohl am Arbeitsmarkt. Die prognostizierten mittelfri-
stigen Wachstumsraten reichen nicht aus, um selbst bei einer
Verkurzung der Arbeitszeit das Vollbeschéftigungsziel nédher-
ricken zu lassen. Auf der Arbeitsangebotsseite werden die
demographischen Einflisse erst in einigen Jahren zu einer
Entlastung des Arbeitsmarktes fiihren, und die steigenden
Partizipationsraten — vor allem bei weiblichen Arbeitskréiften
— lassen trotz steigender Beschiftigungszahlen auch die
Arbeitslosenraten tendentiell ansteigen. Dennoch scheint die
Heftigkeit der Debatten um die im Winter rasch gestiegene
Saisonarbeitslosigkeit bei einer detaillierten Analyse der Zah-
len nicht gerechtfertigt, und die Arbeitslosenrate bzw. die
Entwicklung der Arbeitslosenzahlen stellen Osterreich im
internationalen Mal3stab nach wie vor kein schlechtes Zeug-
nis aus.
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Betrachtet man die Entwicklung der 6sterreichischen Indu-
strie der letzten Jahre im internationalen Vergleich, so ergibt
sich ein &dhnliches Bild wie beim gesamtwirtschaftlichen




Indikator BIP: Zuriickbleiben gegentiber dem OECD-
Gesamtdurchschnitt, aber positives Abschneiden gegentiber
den europiischen OECD-Staaten. Nimmt man die Jahre 1984/
85 zusammen, so wird das Wachstum der 6sterreichischen
Industrieproduktion nur von Danemark und Irland deutlich
ubertroffen, liegt etwa gleich mit Schweden, Holland, der
Bundesrepublik Deutschland, war etwas héher als im dyna-
mischen Finnland und liegt deutlich tiber jenem der Schweiz,
Belgiens, GrofBbritanniens, Frankreichs und Italiens. Die
Daten fur die Investitionen sind international schlecht ver-
gleichbar, doch braucht der sich abzeichnende Zuwachs in
Osterreich einen internationalen Vergleich nicht zu scheuen.

Also wird man trotz aller Hiobsbotschaften um die Jahres-
wende nicht den Schlull ziehen kénnen, die osterreichische
Industrie sei krank und kénne fir die internationale Wettbe-
werbsfihigkeit unserer Wirtschaft nicht mehr gewéhrleisten.
Das globale Wachstum der Industrieproduktion und des
Warenexportes sagen mehr aus als die Verluste von Voest-
Alpine, Steyr-Daimler-Puch, VEW oder Merx, wenngleich die
Niveaus durch diese Grof3unternehmungen wahrscheinlich
etwas ,,gepolstert” sind. Es wire andererseits ein Fehler, die
Verluste als bloBe ,,Ausnahmeerscheinung” in einer insge-
samt positiven Entwicklung abzutun — dazu ist der Anteil der
genannten Unternehmungen an der Industrie doch zu grof,
ihre Rolle im Rahmen des Industrieexports und damit fir die
internationale Wettbewerbsfahigkeit der o&sterreichischen
Wirtschaft zu bedeutend.

Wie aus der juingst veroffentlichten Untersuchung tuber
Osterreichs Industrie im internationalen Wettbewerb von
Helmut Kramer hervorgeht, haben die GroB3betriebe (solche
mit mehr als 1000 Beschiftigten) in Osterreich eine Produkti-
vitiat (Netto-Produktionswert je Beschéftigten), die etwa dem
Industriedurchschnitt entspricht. In einem Vergleich zur
Bundesrepublik Deutschland zeigen sich zwei bemerkens-
werte Unterschiede: Wiahrend in unserem Nachbarland die
Produktivitat mit der Betriebsgrof3e kontinuierlich zunimmt
und die héchste Produktivitiat in den Betrieben mit mehr als
1000 Beschiftigten erreicht wird, wird in Osterreich der
entsprechende Spitzenwert in der Klasse 500 bis 1000
Beschiftigte erreicht. Weiters fallt auf, ,,dafl der Produktivi-
tatsrickstand der osterreichischen Industrie sich mit der
Betriebsgriofle erweitert. Grofibetriebe erhalten in der oster-
reichischen Industrie 1982 nur knapp 70 Prozent der entspre-
chenden deutschen, Klein- und kleinere Mittelbetriebe hinge-
gen zwischen 90 und 97 Prozent.” (S. 35 f.) Dies ist zunichst
eine blof3e Tatsachenfeststellung, aus der unmittelbar noch
keine SchluBlfolgerungen auf bestimmte Kausalzusammen-
hinge gezogen werden kénnen. ,,Die Haufung von Unterneh-




menskrisen in einer Reihe der gréften und namhaftesten
oOsterreichischen Industrieunternehmen wirft allerdings — so
Kramer — die Frage auf, ob zentrale Probleme der osterrei-
chischen Industrie nicht gerade in der Organisation und den
Verhaltensweisen der industriellen GroBBbetriebe des Landes
zu suchen sind und welche Griunde dafiir verantwortlich sein
konnten.“ (S. 36)

Ein wesentliches Merkmal der Osterreichischen Industrie
im Unterschied gerade zu den kleinen europédischen Indu-
striestaaten mit hohem Pro-Kopf-Einkommen ist die nur
,.passive” Multinationalisierung unserer Industrie. Im Zeital-
ter der starken internationalen Wirtschaftsverflechtung ist
ein hoher Anteil ausldndischer Unternehmungen nicht an
sich etwas Besonderes. Diesem stehen allerdings keine nen-
nenswerteren Beteiligungen Osterreichischer Industrieunter-
nehmungen im Ausland gegeniber — m.a. W.: wir haben
praktisch keine eigenen Multis. Die Grinde dafiir sind in der
Wirtschaftsgeschichte leicht zu finden: War Osterreich ohne-
hin schon immer ein Nachziigler in der industriellen Ent-
wicklung, so hatte unsere alte Industrie ihre ,dul3eren*
Absatzmarkte in den Landern und Provinzen der Monarchie,
mit deren Zerfall ihr Aktionsradius empfindlich einge-
schriankt wurde.

Nach dem Zweiten Weltkrieg war es angesichts der
gewachsenen Ubermacht der groBlen internationalen Kon-
zerne noch ungleich schwerer, ein neues multinationales
Imperium zu etablieren. Es gab dazu gewisse Ansitze bei
einzelnen Firmen, doch sind diese mehr oder weniger als
gescheitert zu betrachten.

Eine charakteristische Schwierigkeit 0Osterreichischer
GroBunternehmungen besteht nur darin, daf3 der Inlands-
markt zu klein ist, fiir die Erschlieung ausldndischer Absatz-
markte aber die Voraussetzungen vergleichsweise ungilinstig
und durch Zugestandnisse, d. h. bei Preisen und/oder Finan-
zierungsangeboten, kompensiert werden miuissen.

Die 6sterreichischen Groflunternehmungen werden in den
niachsten Jahren fir ihre Konsolidierung sich intensiv darum
bemiihen miissen, einen Platz im Rahmen der internationa-
len Arbeitsteilung zu finden, der eine langfristige Grundlage
ihrer Produktionstatigkeit gewahrleistet. Wenn die Mdéglich-
keiten einer aktiven Multinationalisierung angesichts weithin
aufgeteilter Markte generell nicht besonders aussichtsreich
erscheinen, so gibt es doch eine Vielzahl von Formen interna-
tionaler Kooperationen, die keineswegs darauf hinauslaufen,
auf Autonomie und Initiative a priori zu verzichten und sich
mit der Rolle des Juniorpartners zu begntigen.

In diesem Zusammenhang muf} auch auf die Dienstleistun-
gen hingewiesen werden. Sie erlangen flir die industrielle




Produktion zunehmend Bedeutung. Auch wird bei vielen der
,,business-oriented services“ der Internationalisierungsgrad
zunehmen, wofur es bei uns kaum noch eine Problembe-
wulltsein gibt.

Im Zeitalter der supranationalen Blockbildung wird das
Vordringen osterreichischer Unternehmungen im internatio-
nalen Raum durch die Entwicklungen in den zwischenstaatli-
chen Beziehungen nicht erleichtert. Der Zusammenhang mit
européischen Technologienprogrammen ist Osterreich in den
letzten Jahren immer deutlicher bewuf3it gemacht worden,
daB durch die Nichtmitgliedschaft bei den Europdischen
Gemeinschaften ein Partizipieren an staatentibergreifenden
Initiativen oft nicht mdoglich ist. Daher die grofle Bedeutung
der internationalen Technologiepolitik, die alle Ansatzpunkte
niitzen muB, daB Osterreich nicht in eine Abseitsstellung
gerat.

Von sekundirer Bedeutung fiir die Bewiltigung des Struk-
turproblems bei den Grof3betrieben erscheint die Eigentums-
frage. Sicherlich ist auch hier ein pragmatisches Vorgehen
angezeigt. Wichtiger fiir eine Gesundung der angeschlagenen
Riesen ist jedoch ihre innere Reorganisation und die Ent-
wicklung geeigneter Formen der internationalen Koopera-
tion, wobei der Verkauf von Mehrheitsanteilen nur als letzter
Ausweg — beispielsweise im Fall Semperit — in Erwégung
gezogen werden sollte.

Wenn aus gegebenem Anlafl hier einem aktuellen Aspekt
der Strukturproblematik besondere Aufmerksamkeit gewid-
met wurde, so heifit dies nattirlich nicht, dafl andere, oft
konstatierte Strukturschwéchen irrelevant geworden sind.

Trotz nicht unbedeutender Verbesserungen mul} die Pro-
duktzusammensetzung in Richtung auf hoéhere Verarbei-
tungsstufen vor allem in der Konsum- und Verbrauchsgiiter-
industrie verbessert werden, ist die Forschungs- und Ent-
wicklungstitigkeit unzureichend, bereitet der Ubergang von
der Entwicklung in die Fertigung in vielen Féllen immer
noch grofie Schwierigkeiten u. a.

Die globale Entwicklung sowohl der Volkswirtschaft als
auch der Industrie in den letzten Jahren geben jedoch keinen
AnlaB3 zu einem allgemeinen Pessimismus, wie er durch die
hamische Schadenfreude, von der manche Presseberichte in
den letzten Monaten anscheinend nicht genug bekommen
konnten, suggeriert wird, nach dem Motto: hier sieht man ja,
daB wir es doch nie schaffen werden. Die Daten lber die
Entwicklung der Industrie im laufenden Konjunkturauf-
schwung signalisieren eindeutig das Gegenteil. 1986 wird die
Industrieproduktion um fast 15 Prozent tiber dem Niveau von
1983 liegen, die Industrieinvestitionen werden um etwa die
Halfte hoher sein, die realen Warenexporte um etwa 30




Prozent — durchwegs expansive Rahmenbedingungen fir

eine Beschleunigung der strukturellen Anpassungen. Und

die Einbettung in eine expansive Gesamtentwicklung der

Wirtschaft bietet flir die Bewiltigung des Strukturwandels
eine weit bessere Gewiahr als eine Politik des ,,Gesund-

schrumpfens®.
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Branchenstruktur
der Industrielohne und -gehalter
in Osterreich
1978-1982

Thomas Delapina

1. Einleitung

1.1 Problemstellung

Wahrend die allgemein gehaltenen Statistiken tiber die Verteilung der
personlichen Einkommen aus unselbstdndiger Arbeit eine relativ aus-
gepragte Konstanz der Verteilung ergeben, lassen sich differenziertere
Entwicklungen erkennen, sobald die Untersuchungen nach gewissen
Merkmalen wie etwa Alter und Geschlecht, Lohnart, Qualifikation oder
Branche strukturiert sind.

Derartig strukturierte Untersuchungen, die ein Abweichen von der
allgemeinen Verteilungskonstanz ergeben, zeigen etwa eine Entnivellie-
rung bei weiblichen gegentiber einer Nivellierung bei maéannlichen
Erwerbstéatigen, besonders bei méannlichen Angestellten, wihrend sich
die Beamtengehalter wesentlich ungleicher entwickelten'. Eine Analyse
der Istlohne in der Industrie zeigte dagegen eine langfristige Konstanz
der Branchenhierarchie von 1962 bis 19752

Die Entwicklung der interindustriellen Lohndifferentiale im Kon-
junkturtal wird dagegen unterschiedlich eingeschéatzt: Wahrend Weissel
annimmt, daf3 Depressionen die Lohnsitze zumindest kurzfristig mehr
aneinanderriicken und somit nivellierend wirken®, beschreibt Pollan
eine gegenteilige Entwicklung: , Eine Erhéhung der Arbeitslosenrate
laBt die Lohne der Arbeiter in den Niedriglohnindustrien schwicher
steigen als in den Hochlohnindustrien und vergroBert die Lohnunter-
schiede®.

Pollan konzidiert jedoch, dafl dem ein Effekt entgegenwirkt: Da in
der Rezession die minder qualifizierten Arbeitnehmer in der Regel
zuerst gekiindigt werden®, miif3ite das statistisch ermittelte durch-
schnittliche Einkommen der Niedriglohnbranchen rascher ansteigen.
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Die vorliegende Untersuchung widmet sich der Entwicklung der
realen Einkommen aus unselbstindiger Arbeit in der 6sterreichischen
Industrie, gegliedert nach Branchen (Fachverbidnden), wobei zwischen
den Lohnen der Arbeiter und den Gehiltern der Angestellten unter-
schieden wird. Die betrachtete Periode (1978-1982) wurde so gewéhlt,
daf ihr Beginn mit dem Zeitpunkt zusammenféillt, ab dem die durch-
schnittlichen realen Arbeitnehmermonatseinkommen pro Kopf deut-
lich unter den Durchschnitt der vorangegangenen Jahre sanken (1979:
+ 1,2 Prozent, 1980: — 0,2 Prozent, 1981: + 0,2 Prozent, 1982: — 0,5 Pro-
zent)®.

Das besondere Interesse gilt also nicht den mittel- oder langfristigen
Tendenzen, sondern ganz speziell den kurzfristigen Strukturidnderun-
gen in einer Rezessionsphase. In diesem Zusammenhang ist eine
Warnung angebracht. Die Ergebnisse einer solchen bewul3t kurzfristi-
gen Betrachtung koénnen natlirlich nicht als Indikatoren fiir eine
etwaige Erfolgsbewertung der Gewerkschaftspolitik herangezogen wer-
den, da bei einer solchen Betrachtung auch aul3erhalb der Kollektivver-
tragsabschlusse liegende Einfliisse besonders wirksam werden kénnen
(Abfertigungen, automatische Vorrickungen, etc.)

Bei der Suche nach den Ursachen der branchenweise differenzierten
Reallohnzuwéchse wurde folgenden Fragestellungen besonderes
Augenmerk geschenkt:

— Verringerte oder vergroflerte sich die Streuung, d. h. konnten Nied-
riglohnbranchen aufholen oder wurden die héchsten Zuwachsraten
auf hohem Niveau erzielt?

— Lief die branchenweise Einkommensentwicklung bei Léhnen und
Gehiltern konform oder zeigen diese beiden Einkommensarten
unterschiedliche Entwicklungen?

— Sind die Reallohnzuwichse an die branchenweise Produktivitiatsent-
wicklung gekoppelt?

1.2 Datenbasis

Bei allen Unzulianglichkeiten des Datenmaterials tiber Einkommen
und deren Verteilung stellen die Einkommen aus unselbstiandiger
Arbeit noch die statistisch am besten erfaf3ite Einkommenskategorie
dar.

Das der vorliegenden Arbeit zugrundeliegende Datenmaterial
stammt aus der alljahrlichen Industriestatistik des Osterreichischen
Statistischen Zentralamtes (OStZ), obwohl dort Jahresdurchschnitte,
also rechnerisch konstruierte Mittelwerte, die eventuell schwankende
Uberstundenentgelte, Beihilfen, Abfertigungen etc. enthalten, ausge-
wiesen werden.

Auf den ersten Blick erschiene es sinnvoller, die Daten der halbjdhrli-
chen Lohn- bzw. jdahrlichen Gehaltserhebungen der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft heranzuziehen, die stichprobenartig die in
einer konkreten Woche (Monat) bezahlten Effektivlohne (Gehilter)
ermitteln.
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Aus der Konzeption dieser Lohn- bzw. Gehaltserhebungen ergab sich
jedoch eine Reihe von Problemen, die die Aussagefidhigkeit der Zahlen
erheblich vermindern:

— Der Umfang der miteinbezogenen Zulagen ist nicht fachverbandsein-
heitlich. Die Extremwerte bilden die Bauindustrie, deren gemeldete
Lohne keinerlei Zulagen enthalten, sowie die chemische Industrie,
deren Lohne alle Zulagen inkludieren.

— Zufalligkeiten bei der zeitlichen Streuung der branchenweisen Kol-
lektivvertragsabschlisse konnen durch die Erfassung in einer fixen
Erhebungswoche zu Verzerrung flihren.

— Dazu kommt das =zeitliche Auseinanderklaffen der Erhebungen
(Lohne: April und September, Gehilter: Janner), worunter die Ver-
gleichbarkeit leidet.

— Zur Deflationierung der Stichproben dirften korrekterweise keine
Jahresdurchschnittswerte des Verbraucherpreisindex herangezogen
werden, sondern — um auch Zufallseinfliisse durch Saisonwarenpreis-
schwankungen auszuschalten — miufiten gleitende Dreimonatsdurch-
schnitte herangezogen werden. Wihrend nun die Jahresdurch-
schnitte fir 1978-1982 eine Inflationsrate von 24,1 Prozent ergeben,
ergiabe die oben beschriebene Methode fiir die Zeit von Janner 1978
bis Janner 1983 (Gehailter) einen Wert von 28,7 Prozent, fir die Léhne
(April 1978-April 1982) jedoch einen Wert von 27,9 Prozent, was bei
dem Vergleich der deflationierten realen Lohn- und Gehaltszuwachse
verzerrend wirken wirde.

— Dartiber hinaus wird die Vergleichbarkeit von Lohn- und Gehaltser-
hebung durch erhebliche Inkonsistenzen der Brancheneinteilungen
erschwert (in der Lohnerhebung existiert keine Erdodlbranche; Berg-
werke und Eisenhiitten werden getrennt angefiihrt, in der Gehaltser-
hebung jedoch gemeinsam; in der Gehaltserhebung wurden die
Werte 1978 in einigen Branchen exklusive Vorarlberg ermittelt. . .)

All diese Punkte lief3en es — vor allem aus dem Grund der Vergleichbar-

keit von Lohn- und Gehaltsentwicklung — nicht ratsam erscheinen, die

Erhebung der Bundeskammer auszuwerten, hingegen die Industriesta-

tistik des OStZ heranzuziehen.

Trotz all der Verzerrungen und Ungenauigkeiten, die sich durch das
Arbeiten mit den Daten der Industriestatistik ergaben (vgl. Ab-
schnitt 2.2), erscheint es sinnvoller, eine nach einheitlichen Kriterien
gegliederte umfassende Datenbasis (liber alle Branchen, Arbeiter und
Angestellte) zu durchleuchten und zu interpretieren, als stindig ein-
zelne Fragmente isoliert zu betrachten und unverbunden nebeneinan-
der liegen zu lassen. Obwohl viele Vergleiche von Teilaggregaten der
Industriestatistik hochst problematisch sind und leicht zu Fehlinterpre-
tationen verleiten, kann gerade die Gegenuberstellung der Zahlen mit
der Beobachtung der realen Gegebenheiten einzelner Bereiche erheb-
lich dazu beitragen, tatsdchlich aus dieser so wertvollen, weil umfassen-
den Quelle ableitbare Schlisse sowie auch Fehlschlusse zu erkennen,
und somit die Aussagekraft dieser Einkommensdaten auszuloten.
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2. Auswertung der Industriestatistik des Osterreichischen
Statistischen Zentralamtes

2.1 Statistische Grundlagen

Die monatliche Erhebung des Statistischen Zentralamtes, dessen
Jahresergebnisse 1982 zum siebenundzwanzigsten Male als , Industrie-
statistik* publiziert wurden, stellt eine Vollerhebung von Produktion,
Beschiftigung, Auftragslage und Energieverbrauch der knapp
7000 meldepflichtigen 0Osterreichischen Industriebetriebe dar. Der
Erfolg der Erhebung liegt, gefordert durch eine intensive Mahntétig-
keit, jahrlich bei 99,9 Prozent der eingeforderten Monatsmeldungen.
Von den 23 Industriebranchen, die die Industriestatistik des OStZ
ausweist, wird hier die Audiovisions- und Filmindustrie nicht bertick-
sichtigt. Die ubrigen 22 Branchen sind im folgenden mit den hier
zugewiesenen romischen Ziffern gekennzeichnet:

I Bergwerke, II Eisenhiutten, III Erdoél, IV Steine/Keramik, V Glas,
VI Chemie, VII Papiererzeugung, VIII Papierverarbeitung, IX Holzver-
arbeitung, X Nahrungs- und GenuBmittel, XI Ledererzeugung, XII Le-
derverarbeitung, XIII Giellereien, XIV NE Metallindustrie, XV Maschi-
nen- und Stahlbau, XVI Fahrzeugindustrie, XVII Eisen und Metallwa-
ren, XVIII Elektroindustrie, XIX Textilien, XX Bekleidung, XXI Gas-
und Warmeversorgung, XXII Wasserversorgung

Aus den fiir die 23 Industriezweige gemeldeten Beschiftigtenstanden
sowie aus den Lohn- und Gehaltssummen wird ein durchschnittli-
cher(s) Bruttojahreslohn je Arbeiter bzw. -gehalt je Angestellten ermit-
telt. Dabei eingeschlossen sind Lehrlingsentschiadigungen sowie alle
Sonderzahlungen (wie Remunerationen, Urlaubszuschiisse, Pramien
usw.).

Um eine Gegentiberstellung der absoluten Niveaus von Léhnen und
Gehailtern zu ermoglichen, wird auf eine Bertlicksichtigung der Schwan-
kungen der geleisteten Arbeitsstunden und damit auf eine Ermittlung
fiktiver Stundenldohne verzichtet, da die geringfiigige Reduktion der
Arbeitszeit im betrachteten Zeitraum keinesfalls als Arbeitszeitverkiir-
zung gelten kann: Die durchschnittliche taglich geleistete Arbeitszeit
der Industriearbeiter betrug im Jahre 1978 7,02 Stunden und im Jahre
1982 6,95 Stunden. Im Vergleich einzelner Teilaggregate kénnen sich
jedoch sehr wohl durch die Nichtberiicksichtigung von branchenweise
unterschiedlichen Arbeitszeitentwicklungen gewisse Verzerrungen
ergeben (vgl. Abschnitt 2.2.1).

2.2 Datenauswertung

2.2.1 Hauptergebnisse

Das diesem Abschnitt zugrundeliegende Datenmaterial wird in den
Tabellen 1-3 sowie in den Abbildungen 1 und 2 dargestellt. Augen-
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scheinlich ist dabei zunichst, dal3 die gemessenen Zuwachsraten deut-
lich aber den aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ermittel-
ten Zuwichsen des realen durchschnittlichen Arbeitnehmereinkom-
mens (vgl. oben Abschnitt 1.1) liegen.

Ein weiteres Charakteristikum ist wohl das weit ilber dem Lohnzu-
wachs liegende Ergebnis bei den Gehaéltern, doch bei der Interpretation
ist &uBBerste Vorsicht geboten. Denn die in der Industriestatistik ermit-
telten Pro-Kopf-Lohn- und Gehaltssummen weichen erheblich von der
Entwicklung der Tariflohne- und Gehilter ab, wo It. Tabelle1 die
Zuwiéchse bei den Gehaltern sogar unter der Lohnentwicklung lagen.

Der Anstieg bei den Pro-Kopf-Gehiltern ist folglich neben der
Tarifpolitik auch anderen Faktoren zuzuschreiben, von denen drei eine
besondere Betrachtung verdienen: Erstens die automatischen Vorrik-
kungen (,,Biennalspriinge*), zweitens die Einbeziehung der Abfertigun-
gen in die Jahreslohn- und Gehaltssummen, und drittens der Einfluf3
der Fluktuation auf das Einkommen. Allerdings ist eine globale Bewer-
tung dieser Faktoren nur schwer moglich, da im Detail verschiedene
Wirkungsweisen beobachtbar sind.

So sollten sich die Biennalspriinge dort nicht auswirken, wo die
Beschiftigung etwa konstant blieb, d. h. wo fiir die aus den hohen
Gehaltsgruppen ausscheidenden Angestellten wieder junge eingestellt
werden, die am unteren Ende der Gehaltsskala liegen. Tritt dagegen
eine Reduktion der Angestelltenzahl ein (d. h. der Abgang wird nicht
komplett ergianzt), konnen die automatischen Vorrickungen sehr wohl
zu einer zuséatzlichen Ausweitung der Gehaltssumme fiihren. Ahnlich
differenziert miissen die Abfertigungen betrachtet werden. Seit der
Einfiihrung der Abfertigung fiir Arbeiter sollten diese keine Verzerrung
zwischen Lohn- und Gehaltssummenwachstum bewirken’.

Der Einflul der Abfertigungen ldafit sich am eindruckvollsten am
Beispiel der Branche Eisen- und Metallwaren demonstrieren: Der
Konkurs der Firma Eumig, die vom OStZ in dieser Branche erfafit
wurde, schlagt voll auf die Statistik durch: In diesem Unternehmen
standen alle Beschiftigten im Angestelltenverhaltnis, die Reduktion
der Angestelltenzahl in dieser Branche spiegelt somit voll den Konkurs
der Firma Eumig wider (vgl. Tabelle 2). Die dadurch alleine bei Ange-
stellten entstehenden Abfertigungsanspriiche bldhten die Gehalts-
summe soweit auf, daf} in Tabelle 1 die Eisen- und Metallwarenindustrie
den Rekordgehaltszuwachs mit 18,6 Prozent von 1978-1982 verzeichnet,
wihrend die Lohnsumme nur die unterdurchschnittliche Steigerungs-
rate von 1,8 Prozent aufweist.

Der Fall Eumig kann somit in zweifacher Hinsicht als Beispiel
dienen: erstens um zu zeigen, wie sehr Detailinformationen der Bran-
chen- und Firmenebene zur Interpretation des Ergebnisses nétig sind,
und zweitens als Beleg dafiir, wie stark Einzelfille bei so kleinen
Grundgesamtheiten wie in Osterreich das Gesamtergebnis beeinflussen
. kénnen (vgl. auch Glasindustrie).

Die Fluktuation macht sich wohl insofern bemerkbar, als erstens in
der betrachteten Periode Arbeiter 6fter den Arbeitsplatz wechselten als
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Tabelle 1:
Arbeiter Angestellte Tariflohnindex
durchschnittlicher durchschnittlicher realer
nomineller Brutto- Zuwachs nomineller Brutto- Zuwachs Zuwachs
jahresverdienst 1978-1982 jahresverdienst 1978-1982 1978-1982
Industriezweig in 1.000 6S in 1.000 6S in %!
Rang Real Rang Real Arbei- Ange-
1978 1982 1978 1982 in %' Rang [1978 1982 1978 1982 in %' Rang | ter stellte
1 Bergwerke 1553 208,1 6 5 8,0 2 276,6 357,0 2 2 4,0 16 55 38
II Eisenhiitten 158,1 209,1 4 E 6,6 4 232,7 319,8 5 4 10,7 2 ¢ !
III Erdol 2274 288,7 1 1 2.3 13 310,8 4079 1 1 D7 13 40 41
v Steine/Keramik 150,3 1874 i 8 0,5 20 217,0 2826 11 12 49 14 2,0 3,8
Y Glas 139,7 1941 12 6 12,0 1 2333 2918 4 8 0,8 21 3,0 1,0
Vl Chemie 140,56 1842 11 12 5,6 T 226,8 293,1 6 7 4,1 15 1,6 11
VII Papiererzeugung 1648 217,0 3 3 6,1 6 2442 3329 3 3 9.8 3 3,5 34
VIII Papierverarbeitung 1146 151,56 18 18 6,5 5 222,2 3014 8 5 93 4 49 24
IX Holzverarbeitung 126,2 154,2 15 17 -1,5 21 190,3 2414 17 18 2,2 20 1.7 29
X Nahr.-/GenuB3mittel 1373 1756 13 13 31 12 209,8 270,55 13 15 3,9 18 1,2 LT
XI Ledererzeugung 2.1 1187 20 20 3,9 9 184,1 2434 18 17 6,5 11 -0,9 -
XII Lederverarbeitung 88,5 1118 21 21 j 1 § 18 169,7 217,7 21 21 34 19 -14 -
XIII GieBereien 147,7 187,2 9 10 2,1 14 2177 290,6 10 9 T 8
XIV NE Metallind. 1447 1870 10 11 4,1 8 216,8 288,9 12 10 74 9
XV Masch.-/Stahlbau 148,2 1874 8 8 1,9 i5 220,1 284,22 9 11 4,0 16 5.9 38
XVI Fahrzeugindustrie 1334 1710 14 14 3,3 11 208,2 279,2 14 13 8,0 6 3 3
XVII Eisen u. Metallw. 126,0 1593 16 16 1,8 16 176,1 259,2 20 16 18,6 1
XVIII Elektroindustrie 124,9 160,2 17 15 3,4 10 2077 2757 16 14 6,9 10
XIX Textilien 95,2 1263 19 19 6,9 3 179,2 2414 19 18 8,5 5 2,6 3,6
XX Bekleidung 793 1002 22 22 1,8 16 151,2 199,6 22 22 6,4 12 2,0 e i
XXI Gas- + Warmeversg. 1737 . 21%7 2 2 1,0 19 2249 300,6 7 6 7.7 7 6,1 1,0
XXII Wasserversorgung 1559 1904 2 7 -1,6 22 196,7 239,6 16 20 -1,9 22 - -
Industrie, insgesamt 1323 169,8 3.4 209,3 2794 7.5 3,8 3,0

1 Deflator 1978-1982 (It. Verbraucherpreisindex): 24,1%
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Tabelle 2:

Beschiaftigtenstand! Produktivi-
Arbeiter Angestellte tatsindex?
Industriezweig Veranderung Verédnderung 1982
1978-1982 1978-1982 1978 =
1978 1982 in% Rang 1978 1982 in% Rang| 100% Rang

I Bergwerke 11.379 9.684 -14,9 20 2.773 2.716 -21 14 125,7 5
II Eisenhtitten 28.473 26.287 - 1,7 13 11.014 11.081 0,6 10 90,6 20
III  Erdol 5.522 5.426 - 1,7 5 3.084 3.226 46 3 713 21
v Steine/Keramik 19.905 17.662 -11,3 16 6.574 6.470 - 16 13 108,7 16
v Glas 5.591 5.832 43 3 1.735 1.742 0,4 11 143,7 1
VI Chemie 39.858 36.888 -75 11 21.417 21.721 1,4 9 116,1 11
VII Papiererzeugung 11.742 10.099 -14,0 17 3.005 2.816 - 6,3 16 131,2 3
VIII Papierverarbeitung 6.727 6.352 - 5,6 9 2.361 2.427 2,8 6 140,7 2
IX Holzverarbeitung 22.963 19.635 -14,5 19 6.143 5.671 - 7,7 17 1114 14
X Nahrungs-/Genuf3mittel 33.640 31.123 - 75 11 16.782 16.567 -13 12 122,2 6
XI  Ledererzeugung 1.234 980 -20,6 21 233 173 -25,2 20 130,0 4
XII Lederverarbeitung 11.659 12.193 46 2 2.269 2.342 2,0 7 112,7 13
XIII GieBerei 8.379 7.493 -10,6 15 1.789 1.702 - 49 15 104,8 18
XIV NE Metallindustrie 5.738 5.630 -19 6 2.190 2233 2,0 y ! 108,4 17
XV  Maschinen-/Stahlbau 52.080 50.982 -21 7 26.104 26.879 3,0 5 110,4 15
XVI Fahrzeugindustrie 20.942 21.439 24 4 9.929 10.252 3,3 -4 116,8 9
XVII Eisen- und Metallw. 43.242 39.619 -84 14 20.196 14.337 -29,0 21 120,0 7
XVIII Elektroindustrie 46.828 45.593 - 2,6 8 23.777 26.241 10,4 2 118,4 8
XIX Textilien 35.030 30.138 -14,0 17 12.511 10.981 -12,2 18 115,9 12
XX Bekleidung 26.759 25.040 - 6,4 10 6.064 5.288 -12,8 19 116,8 9
XXI Gas- + Warmeversorgung 2.328 2.523 8,4 1 1.325 1.536 15,9 1 101,9 19
Industrie insgesamt 440.064 410.618 -6,7 181.275 176.401 -2,7 113,0

1 Quelle: Wirtschafts- und Sozialstatistisches Taschenbuch der Arbeiterkammer Wien
2 Quelle: Industriestatistik des OStZ, 1. Teil, Tabelle 360




Tabelle 3:
Die Einkommensentwicklung in der ésterreichischen Bauwirtschaft
Quelle: Baustatistik des OStZ
Erhebung: Bauindustrie: Totalerhebung
Baugewerbe: Stichproben
Ermittelte Verdienste: Jahresdurchschnitte

TARIF-
LOHN-
INDEX
realer realer
BRUTTOEINKOMMEN Zuwachs Zuwachs
1978 1982 1978-1982 1978-1982

in 6S Rang* in 6S Rang* in % Rang* in %

¢ Ang/Jahr 277800 2 332137 4 -37 23 21
8% Arb./Jahr 184700 2 224615 2 -2,0 23

Mg  Arb./Stunde 86,1 99,3 17,1 2,2
% Ang/Jahr  188.400 240.530 2,9

8¢ Arb./Jahr 124.000 153.456 -0,3

% Arb./Stunde 61,5 75,3 -1,

 E Ang/Jahr  213.800 265.061 -0,1

2% Arb./Jahr 140.800 172.791 251

@ % Arb./Stunde 68,7 82,3 -3,5

* Rang, der sich bei Eingliederung in Tabelle 1 ergéibe

Angestellte (was aus den Beschéftigtenzahlen nicht ablesbar ist), und da
ein solcher Arbeitsplatzwechsel bei Arbeitern in einer Rezessionsphase
eher mit Einkommenseinbuflen verbunden ist als bei Angestellten.

Eine weitere Schwierigkeit bei der Beurteilung ergibt sich dadurch,
dafl3 trotz der relativ kleinen Grundgesamtheiten oft auch héchst
inhomogene Bereiche gemeinsam bewertet werden wie etwa in der
Nahrungs- und GenuBmittelindustrie, die verschiedenste Tatigkeitsbe-
reiche umfafBt (konjunkturreagible GenuBmittelnachfrage, stabiler
Grundnahrungsmittelbereich).

Ein eigenes Problem stellt der Bausektor dar. Da die Industriestati-
stik des OStZ in ihrer Branchengliederung ohne die Bauindustrie
erstellt wird, sollen hier die der Baustatistik entnommenen Werte als
anndhernde Vergleichswerte gegentlibergestellt werden (vgl. Tabelle 3).
Da der Bausektor in ganz besonderem Mafle Arbeitszeitschwankungen
unterworfen ist, werden hier auch Stundenverdienste ausgewiesen. Das
Ergebnis der Bauindustrie wird allerdings dadurch unterbewertet, daf3
es im Basisjahr 1978 zu einem tiberdurchschnittlichen ,,Nachhol*“-KV-
Abschlufl kam, was die Entwicklung der folgenden Jahre unterzeich-
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Abbildung 1:
Durchschnittliche Jahreseinkommen in der ésterreichischen
Industrie 1982 (in 1.000 6S)
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Abbildung 2:
Reale Einkommenszuwichse in der désterreichischen Industrie
1978-1982 (in Prozent)
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net. Eine weitere Schwierigkeit liegt in der in der Bauindustrie beson-
ders relevanten Zusammensetzung des Einkommens aus verschiede-
nen, teils heftig schwankenden Bestandteilen (v. a. div. Zulagen).

Bei der Betrachtung der tibrigen Branchen in Tabelle 1 und 2 zeigt
sich, daf3 in der Branche XXII (Wasserversorgung) sowohl bei Arbeitern
als auch bei Angestellten Realeinkommensverluste auftreten. In Bran-
che IX (Holzverarbeitung) war dies nur bei den Arbeitern der Fall.
Deutlich unter den durchschnittlichen Zuwachsraten entwickelten sich
auch die Lohne in IV, XXI und XX (Steine/Keramik, Gas/Warmeversor-
gung und Bekleidung), sowie die Gehalter in IX, XII und X (Holzverar-
beitung, Lederverarbeitung und Nahrungs/GenufB3mittel).

Bei den anderen Branchen, die zum Teil erhebliche Realeinkom-
menszuwichse realisierten, stechen die tuberdurchschnittlichen
Zuwichse folgender Branchen besonders ins Auge: Bei Arbeitern und
Angestellten in II, VII, VIII (Eisenhtitten, Papiererzeugung, Papierver-
arbeitung), nur bei den Lohnen in V, I, XIX und VI (Glas, Bergwerke,
Textilien und Chemie), nur bei den Gehéltern bei XVII (Eisen/Metall-
waren).
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In allen tibrigen Branchen liegen die Zuwéichse knapp an den
Durchschnittswerten, die fiir die gesamte Periode 1978-1982 bei den
Arbeitern 3,4 Prozent und bei den Angestellten 7,5 Prozent betrugen.

2.2.2 Konstanz der Branchenhierarchien

Zuerst wurde untersucht, ob sich durch diese Entwicklung Anderun-
gen in den bestehenden Hierarchien ergaben. Dabei wurde durch die
Ermittlung von Rangkorrelationen gepriift, wieweit die Rangordnung
der Einkommensniveaus aus dem Jahre 1978 mit der des Jahres 1982
lUbereinstimmt. Dies trifft sowohl far Angestellte als auch ganz beson-
ders filir Arbeiter zu.

Bei den Arbeitern gibt es bei der Rangordnung des Jahres 1982 nur in
einer Branche eine Abweichung um mehr als zwei Ringe von der
Plazierung im Jahre 1978 (V-Glas — von Rang 12 auf Rang 6). Die ersten
vier Range, belegt von III, XXI, VII und II (Erdol, Gas/Warmeversor-
gung, Papiererzeugung und Eisenhuitten) sowie die letzten fiinf Ringe,
belegt von VIII, XIX, XI, XII und XX (Papierverarbeitung, Textil,
Ledererzeugung, Lederverarbeitung und Bekleidung) stimmen in bei-
den Jahren exakt liberein. Daraus ergibt sich der hohe Korrelationsko-
effizient von r = 0,97.

Bei den Angestellten weichen die Plazierungen des Jahres 1982 nur in
vier Fillen um mehr als zwei Ridnge von denen des Jahres 1978 ab,
wodurch sich der ebenfalls sehr hohe Korrelationskoeffizient von
r = 0,96 ergibt. Die Erstplazierten III, IT und VII (Erdol, Bergwerke und
Papiererzeugung) stimmen ebenso in beiden Jahren tliberein wie die
beiden letzten, XII und XX (Lederverarbeitung und Bekleidung).
Abweichungen um vier Riange zeigen V (Glas, von 4 auf 8), XVII (Eisen/
Metallwaren, von 20 auf 16) und XXII (Wasserversorgung, von 16 auf
20).

Insgesamt ist also sowohl bei Arbeitern als auch bei Angestellten eine
ziemliche Konstanz der Hierarchie festzustellen, die bei beiden Ein-
kommenskategorien im Spitzenfeld und am unteren Ende der Skala am
ausgepragtesten erscheint.

2.2.3 Statischer Vergleich von Lohn- und Gehaltshierarchie

Interessante Ergebnisse zeigt auch der Vergleich von Lohn- und
Gehaltshierarchie. Spitzenreiter bei Arbeitern und Angestellten ist
eindeutig III (Erdol). Ebenfalls im Vorderfeld bei Lohnen und Gehal-
tern findet man die Branchen VII, II, I und XXI (Papiererzeugung,
Eisenhiitten, Bergwerke und Gas/Warmeversorgung).

In beiden Wertungen am Ende des Feldes liegt XX (Bekleidung),
davor XII (Lederverarbeitung). Ebenfalls im Schluf3feld beider Reihen
befinden sich ubereinstimmend XI, XIX und IX (Ledererzeugung,
Textilien und Holzverarbeitung).
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Die grofiten Diskrepanzen treten auf im Sektor XXII (Wasserversor-
gung), bei dem.die Léhne in den Jahren 1978 bzw. 1982 die Range 5 und
7 einnehmen, die Gehaélter allerdings nur die Ringe 16 bzw. 20. Der
umgekehrte Fall tritt auf bei VIII (Papierverarbeitung, mit Rang 18 bei
den Lohnen und den Réngen 8 bzw. 5 beim Gehaltsniveau).

Die Reihung der anderen Branchen ergibt zwischen Léhnen und
Gehailtern ein weitgehend tibereinstimmendes Bild.

2.2.4 Entwicklung der Streuung

Die néchste Frage galt der Verdnderung der Streuung. Im ersten
Schritt wurde dabei ein Medianwert der Branchenléhne bzw. -gehélter
ermittelt, d. h. ein Einkommensniveau, das jeweils von der Héalfte der
Branchen nicht erreicht bzw. nicht tberschritten wird. Anschlie3end
wurde die durchschnittliche Abweichung der einzelnen Branchenni-
veaus von diesem Median errechnet und deren Wert fiir 1978 und 1982
verglichen.

Tabelle 4
Durchschnittliche Abweichung Extremste Abweichung
der Brancheneinkommens- vom Median (in %)
niveaus vom Median (in %) Loéhne Gehaélter
Bl Gehalter nach nach nach nach
oben unten oben unten
1978 16,52 1125 62,3 43,4 43,3 30,3
1982 16,21 | G 55,5 46,0 43,9 29,6

Dynamisch betrachtet erhdhte sich also bei den Gehaltern die Streu-
ung gemessen an der durchschnittlichen Abweichung von Median,
wahrend sich bei den Lohnen eine leichte Verringerung zeigt.

Dieses Ergebnis wird allerdings dadurch verfilscht, da3 das unter-
schiedliche Gewicht, ndmlich die Beschiftigtenzahl der einzelnen Klas-
sen, nicht berticksichtigt wird. Aus Tabelle 2 ist ersichtlich, daf3 die
Branchen mit den extremsten Einkommen einen relativ unbedeuten-
den Anteil an der Gesamtbeschiftigung der Industrie ausmachen.

Deshalb wurde im zweiten Schritt die durchschnittliche relative
Abweichung der Brancheneinkommen vom gesamtindustriellen
Durchschnittseinkommen, gewichtet mit den Beschéftigtenzahlen der
Branchen, jeweils fiir Lohne und Gehaélter und fiir die Jahre 1978 und
1982 ermittelt.

Dabei ergeben sich fiir das Jahr 1982 unterschiedliche Werte je
nachdem, ob als Gewichte die aktuellen Beschiftigtenzahlen (von 1982)
verwendet werden, oder ob konstante Gewichte (also die Beschiftigten-
zahlen von 1978) verwendet werden, was den Einflull der Verschiebun-
gen der Beschiftigtenstruktur ausschlief3t. Die sich dadurch ergeben-
den Abweichungen erwiesen sich allerdings als unbedeutend.
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Tabelle 5

Gewogene, relative mittlere Branchenabweichungen
vom Durchschnittseinkommen (in Prozent)
1982 1982

1978 (Gewichte 1982) (Gewichte 1978)
Lshne 13,85 1441 14,49
Gehilter 8.88 7.21 7.46

Bei der Auswertung der in den Tabellen 3 und 4 dargestellten
Ergebnisse zeigen sich folgende Phinomene:
— Statisch betrachtet sind die Lohne wesentlich breiter gestreut als die

Gehalter.
— Bei den extremsten Abweichungen weichen die Maximalwerte star-
ker nach oben ab als die Minimalwerte nach unten.

Tabelle 6

Prozentuelle Abweichung vom Median
der Branchen

LOHNE GEHALTER
1978 1982 1978 1982
(Erdol) 62,3 55,5 43,3 43,9
24,0 17,3 27,5 26,0
17,6 16,9 12,7 17,5
12,8 12,7 7,6 12,8
11,3 12,1 7,3 6,4
POSITIVE 10,8 4,6 4,6 6,1
ABWEICHUNG 7,2 2,6 3,7 3,4
5,8 1,0 2,4 3,0
5,4 1,0 1,5 2,5
3,3 0,9 0,4 1,9
0,3 0,8 0,0 0,3
— MEDIAN
0,3 0,8 0,0 0,3
2,0 54 3,3 1,5
4,8 7,9 4,0 2,7
9.9 13,7 4,2 4,6
NEGATIVE 10,1 14,1 9,3 8,5
ABWEICHUNG 10,8 16,9 12,3 14,1
18,2 18,4 15,1 14,8
32,0 32,0 17,4 14,8
34,3 36,0 18,8 15,5
36,8 39,8 21,8 23,2
(Bekleidung) 43,4 46,0 30,3 29,6
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— Gewichtet man die Branchenabweichungen mit ihren Beschéftigten-
zahlen, so ergibt sich im Zeitablauf eine Verbreiterung der Streuung
bei den Loéhnen, wiahrend bei den Gehiltern die durchschnittliche
Abweichung vom Mittelwert relativ kraftig abnimmt.

— Wihrend bei den Gehiltern die Schiefe der Verteilung etwa konstant
bleibt, ist bei den Léhnen eine Verschiebung nach unten zu bemer-
ken: Die Spitzen riicken nidher an den Medianwert heran, die Mini-
malwerte entfernen sich dagegen noch weiter nach unten. Die durch-
schnittliche Abweichung vom Median wird dadurch zwar nicht
erheblich beeinfluf3t, wohl aber die Schiefe.

— Dies zeigt sich auch, wenn man fir die Jahre 1978 und 1982 jeweils
das Einkommensniveau der bestbezahlten Branche (flir beide Ein-
kommensraten und flir beide Jahre Erddél) in Prozent des Niveaus der
schlechtestbezahlten (Bekleidung) ausdriickt:

Arbeiter Angestellte
1978 286,8% 205,6%
1982 288,1% 204,4%

Zusammenfassend kann also bei den Léhnen eine Verbreiterung der
ohnehin schon gréfleren Streuung, bei den Gehaéltern eine gegenliufige
Tendenz festgestellt werden.

2.2.5 Vergleich Niveau—-Zuwachsraten

Anschlie3end wurde untersucht, wie weit zu dieser Entwicklung der
Streuung etwaige Zusammenhédnge zwischen Lohn- bzw. Gehaltsni-
veau und den Zuwachsraten beigetragen haben kénnen.

Diese Frage wird durch die Berechnungen eindeutig negativ beant-
wortet. Zwischen dem absoluten Niveau der Arbeiterlohe bzw. Ange-
stelltengehdélter und deren Zuwachsraten kann zwischen 1978 und 1982
keinerlei Zusammenhang nachgewiesen werden.

Die zweiundzwanzig Branchen wurden sowohl nach ihrem Lohn-
bzw. Gehaltsniveau 1978 als auch nach der Hohe der Zuwachsraten
gereiht. Aus diesen beiden Reihungen wurden wiederum die Rangkor-
relationen berechnet, die fir Arbeiter r = —0,03 und fliir Angestellte
r = —-0,02 ergaben. Diese Werte, die negativ sind und unter einem
Zehntelprozent liegen, signalisieren eine voéllige Unabhédngigkeit der
beiden Reihungen.

Empirisch kann somit weder ein Nachweis flir die These, daB
Realeinkommenserhohungen eher auf einem hohen Ausgangsniveau
realisierbar sind, noch fiir einen Aufholprozef3 der unteren Einkommen
erbracht werden.
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2.2.6 Vergleich von Lohn- und Gehaltsentwicklung

Im néichsten Schritt wurde tiberpriift, ob die Einkommensentwick-
lung far Arbeiter und Angestellte parallel lief, ob sich die Gemeinsam-

keiten im Zeitablauf verstarkten oder abschwichten.

In einem dynamischen Vergleich wurden die zweiundzwanzig Bran-
chen erneut gereiht, und zwar nach der Héhe der Zuwichse einerseits
bei den Lohnen, andererseits bei den Gehéltern. Der geringe positive
Zusammenhang, der durch den Korrelationskoeffizienten von r = 0,32
ausgewiesen wird, ist auch aus einer graphischen Darstellung ersicht-

lich.

Abbildung 3:
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Falls ein Zusammenhang zwischen den beiden Reihen existierte, .
miiflte sich die Verteilung entlang der 45-Grad-Geraden gruppieren. Die
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doch eher systemlose Streuung im Diagramm zeigt ein relativ hohes
MafB an Unabhéngigkeit. Es existieren zwar weitgehend tbereinstim-
mende Werte fur die Branchen II (Eisenhiitten, Ridnge 4 und 2), III
(Erdol, 13/13), VIII (Papierverarbeitung, 5/4), XI (Ledererzeugung, 9/11),
XIV (NE-Metall, 8/9), XV (Maschinen/Stahlbau, 15/16), XVIII (Elektroin-
dustrie, 10/10), XIX (Textilien, 3/5), sowie am Ende des Feldes bei XII
(Lederverarbeitung, 18/19), IX (Holzverarbeitung, 21/20) und XXII (Was-
serversorgung, 22/22). Daneben treten aber auch erhebliche Diskrepan-
zen auf, wie etwa bei I (Bergwerke, 2/16), V (Glas, 1/21), XVII (Eisen/
Metallwaren, 16/1) und bei XXI (Gas/Wiarmeversorgung, 19/7).

Im néichsten Schritt wurde untersucht, wie diese Entwicklungen
zwischen 1978 und 1982 auf den Zusammenhang der jeweiligen Bran-
chenlohnniveaus mit dem Gehaltsniveau der selben Branche wirkten.
Dazu wurden fiir die beiden Jahre 1978 und 1982 wieder Rangkorrelatio-
nen berechnet und dargestellt, und zwar wurden korreliert die Reihung
der Branchen nach dem Lohnniveau mit der Reihung nach dem
Gehaltsniveau.

Abbildung 4a:
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Dabei ergab sich fiir 1982 mit r = 0,75 ein etwas geringerer Wert als fur
1978 (r = 0,77). Dieser Wert 1483t zwar darauf schlielen, da3 sich die
Lohn- und Gehaltshierarchie etwas auseinanderentwickeln. Doch wird,
wie auch eine Betrachtung der Abbildungen 4a und 4b zeigt, der Wert
fir 1982 erheblich von den beiden Branchen VIII (Papierverarbeitung,
Rang 18 bzw. 5) und XXII (Wasserversorgung, 7/20) geprégt. Abgesehen
von diesen ,,AusreiBern® ist eine gewisse Konsolidierung (entspricht
einer Gruppierung um die 45-Grad-Gerade) zu erkennen. Das heif3t, daf3
Lohne und Gehilter derselben Branche verstirkt dazu tendieren, etwa
denselben Platz in der Branchenhierarchie einzunehmen.

2.2.7 Vergleich Einkommens- und Beschaftigungsentwicklung
Eine weitere zu untersuchende Frage galt der Existenz eines mogli-

chen positiven Zusammenhanges zwischen Einkommens- und Beschéf-
tigungsentwicklung, doch schon die einfachen Rangkorrelationen
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widerlegten jeden solchen Zusammenhang. Beim Vergleich der bran-
chenweisen Rangordnung ,, Verianderung der Arbeiterzahl* mit ,,Veran-
derung des Lohnes* im Zeitraum 1978-1982 ergibt sich ein Koeffizient
von r = -0,12, der entsprechende Wert fiir Angestellte betrigt r = 0,07.

Wihrend also die Ermittlung der Rangkorrelationen eine Unabhén-
gigkeit von Beschiftigungs- und Einkommensentwicklung zeigte, 1a3t
sich aus der Betrachtung von Abbildung 5, die die Entwicklung dieser
beiden Groflien fiir die Industriearbeiter darstellt, ein wesentlicher
Schlufl ableiten:

Die Lohnsteigerungen sind relativ eng um den Mittelwert von 3,4
Prozent gestreut, unabhéngig von der Verianderung des Beschiftigten-
standes (die Regressionsgerade verlauft fast parallel zur Ordinate).
Daraus ergibt sich, dafl die Lohnpolitik das Ziel erreichte, im Verhaltnis
zur Beschiéftigungssituation einer Branche relativ ausgeglichene Lohn-
steigerungen zu realisieren.
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2.2.8 Vergleich Einkommens- und Produktivititsentwicklung

AbschlieBend wurde noch die Frage aufgeworfen, ob eine Parallelitit
von Einkommensentwicklung und Produktivititsentwicklung der ein-
zelnen Branchen vorliegt. Zu diesem Zwecke wurden die Branchen
nach ihrer Produktivitidtsentwicklung zwischen 1978 und 1982 gereiht®.
Diese Rangordnung wurde einerseits mit der Rangordnung der Real-
lohnzuwéachse, andererseits mit der der realen Gehaltszuwiachse korre-
liert.

Waihrend der Zusammenhang: Reallohnzuwachs — Produktivitatszu-
wachs den Korrelationskoeffizient r = 0,46 erreicht, ergab sich fiir die
Paarung: reale Gehaltssteigerung — Produktivitatssteigerung mit r =
—0,05 ein Wert, der Unabhéngigkeit signalisiert. Das bedeutet, daB3 sich
die Einkommen der Angestellten losgelost vom Produktivitiatsfort-
schritt entwickeln, wiahrend die Arbeiterléhne doch relativ an diesem
orientiert sind.
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Auffillig bei der detaillierteren Betrachtung dieser Ergebnisse ist das
gute Abschneiden der Papierindustrie in allen Bereichen: Sowohl VII
als auch VIII (Papiererzeugung, Papierverarbeitung) liegen bei den
Einkommenszuwichsen der Arbeiter und Angestellten ebenso im Vor-
derfeld wie bei der Produktivitatsentwicklung.

Die anderen Branchen mit hohen Produktivititszuwédchsen wie V
und I (Glas- und Bergwerke) liegen zwar bei den Lohnzuwichsen
ebenfalls vorne, nicht jedoch bei den Gehaltszuwichsen. Bei den
Branchen mit einer schwachen oder gar negativen Produktivitidtsent-
wicklung ist bei XXI und IV (Gas/Warmeversorgung und Steine/
Keramik) ein Zusammenhang mit einer schwachen Reallohnentwick-
lung abzulesen.

Allgemein laf3t sich feststellen, dal zwischen Produktivitits- und
Realeinkommenswachstum bei Gehéltern kein Zusammenhang
besteht, und bei den Léhnen nur in jenen Branchen, die weit tiber-
durchschnittliche Produktivitidtsergebnisse aufweisen.
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3. Zusammenfassende Beurteilung

Da die Zuverlissigkeit des zugrundeliegenden Datenmaterials nicht
hunderprozentig ist, durfen bei der Darstellung der Ergebnisse der
vorliegenden Arbeit nicht (scheinbar) exakte, errechnete Zahlen
betrachtet werden. Hingegen lassen die Untersuchungen sehr wohl
gewisse Grundtendenzen erkennen:

— So zeigt das Einkommensgefiige in der dsterreichischen Industrie
eine branchenweise héchst unterschiedliche Realeinkommensent-
wicklung, wobei die bestehenden, relativ stark ausgepragten Hierar-
chien in den durch eine schwache Realeinkommensentwicklung
gekennzeichneten Jahren kaum Verdnderungen unterworfen waren.

— Diese ausgepragte Hierarchie stimmt branchenweise flir Arbeiter und
Angestellte weitgehend tberein, besonders aber am unteren Ende des
Feldes, wo sowohl bei Lohnen als auch bei Gehiltern dieselben
Branchen zu finden sind.

— Die Streuung von der best- zur schlechtestbezahlten Branche ist bei
den Léhnen erheblich grofler als bei den Gehidltern, und dies in
zunehmendem MaljBe.

— Ein Zusammenhang von Einkommensniveau und Einkommenszu-
wachsraten konnte nicht nachgewiesen werden.

— Lohn- und Gehaltssteigerungen treten branchenweise nicht in exak-
tem Gleichschritt auf, dennoch tendieren Lohne und Gehilter dersel-
ben Branche dazu, etwa denselben Platz in der Branchenhierarchie
einzunehmen.

— Die Verianderung der Reallohne verlauft branchenweise relativ unab-
hiangig von der Beschiftigungssituation.

— Die Gegentiberstellung mit einer BRD-Studie® ergibt in den ver-
gleichbaren Punkten ein weitgehend tbereinstimmendes Bild mit
den Ergebnissen der vorliegenden Studie. So liegen auch in der BRD
die Gehaltszuwachsraten tiber den Lohnzuwachsraten, wobei die
Sektoren EDV-Anlagen und Biliromaschinen die besten Ergebnisse
erzielten, und Eisen und Stahl, Bekleidung, Holzverarbeitung,
Maschinen- und Fahrzeugbau am Ende des Feldes liegen. Auch die
Reihung der Branchen nach dem Einkommensniveau zeigt ein dhnli-
ches Bild wie in Osterreich: GroBere Abweichungen gibt es nur bei
den Branchen Eisen und Stahl, Glas, Papier- und Pappeerzeugung
und -verarbeitung, deren Lohn- und Gehaltsniveau in Osterreich in
der branchenweisen Reihung erheblich weiter vorne zu finden ist als
in der Hierarchie BRD, sowie in der Fahrzeugindustrie, die den
umgekehrten Fall darstellt.

— Ein Zusammenhang der Einkommenssteigerungen mit dem Produk-
tivitatsanstieg der Branche gilt wohl fiir die Arbeiterléhne, und hier
besonders fiir die Branchen mit tiberdurchschnittlichen Produktivi-
titszuwachsen, nicht aber fiir die Angestelltengehélter.
AbschlieBend bleibt noch festzustellen, daf3 fast alle Ergebnisse der

vorliegenden Untersuchung durch immer wieder auftretende ,,Ausrei-

Ber“-Branchen relativiert werden, deren Werte allgemein beobachtba-
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ren Tendenzen entgegenstehen. Zu deren Erkldrung ware eine noch
detailliertere Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung dieser Bran-
chen vonndéten, deren Werte oft nur durch die Verhaltnisse in einigen
wenigen dominierenden Grof3betrieben bestimmt werden.
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Supper (1981), S. 132
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Werden unangenehme
Arbeitsbedingungen durch hohere
Lohne ausgeglichen? —

Ein Test der Theorie
kompensierender
Lohndifferentiale

Josef Christl

1. Einleitung:

Es entspricht einer weitverbreiteten Ansicht, daf3 Leute, die schwere,
anstrengende und risikoreiche Arbeit verrichten, auch entsprechend
héher fiir ihre Arbeitsmiihe entlohnt werden (oder zumindest werden
sollten). Diese simple und einleuchtende Annahme findet ihre 6kono-
mische Entsprechung in der Theorie der kompensierenden Lohndiffe-
rentiale, die Adam Smith in ,,The Wealth of Nations* formulierte. Trotz
ihrer langen Tradition wurde die klassische Lohnstrukturtheorie in
Osterreich noch keinem empirischen Test unterzogen. Dies lag vor
allem daran, daf3 lange Zeit kein entsprechendes Datenmaterial zur
Verfligung stand. Durch eine Zusammenfassung der Mikrozensen 1981/
2 und 1980/3 lief3 sich jedoch dieser Mangel beheben.

2. Die Theorie der kompensierenden Lohndifferentiale

Adam Smith geht davon aus, daf3 auf einem idealtypischen kompetiti-
ven Arbeitsmarkt das ,,Prinzip des gleichen Nettovorteils“ zwischen
Personen mit unterschiedlichen Berufen gewihrleistet sein muf3te. Das
heiBt, daf3 eventuelle Vor- bzw. Nachteile, die Berufe mit sich bringen,
durch eine entsprechend niedrigere bzw. hohere Bezahlung — gemessen
am herrschenden, durchschnittlichen Lohnsatz — ausgeglichen werden.

Smith (1776, 88) charakterisiert das ,,Prinzip des gleichen Nettovor-
teils* folgendermalien:

“The whole of the advantages and disadvantages of the different
employments of labour and stock must, in the same neighbourhood, be
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either perfectly equal or continually tending to equality. If, in the same
neighbourhood, there was any employment evidently either more or
less advantageous than the rest, so many people would crowd into it in
the one case, and so many would desert it in the other, that its
advantages would soon return to the level of other employments. This at
least would be the case in a society where things were left to follow their
natural course, where there was perfect liberty, and where every man
was perfectly free both to choose what occupation he thought proper,
and to change it as often as the thought proper.”

Die Lohnstrukturtheorie von Smith besteht aus zwei Teilen. Der erste
bezieht sich auf das Verhalten des Individuums bei der Berufswahl —
diese erfolgt ausschliefllich aufgrund eines Nutzenmaximierungskal-
kils und ist beliebig oft wiederholbar. Der zweite Teil bezieht sich auf
die Folgen dieser Verhaltensannahme; als Ergebnis stellt sich das
»Prinzip des gleichen Nettovorteils“ zwischen den verschiedenen Beru-
fen ein. Das bedeutet natiirlich nicht, da3 die Léhne in allen Berufen
gleich hoch sein werden, sondern daf3 Berufe, die sich durch ihre
Beschaffenheit, Anforderungen oder Arbeitsbedingungen unterschei-
den, auch in der Bezahlung differieren. Die Lohnunterschiede entscha-
digen flr die Qualitatsdifferentiale zwischen den Berufen (Streissler
1969).

Welche Grinde gibt es nun, die eine unterschiedliche Bezahlung
notwendig machen koénnen? Die verschiedenen ,Dimensionen der
Arbeit* werden hervorgerufen durch:

“First, the agreeableness or disagreeableness of the employments
themselves; secondly the easiness and cheapness, or the difficulty and
expense of learning them; thirdly, the constancy or inconstancy of
employment in them; fourthly, the small or great trust which must be
reposed in those who exercise them; and fifthly, the probability or
improbability of success in them.” (Smith 1776, 89).

Das Kriterium ,unterschiedliche Kosten der Qualifikation*“ ent-
spricht der Argumentationslinie der Humankapitaltheorie; sie erachtet
bestimmte Eigenschaften des Arbeitsanbieters fiir lohndeterminierend.
Dies gilt auch fir die Dimension ,,Vertrauenswurdigkeit” in Smiths
Theorie. Die verbleibenden drei Kriterien Arbeitsbedingungen,
Beschaftigungsstabilitdt und Erfolgswahrscheinlichkeit sehen hinge-
gen in unterschiedlichen Nachfragebedingungen wichtige Griinde fir
Lohndifferenzierungen. Diese Arbeit behandelt vor allem die Bezie-
hung zwischen Lohnhéhe und Arbeitsbedingungen; zur Humankapital-
theorie liegen fiir Osterreich Ergebnisse vor (Clement 1984, Christl
1984).

Der Trade-off zwischen Léhnen und Arbeitsbedingungen 1lidB3t sich
mikrookonomisch im Sinne der Theorie hedonischer Preise (Rosen
1974, Thaler/Rosen 1976) ndher erlautern. Unternehmungen mit diver-
gierenden Produktionstechnologien kénnen bei einem gegebenen Pro-
fitniveau verschiedene moégliche Kombinationen von Lohnkosten und
Arbeitsbedingungen realisieren: Entweder héhere Léhne und schlech-
tere Arbeitsbedingungen oder niedrigere Lohne und bessere Arbeitsbe-
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dingungen. Im Arbeitsmarktgleichgewicht — also bei einem Profit von 0
— existiert eine Umbhillende der Iso-Gewinn-Kurven aller Unterneh-
mungen, die moégliche Kombinationen von Arbeitsbedingungen und
Lohnniveau angibt, zwischen denen der Arbeitnehmer wihlen kann.
Die Praferenzen des Arbeiters beziiglich dieser Arbeitsplatzmerkmale
steuern dann die Wahl des entsprechenden Arbeitsverhéltnisses.

Der Trade-off zwischen Arbeitsbedingungen und Lohnhéhe bezieht
sich auf Arbeitnehmer mit den gleichen produktiven Charakteristika.
Betrachtet man die Lohnfunktion des Humankapitalmodells als Stan-
dardisierungsmalfistab flir unterschiedliche produktive Kapazititen des
Arbeitsanbieters und fligt einen Vektor von Arbeitsbedingungen v; (i =
1...m) mit dichotomer Auspragung der Variable v; hinzu, so erhalten
wir die Lohnfunktion':

InY=a,+ a;s + at +azt*?+aldnh +

m
+ a; £ v; + u, wobei

i=1
Y = Arbeitsverdienst in Periode t (in 6S)
s = Schulbildung (in Jahren)
t = Berufserfahrung (in Jahren)
h = Arbeitszeit in Periode t (in Stunden)
u = Storterm mit der Verteilung (0,0%

Die Lohnfunktion ist nicht notwendigerweise log-linear. Die Kosten-
verhéltnisse fiihren wohl eher zu einer linearen oder konkaven Bezie-
hung zwischen Léhnen und Arbeitsbedingungen, oder auch zu unter-
schiedlichen Funktionalformen fur verschiedene Gruppen von Arbeit-
nehmern (Smith 1979). Im Rahmen dieser Studie wird aber auf diesen
Problembereich nicht ndher eingegangen und der semi-logarithmische
Funktionstyp, wie in den meisten empirischen Studien (z. B. Duncan/
Holmlund, 1983) fiir die Analyse verwendet®.

3. Das Datenmaterial

Um geeignetes Datenmaterial fiir die Uberpriifung der Theorie der
kompensierenden Lohndifferentiale zu erhalten, mufite eine Zusam-
menfiihrung des Mikrozensus 1981/2 und des Mikrozensus 1980/3 vorge-
nommen werden®’. Im Sonderprogramm des Mikrozensus 1980/3 wurde
eine Vielzahl von Fragen zu den Arbeitsbedingungen dsterreichischer
Arbeitnehmer erhoben, allerdings fehlt darin die Verdienstvariable;
diese wiederum enthilt der Mikrozensus 81/2. Eine Zusammenfiithrung
auf Personenebene ist moglich, da von Erhebungstermin zu Erhebungs-
termin nur 1/8 der Stichprobe ausgetauscht wird. Die Integration der
beiden Mikrozensen von September 1980 und Juni 1981 verringert
daher zwar die Stichprobengréfe um 3/8, in Anbetracht der grof3en
Fallzahlen stellt dies aber kaum eine Beeintrachtigung dar.
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Im Mikrozensus 80/3 wurden an die Arbeitnehmer vor allem Fragen
tiiber unangenehme bzw. belastende Umwelteinfliisse am Arbeitsplatz
und tiber die Belastungen, die sich aus der beruflichen Tatigkeit
ergeben, gerichtet. Sie sollten beantworten, ob sie bestimmten
Erschwernissen ausgesetzt sind und ob sie das stort'. Folgende storende
Einfluligr6Ben wurden in der Regressionsanalyse in der Form einer
Dummy-Variable mit der Auspriagung 0 bzw. 1 verwendet:
Umwelteinfliisse
— Witterung
— Hitze (in Rdumen)

— Kilte (in Rdumen)

— Nisse, Feuchtigkeit (in Rdumen)
— Staub

— Schmutz, Ol, Fett

— Larm

— Erschutterungen

— Dampf, Gas, Rauch

— Schadstoffe, giftige Stoffe

— Zugluft

— schlechte Luft

— standiges, kunstliches Licht

— andere ungunstige Beleuchtung

berufliche Belastungen

schweres, unhandliches Werkzeug

— andere schwere korperliche Belastung

einseitige korperliche Belastung

Unfall- und Verletzungsgefahr

Arbeit unter Zeitdruck

berufliche Verpflichtungen aulerhalb der Arbeit
Eintonigkeit der Arbeit

dauerndes, konzentriertes Beobachten

Der dem Mikrozensus zugrundeliegende Einkommensbegriff stellt
auf das durchschnittliche monatliche Nettoverdienst ohne Urlaubs- bzw.
Weihnachtsgeld ab. Transfers, wie etwa Wohnungs- bzw. Mietzinsbeihil-
fen und Kinderbeihilfen, sind darin enthalten. Letztere wurden aller-
dings fiir die folgenden Berechnungen eliminiert. Jene Personen, die
tber ein Einkommen aus Nebenbeschiftigungen verfiigten, wurden
ebenso wie die Lehrlinge nicht berticksichtigt.

Die Schitzung der Lohnfunktion erfordert neben den Angaben zur
Lohnhdhe auch Datenmaterial bezliglich der Dauer des Schulbesuchs
und der Berufserfahrung.

Wihrend die Jahre des Schulbesuchs relativ leicht aus den Angaben
im Mikrozensus zu rekonstruieren sind®, bereitet die Feststellung der
Beschiftigungsdauer im bisherigen Verlauf des Arbeitslebens grof3ere
Schwierigkeiten. Dies gilt vor allem fiir Frauen, bei denen langere
Unterbrechungen der Erwerbstatigkeit auftreten (siehe dazu Christl
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1985). Aus diesem Grund wurden in dieser Arbeit nur maéannliche
Arbeitnehmer fiir die Analyse herangezogen. Bei diesem Personenkreis
ist die Annahme gerechtfertigt, dafl kaum ldngere Phasen von Beschéf-
tigungsunterbrechungen auftreten. Die Variable Berufserfahrung laft
sich daher einfach durch
t = Alter — Schulbildung — 6
ermitteln.

Ubersicht 1 gibt einen Uberblick tiber die Mittelwerte der einzelnen
Variablen. Im Durchschnitt erzielte ein minnlicher Arbeitnehmer 1981

Ubersicht 1
Mittelwerte der Variablen
Méanner maénnl. ’;‘I?i}“‘-
insges. Arbeiter ot
arbeiter
Verdienst Y 9.788,144 8.627,232 7.201,179
Schulbildung s 9,742 9,214 8,397
Berufserfahrung t 24,056 23,838 27,794
(Berufserfahrung)* 678,423 676,856 882,611
wochentliche Arbeitszeit h 40,546 40,396 40,144
Witterung v, 0,204 0,262 0,427
Hitze in Rdumen v, 0,124 0,158 0,130
Kilte in Raumen v, 0,084 0,113 0,130
Feuchtigkeit in Rdumen v, 0,060 0,090 0,153
Staub v; 0,203 0,304 0,351
Schmutz, Ol, Fett vg 0,148 0,217 0,221
Larm vy 0,279 0,372 0,321
Erschiitterungen vy 0,082 0,117 0,145
Dampfe, Gase, Rauch vy 0,128 0,175 0,183
Schadstoffe, Gifte v, 0,083 0,104 0,092
Zugluft v; 0,207 0,286 0,252
schlechte Luft v, 0,148 0,184 0,160
stiandiges kiinstl. Licht v;3 0,086 0,088 0,053
andere ungunstige Beleuchtung v,4 0,025 0,025 -
schweres, unhandliches Werkzeug v;; 0,049 0,081 0,130
schwere korperliche Anstrengungen vig 0,136 0,223 0,374
einseitige korperliche Belastung vy, 0,079 0,121 0,153
Unfallgefihrdung, Verletzungsgefahr v, 0,261 0,362 0,458
Arbeit unter Zeitdruck vy 0,261 0,240 0,198
berufl. Verpfl. auf3erhalb d. Arbeit vy 0,044 0,014 -
Eintonigkeit der Arbeit vy, 0,044 0,061 0,145
dauerndes konzentr. Beobachten vy, 0,094 0,096 0,046
N 2.324 1.193 131
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ein Nettoverdienst (ohne Kinderbeihilfe) von S 9.788,—; er wies eine
durchschnittliche Schulbesuchsdauer von 9,74 Jahren auf, war rund
24,1 Jahre berufstitig und arbeitete 40,5 Stunden pro Woche.

Die Mittelwerte der dichotomen Variablen fiir die unterschiedlichen
Auspriagungsformen der Arbeitsbedingungen stellen die relativen Hau-
figkeiten der Betroffenheit dar. So etwa waren 12,4 Prozent der in der
Stichprobe erfafiten Arbeitnehmer an ihrem Arbeitsplatz von Hitze
betroffen, 13,6 Prozent muf3ten schwere korperliche Anstrengungen auf
sich nehmen und gut ein Viertel war einer Unfall- bzw. Verletzungsge-
fahr ausgesetzt.

4. Empirische Ergebnisse

Die Anwendung der Theorie hedonischer Preise flir die Analyse
kompensierender Lohndifferentiale zeigt, da im Prinzip flr verschie-
dene Arbeitnehmergruppen unterschiedliche Gleichgewichtslésungen
zwischen Arbeitsbedingungen und Lohnhoéhe auftreten kénnen (Smith
1979, 341). Die Lohnfunktion wurde daher nicht nur fiir alle ménnlichen
Erwerbstatigen, sondern auch flir die Gruppe der Arbeiter insgesamt
und der Hilfsarbeiter geschitzt. Die Ergebnisse sind in Ubersicht 2
wiedergegeben.

Die grundlegenden Humankapitalvariablen, wie Schulbildung,
Berufserfahrung und die Variable Arbeitszeit sind in den beiden ersten
Gleichungen ohne Ausnahme statistisch gesichert; in der Lohnfunktion
der Hilfsarbeiter hingegen sind einige — vor allem auch wegen der
geringeren Stichprobengrof3e — insignifikant. Die Ertragsrate auf Schul-
bildungsinvestitionen betriagt flir Méanner insgesamt 8,95 Prozent, fir
maéannliche Arbeiter hingegen nur 5,31 Prozent, d. h. ein zuséatzliches
Schuljahr erh6éht das Verdienst um rund 9 Prozent bzw. 5 Prozent. Der
Verdienstzuwachs mit Dauer der Berufstatigkeit ist erwartungsgemal
bei der Gesamtpopulation héher als bei Arbeitnehmern im manuellen
Bereich; mit anderen Worten, das Berufserfahrungs-Einkommensprofil
von Arbeitern verlauft flacher als etwa jenes von Angestellten oder
Beamten. Der hohere Koeffizient der Variable ,,durchschnittliche
wochentliche Arbeitszeit” in der Lohnfunktion der Arbeiter dokumen-
tiert den stirkeren Zusammenhang zwischen Verdiensthéhe und Lei-
stungseinsatzdauer im manuellen Arbeitsbereich.

Betrachten wir nun die geschitzten Koeffizienten der Variablen der
Arbeitsbedingungen in der Lohnfunktion fir alle unselbstindig
erwerbstitigen Manner. Dabei fillt zunichst auf, daf3 nur neun der 22
Schéatzparameter das — geméafl der Theorie der kompensierenden Lohn-
differentiale — zu erwartende Vorzeichen aufweisen (Hitze in Raumen,
Larm, Erschitterungen, Dampfe etc., unginstige Beleuchtung, schwe-
res, unhandliches Werkzeug, Arbeit unter Zeitdruck, berufliche Ver-
pflichtungen aullerhalb der Arbeit und dauerndes konzentriertes Beob-
achten). Von diesen neun Variablen sind aber wieder nur vier statistisch
signifikant: Das Lohnniveau von Arbeitnehmern,
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— die Erschiitterungen ausgesetzt sind, liegt um 7,1 Prozent,

— die unter Dampfen, Gasen und Rauch ihre Arbeit verrichten um 5,6
Prozent,

— die ihre Arbeit unter Zeitdruck ausiiben miissen um 6,3 Prozent und

— die beruflichen Verpflichtungen auflerhalb der Arbeit nachkommen
um 9,8 Prozent

uber dem von Arbeitskriften, die nicht diesen Erschwernissen ausge-

setzt sind.

Ubersicht 2

Schitzergebnisse der Lohnfunktion
(abhangige Variable In [Verdienst])

" : mannl.
Méanner maéannl. .

1 : Hilfs-

insges. Arbeiter Sibaieas
Konstante 5,8575** 5,3496** 6,8391**
Schulbildung s 0,0895** 0,0531** 0,0248
Berufsbildung t 0,0287** 0,0224** 0,0132
(Berufserfahrung)* t ; —-0,0004** —0,0004** 0,0002
In (woéchentliche Arbeitszeit) In h 0,5447** 0,7877** 0,5734*
Witterung v, -0,0025 0,0052 -0,0545
Hitze in Rdumen v, 0,0341 0,0231 0,1183
Kilte in Rdumen v, -0,0651** —-0,0118 -0,0191
Feuchtigkeit in Rdumen v, -0,0150 -0,0451 -0,0668
Staub v -0,0091 0,0075 -0,0081
Schmutz, Ol, Fett v -0,0466* -0,0269 -0,0393
Larm vy 0,0049 0,0146 0,1130%*
Erschiitterungen vy 0,0708** 0,0643** 0,0274
Dampfe, Gase, Rauch vy 0,0561** 0,0381 0,0942
Schadstoffe, Gifte v, -0,0352 0,0036 -0,1707
Zugluft vy; -0,0376* -0,0229 -0,0341
schlechte Luft v, -0,0265 —-0,0434* -0,0717
standiges kunstl. Licht v;3 -0,0388 -0,0101 -0,0128

andere ungunstige Beleuchtung v, 0,0233 0,0361 -
schweres, unhandliches Werkzeug v,; 0,0130 0,0113 0,0235
schwere korperliche Anstrengungen v, -0,0414* -0,0202 -0,0522

einseitige koérperliche Belastung vy, -0,0370 —0,0252 0,0534
Unfallgefahrdung, Verletzungsgefahr v,3 —0,0376* —0,0030 0,0117
Arbeit unter Zeitdruck vy 0,0637** 0,0257 -0,1076*
berufl. Verpfl. aullerhalb d. Arbeit vy 0,0982** —0,0530 -
Eintonigkeit der Arbeit vy -0,0367 -0,0286 -0,0099
dauerndes konzentr. Beobachten v, 0,0066 0,0548* 0,1752
B 0,280 0,077 0,027
SE 0,292 0,267 0,241
N 2.324 1.193 131

* signifikant am 5%-Niveau 39
** signifikant am 1%-Niveau




Hingegen zeigen funf Variable — zumindest am 95-Prozent-Sicher-
heitsniveau — einen signifikanten Zusammenhang zwischen niedrigen
Lohnen und ungiinstigen Arbeitsbedingungen an, eine Beziehung
ubrigens, die von den Theorien des segmentierten Arbeitsmarktes
postuliert wird (z. B. Doeringer und Piore 1971). So etwa sind mit Kalte
in Rdumen, Schmutz am Arbeitsplatz, Schadstoffen und Giften, schwe-
rer korperlicher Arbeit und Unfall- und Verletzungsgefahr am Arbeits-
platz signifikant niedrigere Lohne verbunden®.

Wendet man die Theorie der kompensierenden Lohndifferentiale nur
auf den manuellen Arbeitsbereich an, so werden die empirischen
Ergebnisse kaum schlissiger. In den geschitzten Gleichungen besitzen
nun wohl elf Variablen — also die Halfte — das erwartete Vorzeichen,
daflir aber erweisen sich nur mehr die ErkliarungsgréfBen ,,Erschiitte-
rungen“ und ,dauerndes konzentriertes Beobachten* als statistisch
gesichert. Betrachtet man das Regressionsmodell fiir die Subpopula-
tion der Hilfsarbeiter, so weisen nur acht Variablen das richtige
Vorzeichen auf; die stiarkere Disaggregation verbessert offenbar den
Erklarungswert der Theorie nicht.

5. AbschlieBende Bemerkungen

Alles in allem zeigt die empirische Analyse, daf3 in der Mehrzahl der
Fille die als belastend empfundenen Arbeitsbedingungen eher mit
niedrigeren als mit héheren Lohnen verbunden sind; dies steht offen-
sichtlich im Widerspruch zur Theorie der ausgleichenden Lohndifferen-
tiale, deckt sich aber mit mehreren anderen empirischen Untersuchun-
gen’. In der Literatur wird daflir vielfach die Tatsache verantwortlich
gemacht, dafl das Modell der Lohnfunktion unvollstindig spezifiziert
ist, da verschiedene Daten tiber lohnbestimmende Charakteristika (wie
etwa sozialer Hintergrund, angeborene Fahigkeiten ete.) fehlen. Ist die
Beziehung zwischen Arbeitsbedingungen und fehlender Variable nega-
tiv, so kann der geschitzte Koeffizient gegen Null oder sogar ins
Negative verzerrt werden®.

Allerdings zeigen die empirischen Schitzungen, daf3 selbst bei — im
Hinblick auf ihre erfafiten und nichterfafiten persénlichen Charakteri-
stika — relativ homogenen Gruppen (wie etwa bei den Hilfsarbeitern)
der Erklarungswert der Theorie der kompensierenden Lohndifferen-
tiale eher gering ist.

Dieses Ergebnis konnte andererseits teilweise auch auf das MeB- und
Erhebungskonzept der Arbeitsbedingungen zurlickzufithren sein.
Gerade die subjektive Befragung von Arbeitnehmern birgt mehrere
Probleme in sich. Duncan und Holmlund (1983, 367) verweisen darauf:

“There is a dubious correspondence between these reports and the
objective conditions faced by workers, partly because workers may be
uninformed about the true risks they face and partly because the
questions posed in many of the survey instruments are often vague and
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give the respondents too much of an opportunity to interpret the
questions in a different way from what the researcher intended.”

Man konnte tberdies argumentieren, dafl die a-priori-Spezifikation
der unangenehmen Arbeitsbedingungen nicht notwendigerweise den
Priferenzen der Arbeitnehmer entspricht. So wére es denkbar, daf3
schwere korperliche Arbeit oder stdndiges kinstliches Licht vom
marginalen Arbeitnehmer nicht als unangenehm empfunden wird; in
diesem Falle wire dann kein kompensierendes Lohndifferential erfor-
derlich. Freilich erscheint diese Argumentation filir die meisten tibrigen
Arbeitsplatzmerkmale wenig tiberzeugend.

Letztlich ist jedoch die Fiktion des vollkommenen kompetitiven
Arbeitsmarkts, von der die Theorie der kompensierenden Lohndiffe-
rentiale ausgeht, das entscheidende Kriterium fiir die unbefriedigende
empirische Bestitigung der Theorie. Das hohe Maf3 an betrieblicher,
beruflicher und brachenweiser Segmentierung am Arbeitsmarkt, das
vor allem wichtige Funktionen fir die Aneignung und Verwertung von
Humankapital erfiillt (Wagner 1981), ebenso wie die unvollkommene
Information der Arbeitnehmer tber die wahren Charakteristika von
Arbeitsplatzen beeintrachtigt die Mobilitat der Arbeitskréfte, die erfor-
derlich wire, um jenen gesamtwirtschaftlichen Trade-off zwischen
Lohnniveau und Arbeitsbedingungen zu gewahrleisten, der von der
Theorie postuliert wird. Arbeitspldtze mit unangenehmen Arbeitsbe-
dingungen sind daher kaum mit héheren, sondern vielfach sogar mit
niedrigeren Lohnen verbunden.

Anmerkungen

[

Zur Ableitung der Lohnfunktion der Humankapitaltheorie: Mincer 1974, Clement

1984, Christl 1984.

2 Um etwa eine konkave Beziehung zwischen der dichotomen Variable ,, Arbeitsbedin-
gungen und Léhnen zu erméglichen, miiite eine schwer zu interpretierende Form
der Lohnfunktion (Quadrat der Lohnvariable) spezifiziert werden.

3 Der Mikrozensus ist eine Stichprobenerhebung, die etwa 1 Prozent der osterrei-
chischen Wohnungen und deren Bewohner umfaft. Er wird in vierteljdhrigen Abstin-
den im Wege miundlicher Befragungen durch Interviewer durchgefiihrt. Die Stich-
probe des Jahres 1981 bestand aus etwa 33.000 Wohnungen in ganz Osterreich; sie
liefert reprasentative Ergebnisse fur das osterreichische Bundesgebiet. Die Ableh-
nungsquote der Einkommensfrage lag im Durchschnitt aller Erwerbstéitigen bei 14,5
Prozent; sie nahm mit steigendem Qualifikationsniveau merklich zu.

4 Zu einer Beschreibung des Fragenprogramms und einer Auswertung der Ergebnisse:
Bartunek (1981).

5 Aus dem Datenmaterial 14t sich die hochste abgeschlossene Schulbildung der Person
ersehen und damit auch im wesentlichen die Dauer der Schulbesuchsphase. Fur
Volks- bzw. Hauptschulabschlu3 wurden acht, falls die Person erst nach 1966 die
Schule besuchte, neun Jahre angerechnet. Die allgemeinbildenden héheren Schulen
wurden mit insgesamt zwolf Jahren, eine akademische Ausbildung einheitlich mit 17
Jahren bewertet. Fur den Abschlufl einer Lehre wird der Person zu ihrer Schuldauer
1,5 Jahre hinzugerechnet.

6 In einer jungst publizierten Studie (Weiss et al, 1986) wird mittels 6sterreichischer

Daten ein signifikanter, positiver Koeffizient fiir die Variable Unfallrisiko festgestellt.
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7 Einen Uberblick geben Smith (1979) und Brown (1980).

8 Dies gilt eindeutig allerdings nur flur den Fall einer fehlenden Variable und einer
Variable fiir die Arbeitsbedingungen. Bei mehreren Variablen 14t sich keine eindeu-
tige Aussage treffen (Brown 1980, 119).
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Deregulierung in Osterreich:
Problematik und Ansitze™)

Peter Szopo

Because economic regulations are
designed to raise the income of
someone (and therefore lower the
income of others), no one can
say that a regulation is good or
bad without a vision of what
distribution ought to be created.
(Thurow, 1980, S. 123)

1. Einleitung

Es ist in der Okonomie wohl weitgehend unumstritten, daf3 Steuer-
senkungen per se weder ,,gut” noch ,,schlecht” sind. Ihre Einschitzung
hangt vielmehr von den konkreten Umstidnden ab, also etwa vom
Zeitpunkt und vom Ausmalf} der Steuerreduktion, von den makrodko-
nomischen Rahmenbedingungen und von den Allokations- und Vertei-
lungswirkungen. Selbst die Vereinnahmung der Steuersenkungspolitik
durch die Vertreter einer angebotsorientierten Wirtschaftspolitik hat
nicht bewirkt, daf Steuersenkungspline bei anders orientierten Okono-
men nunmehr generell und in alle Zukunft diskreditiert sind. Hingegen
kam die Forderung nach einem Abbau staatlicher Regulierungen —
ebenfalls ein zentrales Element der Angebotspolitik — nicht so unbe-

*) Uberarbeitete Fassung eines Vortrags beim Neujahrs-Seminar des Dr.-Benedikt-
Kautsky-Kreises in Bad Aussee, 2. bis 6. Janner 1986. Den Teilnehmern an dieser
Veranstaltung, einer Reihe von Institutskollegen, den Professoren Rothschild, Steindl,
Streiller und Tichy sowie Klaus Haase (ihm vor allem), Wolfgang C. Miller, Peter
Rosner und Walter Schuster danke ich fir Anregungen und Kritik.
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schadet davon. Die Emphase, mit der von konservativer Seite eine
Deregulierungsstrategie als Mittel der Wachstums- und Strukturpolitik
propagiert wird, hat diese Forderung bei fortschrittlichen Okonomen
verdichtig gemacht'. Sie vermuten — und zwar in sehr vielen Fillen zu
Recht —, daB sich hinter der Forderung nach Deregulierung ein ideolo-
gisch motivierter Angriff auf jene sozial- und wirtschaftspolitischen
Regelungen und Einrichtungen verbirgt, deren Durchsetzung praktisch
jahrzehntelang Impetus fortschrittlicher Politik in westlichen Indu-
striestaaten war®. Mit anderen Worten: Deregulierung prisentiert sich
derzeit als Bestandteil eines wirtschaftspolitischen, wenn man will
sogar gesellschaftspolitischen Programms, das den Abbau staatlicher
Interventionskapazitidt und die Privatisierung sozialer Risken zum Ziel
hat (siehe z. B. Dubiel, 1984, S. 155 f.).

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, diese Einschitzung zu korrigieren.
Deregulierung — so die zentrale These — kann durchaus auch Element
einer fortschrittlichen Wirtschaftspolitik sein, ohne dal} sich daraus
bereits ein Riickzug des Staates aus seiner sozial- und wirtschaftspoliti-
schen Verantwortung ableiten liefle. Sowohl in der Verteilungspolitik,
wo bisher unbestreitbar nur sehr wenige Fortschritte erzielt werden
konnten, als auch unter industrie- und gewerbepolitischen Gesichts-
punkten, konnte sich eine gezielte Deregulierungspolitik als wirksames
Instrument erweisen.

Die Arbeit gliedert sich in die folgenden Abschnitte: Im Abschnitt 2
wird argumentiert, daf3 der ,,Entwurf eines zeitgemafBen Musters staatli-
cher Interventionen* (Matzner, 1982) eine entscheidende Voraussetzung
fir den kunftigen Erfolg nicht-konservativer wirtschaftspolitischer
Strategien ist. Wenn dem so ist — so der nichste Argumentations-
schritt —, 146t sich eine Auseinandersetzung mit der (De-)Regulierungs-
problematik ohnehin nicht umgehen. Abschnitt 3 beschéftigt sich mit
ausgewaiahlten Aspekten staatlicher Regulierungspolitik im Vergleich zu
anderen wirtschaftspolitischen Instrumenten. Der anschlieBende
Abschnitt 4 enthélt einige konkrete Beispiele, wo eine nicht-konserva-
tive Deregulierungspolitik in Osterreich ansetzen koénnte. Einige
abschlieBende Bemerkungen sind Inhalt des Abschnitts 5.

2. Die ,,Krise des Wohlfahrtsstaates* als Herausforderung

Nach einem Jahrzehnt krisenhafter Wirtschaftsentwicklung 148t sich
in den westlichen Industriestaaten ein tlberraschendes Phinomen
feststellen. Nicht der Kapitalismus und seine tragenden Siulen -
Marktwirtschaft und privates Eigentum an Produktionsmitteln — sind
im Gefolge der Wirtschaftskrise in die Defensive geraten, sondern im
Gegenteil: der Sozial- und Wohlfahrtsstaat, also gerade jene Einrich-
tung, die sich in den letzten 50 Jahren mit dem Ziel entwickelt hat, die
-Funktionsstorungen des kapitalistischen Systems zu beheben®. Zwar
ware es falsch zu behaupten, dal3 die Realisierung des wohlfahrtsstaatli-
chen Programms ganz ohne Anfechtungen, Widerstinde und Rick-
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schlige verlief; aber Ende der sechziger und noch Anfang der siebziger

Jahre scheint doch ein weitgehender Konsens dartiber geherrscht zu

haben, daB staatliche Interventionen mit konjunktur-, wachstums- und

sozialpolitischen Zielen moéglich und nutzlich sind. Die massive staats-
kritische bis staatsfeindliche Bewegung, die von den Vereinigten Staa-
ten ausging und tber Grofbritannien auch auf Kontinentaleuropa
tibergriff, ist daher sicherlich eine Zasur in der Nachkriegsgeschichte
der westlichen Industriestaaten. Dies gilt umso mehr, als der Wohl-
fahrtsstaat — und dies ist das wirklich Neue — gleichzeitig von rechts und
von links unter Druck geraten ist: ,Die politischen Protagonisten
wohlfahrtsstaatlicher Reformstrategien stoflen tiberall auf den Wider-
stand einer wachsenden Negativkoalition, die sich zusammensetzt aus
denen, die (etwa am Beispiel des Krankenhauswesens) die Leistungen
des Sozialstaats als ,kostenexplosiv' und wachstumsschédlich kritisie-
ren, und aus denen, welche die Krankenhaus- und viele andere soziale

Dienste als ,seelenlos‘ auf die Bevormundung und Reglementierung der

Birger hinauslaufendes Geschaft birokratischer und professioneller

Privilegien-Inhaber beargwohnen.“ (Offe, 1983, S. 7)

Mit der tblichen Verspiatung und in abgeschwéchter Form zeigen
sich dhnliche Tendenzen nun auch in Osterreich. Einerseits wird die
konservative Kritik am staatlichen Interventionismus zunehmend lau-
ter, wobei sich bislang allerdings restaurative Tendenzen a la Reagan
und Thatcher mit Elementen einer angegriinten ,,Beisel- und Greif3ler-
Philosophie® mischen. Auf der anderen Seite ist mit den Griin-Alterna-
tiven eine mittelfristig nicht vernachldssigbare Opposition gegen eine
Reihe von Inhalten und Instrumenten , traditioneller” wohlfahrtsstaatli-
cher Wirtschaftspolitik entstanden.

Diese Situation ist fiir die Proponenten des Wohlfahrtsstaates prekar.
Der Schritt von einer Thematisierung des Wohlfahrtsstaates und von
einer Kritik an einzelnen seiner Auspriagungen zu einem politischen, ja
sogar tagespolitischen Angriff auf wohlfahrtsstaatliche Errungenschaf-
ten und Einrichtungen, die zuerst miithsam aufgebaut oder manchmal
auch erkdmpft werden mulfiten, erscheint und ist oft sehr klein. Die
Versuchung, eine solche Kritik zu verdriangen oder allzu rasch politisch
zu etikettieren und damit abzublocken ist daher verstandlicherweise
groB. Dies wire jedoch eine kurzsichtige und vermutlich wenig erfolg-
reiche Strategie, und zwar aus mehreren Griinden:

— Erstens ist die bloBe Verteidigung des Status quo keine sehr attrak-
tive Position, wenn diese Haltung nicht gleichzeitig mit einem
offensiven, in die Zukunft gerichteten wirtschaftspolitischen Pro-
gramm verbunden ist.

— Zweitens ist es von der Verteidigung wohlfahrtsstaatlicher Einrich-
tungen oft nicht weit zu einer generellen Verteidigung des Staates in
seiner gegenwirtigen Erscheinungsform, wozu eigentlich wenig
Anlaf3 besteht. Es ist unvermeidlich, da3 Einrichtungen und Institu-
tionen, die in einem jahrzehntelangen Prozefl unter sich laufend
dndernden Rahmenbedingungen und als Ergebnis einer Vielzahl
politischer Kompromisse entstanden sind, Schwachstellen haben
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und ihre heutige Form und Wirkung nicht voll den urspriinglichen

Intentionen oder gegenwirtigen Problemen entsprechen. ,Was man

selbst gewollt hatte, erscheint in den Resultaten dann als etwas, was

man ertragen muf3* (Luhmann, 1981, S. 143).

— Drittens mulfl gerade in der dsterreichischen Situation berticksichtigt
werden, dafl noch immer ein nicht unwesentlicher Teil des legisti-
schen und institutionellen Umfelds, das das Handeln und die Erschei-
nungsform des Staates pragt, feudale und obrigkeitsstaatliche, wenn
man will: vor-moderne Urspriinge hat. Die Struktur der ésterrei-
chischen Verwaltung, wichtige Bereiche der Wirtschaftsgesetzge-
bung (Gewerberecht, Handelsrecht, Genossenschaftsrecht, ete.)
sowie (immer noch) das Haushaltsrecht und damit das Rechnungswe-
sen des offentlichen Sektors stammen im Kern noch aus dem vorigen
Jahrhundert oder aus der Zwischenkriegszeit. Und auch eine Reihe
von Institutionen und Gesetzen, die unmittelbar nach dem Zweiten
Weltkrieg geschaffen wurden, scheinen — so wichtig und richtig sie in
der Phase des Wiederaufbaus gewesen sein mdgen — den spezifischen
Problemlagen einer entwickelten Industriegesellschaft nicht zu ent-
sprechen.

— Und schliefllich viertens sind in den letzten Jahren — dartiber kommt
man nicht hinweg — tatsdchlich Funktionsstérungen im wohlfahrts-
staatlichen System sichtbar geworden. Deutliche Diskrepanzen zwi-
schen Anspruch und Realitat zeigen sich etwa im Bereich der
Verteilungspolitik (Chaloupek, 1985), in der Fiskalpolitik (Haas, 1982),
und in der Regionalpolitik (Butschek, 1985, S. 178 ff.), um nur einige
Beispiele zu bringen.

Allein diese Griinde wéaren Anlall genug, sich mit dem Wohlfahrts-
staat und der Effizienz seiner Interventionsmechanismen ernsthaft
auseinanderzusetzen. Die Problematik hat jedoch noch eine viel grund-
legendere Komponente. Es geht ndmlich auch um die Frage, ob nicht
das Bild des Staates, das dem wohlfahrtsstaatlichen Denken tiber weite
Strecken zu Grunde liegt, in gewisser Hinsicht korrekturbedurftig ist.
Der Wohlfahrtsstaat in seiner heutigen Form ist im wesentlichen das
Resultat einer Symbiose zwischen Keynesianismus und Sozialdemo-
kratie (Vobruba, 1983A, S. 133 f.), wie sie in den meisten westlichen
Industriestaaten nach dem Zweiten Weltkrieg zu beobachten war®. So
erfolgreich dieses Blindnis zweifellos war — wie an dieser Stelle nicht
ausgefuhrt werden muf3 —, so wenig diirfen seing¢ problematischen
Folgen Gbersehen werden. Mit dem Siegeszug des Keynesianismus hat
sich ndmlich ein Staatsverstidndnis durchgesetzt, das gleich in zweifa-
cher Hinsicht angreifbar ist. Zum einen ist — nahezu ohne Einschrin-
kungen — die Vorstellung des Staates als Triager des gesamtwirtschaftli-
chen Interesses entstanden (Vobruba, 1983A, S. 136 f.), zum anderen
wurde der Staat fast ausschliefllich nur mehr unter saldenmechani-
schen, nicht jedoch unter organisatorisch-institutionellen Gesichts-
punkten wahrgenommen. Beides ist gerade flr die wirtschaftspoliti-
sche Praxis im Wohlfahrtsstaat verhdngnisvoll:

Ein Staatsverstidndnis, das den Staat primér und ohne Reservationen
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als Instanz zur Wahrung gesamtwirtschaftlicher Funktionszusammen-
hénge sieht® — im angelsdchsischen Sprachraum wird in diesem Zusam-
menhang vom Staat als ,,benevolent dictator gesprochen —, mag unter
Umstanden flir die analytische Behandlung 6konomisch-theoretischer
Fragestellungen, insbesondere solche makrodékonomischer Natur, noch
brauchbar sein. Fir wirtschaftspolitische Entscheidungen im Zusam-
menhang mit verteilungs-, wettbewerbs-, industriepolitischen und &hn-
lichen Problemen ist diese Vorstellung jedoch fragwtirdig. Sie erweckt
den Eindruck, dall mit einem Téatigwerden des 6ffentlichen Sektors und
einer Ausweitung seiner Kompetenzen zwingend eine Einschriankung
von Partialinteressen und Sondereinfliissen einhergeht, die das
,Gesamtwohl“ gefihrden. Und sie tragt damit dazu bei, da3 im Wohl-
fahrtsstaat auf wirtschaftliche und soziale Probleme nahezu automa-
tisch mit einer Ausweitung des 6ffentlichen Sektors reagiert wird, und
dafB davon in jedem Fall mehr Stabilitit, mehr Gerechtigkeit, mehr
Wohlstand erwartet werden.

Im Normalfall diirften politische Prozesse in westlichen Demokratien
allerdings genau in die umgekehrte Richtung laufen: Eine Vielzahl
verschiedenster Gruppierungen versucht gerade mittels staatlicher
Interventionen und Sanktionen ihre eigenen Interessen zu Lasten jener
anderer Gruppen durchzusetzen; sie bedienen sich dabei sowohl parla-
mentarischer Kaniéle, als auch — hiufiger und wichtiger (Luhmann,
1981, S. 46 f.) — direkter Interventionen bei der Verwaltung. A priori ist
daher zu vermuten, dal3 staatliche Aktivititen zunéchst und primér
jeweils nur bestimmten Teilen der Bevilkerung, bestimmten Interessen
nutzen; und erst die institutionellen Rahmenbedingungen des politi-
schen Systems (verfassungsstaatliche Einrichtungen, politische Kon-
kurrenz, Transparenz politischer und burokratischer Prozesse, etc.)
entscheiden dartiber, ob die Vielzahl der Einzeleinfliisse etwas gesamt-
wirtschaftlich Sinnvolles ergeben.

Auch die andere der beiden Schwachstellen keynesianisch-wohl-
fahrtsstaatlicher Politik, die Vernachlédssigung institutioneller und
organisatorischer Aspekte, fihrt zu einer Fehleinschiatzung, meist
Uberschiatzung des wirtschaftspolitischen Steuerungspotentials. So
wichtig die Etablierung makrookonomischen Denkens und Handelns
durch den Keynesianismus war — dies festzustellen ist beinahe eine
Binsenweisheit —, so falsch ist es, Wirtschaftspolitik mit ,,Makropolitik*
gleichzusetzen und die spezifischen Probleme einer auf der Mikroebene
operierenden Wirtschaftspolitik zu tbersehen. Die Aktivitaten von
staatlichen Forderungsstellen und Aufsichtsbehorden, von staatsnahen
und staatseigenen Produktions-, Forschungs-, Finanzierungs- und
Beratungseinrichtungen — Aktivitaten also, die in allen Industriestaaten
zum wirtschaftspolitischen Repertoire gehéren — haben den offentli-
chen Sektor zu einem ebenso komplexen wie diffusen Gebilde werden
lassen. Die Folge davon ist, dafl Wirtschaftspolitik in hohem Mafe zu
einem organisatorischen Problem geworden ist und daher eine Reihe
von Themen (z. B. die Organisation der Verwaltung, die Beziehungen
zwischen Zentralburokratie und ausgelagerten staatlichen Organisatio-
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nen, das potentielle Eigeninteresse burokratischer Einrichtungen, die
Qualifikation der Beamten, etc.), die friiher ,,nur* als verwaltungsrecht-
liche Fragen wahrgenommen wurden, nunmehr auch aus 6konomi-
scher Sicht von Bedeutung sind®.

Nur wer diese Einfluf3ifaktoren — die Rolle von Sonderinteressen und
die Bedeutung organisatorischer Fragen — tibersieht, wird tiberrascht
sein, wenn z. B. festzustellen ist, dal} es staatliche Aufsichtsorgane gibt,
die in erster Linie die Interessen der ,Beaufsichtigten“ wahrnehmen;
daB es Forderungsinstitutionen gibt, die Reformen zu Lasten bestimm-
ter Wirtschaftssektoren und zugunsten gesamtwirtschaftlicher Zielset-
zungen (allokative Effizienz, Budgetentlastung, u. a.) blockieren, oder
daf3 das Steuerrecht — und nicht nur dieses — zunehmend den Charakter
einer kodifizierten Zusammenstellung von Ausnahmebestimmungen
und Sonderregelungen annimmt.

Es ist bemerkenswert, dafl das Staatsverstidndnis konservativer Dere-
gulierungs- und Burokratietheoretiker in dieser Hinsicht von einem
sozialwissenschaftlichen Standpunkt weitaus fortgeschrittener ist, da
es explizit den EinfluB3 divergierender politischer Interessen auf die
Wirtschaftspolitik berticksichtigt. So erklart etwa die ,,capture theory*
(siehe vor allem Stigler, 1971, und Peltzman, 1976), als positive Theorie
des Regulierungsprozesses, Regulierungen nicht als staatliche Reaktion
auf irgendein Marktversagen, sondern als Ergebnis des Einflusses
organisierter Interessensgruppen auf den Staat. Staatliche Regulierung
ist demnach bloB eine Umverteilung zugunsten solcher Gruppen (,,As a
rule, regulation is acquired by the industry and is designed and
operated primarily for its benefit", Stigler, 1971, S. 3). Diese Theorie mag
die Dinge tliberzeichnen und hat sicherlich ihre Schwichen’. Aber
andererseits kann sie einige Elemente des ,regulation game‘ recht gut
erkliaren: etwa den Umstand, dal3 bei der Implementierung und Vollzie-
hung von staatlichen Regulierungen die ,Regulierten” in der Regel
selbst in einem hohen Mafle mitwirken, oder dafl Regulierungen haufig
bloB die Kodifizierung ohnehin schon angewendeter Produktionstech-
niken und Geschéftspraktiken sind und sie daher nur relativ geringe
,compliance costs* verursachen (Peacock — Ricketts — Robinson, 1984).

Aus allen diesen Uberlegungen ergibt sich das folgende Resiimee:
Die Konzeption wohlfahrtsstaatlicher Wirtschaftspolitik geht wvon
einem fragwiirdigen Staatsverstindnis aus, das den Staat in gewisser
Hinsicht verabsolutiert und auBBerdem makrodkonomischen Kennzif-
fern — Budgetsalden in Prozent des Sozialprodukts, Einnahmen- und
Ausgabenquoten des Staates — unverhéltnismiafBig mehr Aufmerksam-
keit schenkt, als den Problemen im Zusammenhang mit der institutio-
nellen Ausgestaltung wirtschaftspolitischer MaBBnahmen. Dies mag
auch die Ursache fur manche Frustrationen sein, zu denen die Kluft
zwischen den oft sehr ambitiosen wirtschaftspolitischen Zielen und den
faktischen Handlungsmoglichkeiten AnlaB gibt. Uberlegungen hin-
sichtlich des kiuinftigen Kurses nicht-konservativer Wirtschaftspolitik
diurfen daher eine umfassende Diskussion tiber Moéglichkeiten und
Grenzen des Wohlfahrtsstaates nicht vermeiden. Das Problem, in
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welchen Bereichen, in welchem Ausmal und insbesondere in welcher
Form staatliche Interventionen anderen Steuerungsmechanismen vor-
zuziehen sind, sollte nicht den Gegner des Wohlfahrtsstaates tiberlassen
werden, wenngleich es von einigen ihrer intellektuellen Vertreter
diesbeziiglich einiges zu lernen gibt.

Es ist natiirlich klar, daB Uberlegungen tiber die optimale Form
staatlicher Aktivititen weit Gber die (De-)Regulierungsproblematik
hinausgehen und alle Formen und Instrumente staatlicher Interventio-
nen einbeziehen mussen. Maf3geblich dafur, daf3 sich die vorliegende
Arbeit im folgenden dennoch auf staatliche Regulierungen konzen-
triert, war der Umstand, daB ihnen in Osterreich bislang in der
okonomischen Diskussion weitaus weniger Beachtung geschenkt
wurde, als den fiskalischen, d. h. einnahme- und ausgabeseitigen Instru-
menten des 6ffentlichen Sektors.

3. Regulierung und Deregulierung aus wirtéchaftspolitischer Sicht

Zunachst mufl im Interesse einer sachlichen Diskussion ausdriicklich
darauf hingewiesen werden, dal aus 6konomischer Sicht zwischen
einer Beschaftigung mit staatlicher Regulierungspolitik und Diskussio-
nen etwa uber die Subventionspolitik oder (unter bestimmten Gesichts-
punkten) Gber die Steuerpolitik kaum Unterschiede bestehen. Dies
zeigt sich besonders daran deutlich, dal3 sehr weitreichende Definitio-
nen des Begriffs ,Regulierung* existieren, die sehr viele, in der dulleren
Erscheinungsform verschiedene Aktivititen des o6ffentlichen Sektors
umfassen. Neben Regulierungen im engen Sinn, also legistischen
Auflagen und Restriktionen zur Korrektur von Marktversagen — in
diesem Sinn wird der Begriff in der vorliegenden Arbeit verwendet —,
werden oft auch Subventionen, produktspezifische (Verkehrs- und
Verbrauchs-)Steuern, 6ffentliches Eigentum und auBBenwirtschaftliche
Beschriankungen zu den Regulierungen gezihlt (siehe z. B. Noll, 1983,
S. 378 f.). Umgekehrt existieren auch sehr umfassende Subventionsbe-
griffe, die weit Giber den tagespolitischen Sprachgebrauch hinausgehen,
und neben Finanztransfers und Steuererleichterungen auch Haftungen,
,Beschaffungssubventionen®, » Verbilligungssubventionen* und
schlieBlich auch Subventionen durch legistische MaBnahmen (regula-
tory subsidies) miteinbeziehen (Andel, 1977). Diese Abgrenzungspro-
bleme sind kein Zufall. Sie beruhen auf dem Umstand, daf3 sich zur
Loésung wirtschaftspolitischer Probleme, insbesondere zur Behebung
von Marktstérungen, alternativ eine Mehrzahl verschiedener Instru-
mente eignen. So kénnen beispielsweise externe Effekte alternativ
durch Subventionierung, Besteuerung, Regulierung oder Internalisie-
rung (Coase-Losungen) beseitigt werden (siehe z. B. Sohmen, 1976,
Kap. 7); oder Monopolen kann mit Deregulierung (Beseitigung von
Markteintrittsbeschriankungen), finanziellen Foérderungen fir Unter-
nehmensgriindungen, mit Preisregulierungen oder mit der gesetzlichen
Zerschlagung begegnet werden. Welche Instrumente im Einzelfall
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gewidhlt werden, ist meist viel mehr ein technokratisches als ein

ideologisches Problem. Die Instrumentenwahl sollte von der Beantwor-

tung der folgenden zwei Fragen abhingig sein:

i) Mit welchem Instrument lif3t sich in einer von Unsicherheiten,
Informationsméngeln und institutionellen Restriktionen gepragten
Situation das wirtschaftspolitische Ziel mit der gr63ten Wahrschein-
lichkeit erreichen? Welches Instrument dabei am besten abschnei-
det, wird von Fall zu Fall verschieden sein. So moégen als Korrektur
externer Effekte (z. B. Umweltverschmutzung) Regulierungen dann
gunstiger sein als fiskalische Mafnahmen (also spezifische Steuern
oder Forderungen), wenn sich deren erforderlicher Umfang auf-
grund von taktischem Verhalten der Verschmutzer oder der Gescha-
digten nicht hinreichend genau bestimmen 143t. Umgekehrt mag es
Fille geben, wo legistische Regelungen nicht formulierbar, durch-
setzbar oder kontrollierbar sind, so dal3 es sinnvoller sein kann, eine
strenge Haftungsverpflichtung des Verursachers (bzw. einen Ent-
schadigungsanspruch des Geschédigten) zu postulieren.

ii) Welche Nebenwirkungen (etwa Verteilungs- und Budgetwirkungen)
haben die verschiedenen Instrumente? Auch diesbeziglich gibt es
keine allgemeingtltige Regel. Es 143t sich etwa zeigen, daf3 die zur
Korrektur externer Effekte geeigneten MafBnahmen bei gleichen
allokativen Wirkungen unter Umstdnden unterschiedliche Vertei-
lungswirkungen zwischen Verursachern, Geschiadigten und dem
Staat haben. Es bedarf daher nicht nur allokations-, sondern auch
verteilungspolitischer Vorstellungen, um zwischen Instrumenten
auszuwahlen.

Die folgenden Argumente fiir einen Abbau gewisser Regulierungen
sind — das sollten die vorhergehenden Bemerkungen deutlich gemacht
haben — nicht als Pladoyer fiir eine generelle Deregulierungspolitik zu
verstehen. Es geht nicht darum, um jeden Preis, also ungeachtet ihrer
Sinnhaftigkeit, das Gesamtausmalfl an Hemmnissen zu verringern, das
auf der Wirtschaft lastet®. Es geht vielmehr darum, Bereiche der
osterreichischen Wirtschaft aufzuzeigen, wo eine Deregulierung (oder
zumindest eine andere Form der Regulierung) erfolgsversprechender
zu sein scheint und bessere Nebenwirkungen erwarten 1aft, als die
gegenwartigen legistischen Rahmenbedingungen und sonstigen staatli-
chen Aktivitdten (wie z. B. Forderungen).

Die Forderung nach einem selektiven Abbau bestimmter Regulierun-
gen in Osterreich ist vor allem im Zusammenhang mit der in weiten
Bereichen der osterreichischen Wirtschaft verbreiteten Wettbewerbs-
feindlichkeit zu sehen. Generell — so scheint es — werden die negativen
Konsequenzen wirtschaftlicher Konkurrenz tberbewertet, und die
positiven Folgen tibersehen’. Es ist daher kein Zufall, daf ,,in Osterreich
Gesetze zum Schutz des Wettbewerbs eine insgesamt geringere Bedeu-
tung aufweisen, als Gesetze zum Schutz vor Wettbewerb* (Kaufer —
Smekal, 1983, S. 98), wogegen in den meisten anderen Industrielandern
viele staatliche Interventionen gerade deshalb erfolgen, um zuwenig
Wettbewerb (also Monopole, Fusionen, etc.) zu verhindern. In dieses
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Bild paBt es auch, daf} es — abgesehen von Nowotny — Guger — Suppanz
— Walther (1978) — kaum Untersuchungen tiber die Wettbewerbsverhalt-
nisse, Marktstrukturen etc. in Osterreich gibt, wie kurzlich auch Farn-
leitner (1985, S. 40) beklagte.

Problematisch an der Mehrzahl der Wettbewerbshemmnisse in Oster-
reich ist der Umstand, da3 dadurch die Kluft zwischen dem exponier-
ten und dem geschiitzten Sektor der Wirtschaft grof3er zu werden droht.
Derzeit bietet sich folgendes Bild: Auf der einen Seite sind wesentliche
Teile des Industrie- und Fremdenverkehrssektors internationaler Kon-
kurrenz ausgesetzt, in einigen wenigen Bereichen (wie z. B. einigen
Teilen des Handels) gibt es zumindest eine entsprechende Binnenkon-
kurrenz. Auf der anderen Seite gibt es grol3e Bereiche der Wirtschaft, in
denen der Wettbewerb durch eine Fiille von Bestimmungen (Marktzu-
trittsbeschrinkungen, Werbeverbote, Regelungen tber die Gewerbe-
austibung, Marktverordnungen, Kartellvereinbarungen) auflerordent-
lich gemildert wird. Diese Situation hat sich im Laufe der siebziger
Jahre verschirft. Pointiert formuliert 148t sich die Politik in diesem
Jahrzehnt dadurch charakterisieren, daf3 durch Integration und Hart-
wihrungspolitik, der offene Sektor noch offener wurde, wahrend der
geschiitzte Sektor jedoch nicht weniger geschiitzt blieb. Dies hat
sowohl unter Verteilungs- als auch unter Allokationsgesichtspunkten in
der Regel negative Konsequenzen. Erstens: Die Einkommensverteilung
andert sich dadurch zugunsten des geschiitzten Sektors. Dies zeigt sich
deutlich an den sogenannten freien Berufen (Arzte, Tieridrzte, Rechtsan-
wilte, Notare, Ziviltechniker, Wirtschaftstreuhénder), die allerdings
angesichts der legistischen Rahmenbedingungen in Osterreich eher
»geschiitzte* Berufe heiflen sollten. Es ist nicht tberraschend, daf3
gerade diese Berufe, in einer Periode in der andere Wirtschaftsbereiche
zunehmender Konkurrenz ausgesetzt wurden, ihre Verteilungsposition
verbessern konnten (Walterskirchen, 1983, S. 83). Zweitens: Wenn sich
die relativen Einkommenschancen zugunsten des geschiitzten Sektors
verschieben, ist es wahrscheinlich, da3 auch eine Verschiebung der
Ressourcenallokation in diesen Sektor stattfindet. Auf die Problematik
einer solchen ,,Anpassung“ fur ein kleines offenes Industrieland wie
Osterreich braucht wohl nicht ausdricklich eingegangen zu werden.
Und schlieBlich drittens: Aus 6konomischer Sicht wére es aullerordent-
lich 1berraschend, wenn die Wettbewerbsbeschrankungen im
geschiitzten Sektor nicht die Effizienz in diesem Sektor nachhaltig
beeintrichtigten. Dies ist nicht nur aus der Sicht des inldndischen
Endverbrauchers beklagenswert, sondern hat auch aufgrund der Inter-
dependenzen zwischen dem geschiitzten und dem offenen Sektor fiir
letzteren negative Konsequenzen®.

Selbstverstandlich gibt es an Stelle verschirften Wettbewerbs zumin-
dest theoretisch eine Reihe anderer Moglichkeiten die Wettbewerbsfa-
higkeit der Wirtschaft zu erhéhen. So gibt es in Osterreich ein umfassen-
des Wirtschaftsforderungssystem, das im wesentlichen unter dieser
Zielsetzung operiert". Aber selbst, wenn man von den Bedenken
absieht, ob das bestehende Forderungssystem den an es gestellten, zum
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Teil sehr anspruchsvollen Anforderungen tatsdchlich gerecht wird
(siehe Szopo — Aiginger — Lehner, 1985, S. 274 f.), haben Forderungen
auf alle Falle zwei Nachteile:

i) Sie laufen letztlich auf eine Beglinstigung von Gewinneinkommen
hinaus und erfordern daher eine teilweise Preisgabe verteilungspoli-
tischer Ziele. (Dies scheint tiberhaupt ein grundsétzliches Dilemma
jeder nivellierenden Verteilungspolitik zu sein: Einerseits sollen
bestimmte wirtschafts- und gesellschaftspolitische Ziele erreicht
werden, andrerseits gibt es privatwirtschaftlich ausgerichtete Ent-
scheidungsverhéltnisse. Als Ausweg bleibt daher oft nur der Weg der
Entscheidungsbeeinflussung durch monetire incentives'.)

ii) Forderungen belasten die offentlichen Haushalte. Einer forcierten
Ausweitung des Forderungsinstrumentariums ist daher gegenwirtig
durch die angespannte Budgetsituation Grenzen gesetzt. Wahr-
scheinlicher als ein rasches Wachstum der Férderungen ist sogar
eher das Gegenteil; jedenfalls ist die Forderung nach einem deutli-
chen Subventionsabbau Bestandteil jedes Budgetkonsolidierungs-
planes — von welcher Seite er auch formuliert wird.

Umgekehrt ist die Situation hingegen im Falle einer Deregulierungs-
politik mit dem Ziel bestehende Wettbewerbshemmnisse zu verringern.
Eine solche Politik wiirde nicht nur in industrie- und gewerbepoliti-
scher Hinsicht in die ,richtige* Richtung wirken (Starkung der Wettbe-
werbsfihigkeit), sondern héitte auch — anders als die Foérderungen —
noch zwei positive Nebenwirkungen:

i) Sie brachte vermutlich eine Verbesserung (d. h. Nivellierung) der
Einkommensverteilung, da in einer Reihe geschiitzter Bereiche — wie
empirische Indikatoren vermuten lassen — im Schnitt héhere Ein-
kommen erzielt werden, als im exponierten Sektor der o6sterrei-
chischen Wirtschaft.

ii) Sie brachte keine Belastung der offentlichen Haushalte.

4. Beispiele

Die folgenden Beispiele sind als Illustration zur Argumentation des
vorigen Abschnitts gedacht. Es handelt sich dabei weder um eine auch
nur einigermafen vollstindige Erfassung aller wettbewerbsbeeinflus-
senden staatlichen Eingriffe in Osterreich, noch um eine erschépfende
Aufzéhlung aller Falle, wo in der dsterreichischen Wirtschaftsgesetzge-
bung ein Reformbedarf zu vermuten ist.

Freie Berufe

Geradezu Musterbeispiele fir wettbewerbshemmende Regulierun-
gen aller Art gibt es — wie bereits angedeutet — bei den freien Berufen. Es
handelt sich dabei nicht nur um gesetzliche Bestimmungen, sondern
auch um die in diesem Bereich ublichen standesrechtlichen Vorschrif-
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ten, die allerdings vom Staat bewilligt werden miissen. Die Beschran-
kung des Wettbewerbs erfolgt sowohl durch eine Verknappung des
Angebots mittels Marktzutrittsbarrieren (und zwar auf3erhalb der fach-
lich notwendigen Ausbildung), als auch durch Bestimmungen tiber die
Art der Berufsaustibung.

Die Tendenz zur Angebotsverknappung ist in Osterreich durch die
zunftihnliche Interessenorganisation bei den freien Berufen quasi
institutionalisiert. Aufgrund der bei diesen Berufen langen Ausbil-
dungszeiten sind Angebotsschiibe frith absehbar. Dies ermdglicht es
den Standesvertretungen ebenso frihzeitig Gegenmafinahmen zu pro-
pagieren bzw. zu initiieren, was dadurch begtinstigt ist, dafl die Standes-
vertretungen sowohl bei der Gesetzgebung, als auch in der Regel im
Ausbildungswesen einfluflireich sind. In einigen Féllen ist die Ange-
botskontrolle sogar gesetzlich verankert, wie etwa bei den Tierdrzten
oder den Apotheken, wo die Standesvertretungen zur Bedarfsprifung
herangezogen werden. Die Verknappung des Angebots hat vor allem
die Konsequenz, dafl sie den bereits auf dem Markt befindlichen
Anbietern tiber Preiseffekte erhohte Einkommen sichert. In dem Malfle
allerdings, in dem die Preisreaktionen durch gleichzeitige gesetzliche
Tarifbestimmungen — wie dies bei den Leistungen der freien Berufe
héufig der Fall ist — beschriankt werden, ist auBerdem eine Qualititsver-
schlechterung des Angebots wahrscheinlich.

Markante Beispiele fur wettbewerbshemmende Regelungen, die in
die Berufsausibung der freien Berufe eingreifen, sind die in diesem
Bereich uiblichen Werbeverbote. Es mag naheliegend sein, diese Frage
zu bagatellisieren oder etwa durch das Bild des im TV werbenden
Chirurgen zu karikieren. Tatsichlich geht es jedoch um das Problem, ob
zusiatzlich zur generellen Berufsbezeichnung weitere Informationen
uber spezifische Fahigkeiten eines Freiberuflers gemacht und vero6f-
fentlicht werden konnen. Jeder der in Osterreich jemals einen Anwalt
mit bestimmten Spezialkenntnissen (z. B. Rechtsfragen im Zusammen-
hang mit EDV) oder einen Arzt, der eine im Ausland bereits praktizierte
Diagnose- bzw. Therapietechnik beherrscht, oder einen Steuerberater
mit spezifischen Kenntnissen gesucht hat, weif3, daf3 man dabei weitge-
hend auf personliche Empfehlungen angewiesen ist, was sicherlich
nicht der effizienteste Weg der Informationsdiffusion ist. Es geht dabei
aber nicht nur — bzw. nicht einmal primér — um die Suchkosten, die aus
diesem Grund entstehen. Wahrscheinlich noch wichtiger ist der
Umstand, dal3 die strikte Form der Werbeverbote auch den Anbietern
weitgehend jeden Anreiz nimmt sich mit neuen Entwicklungen ihres
Faches (neuen Techniken und Technologien) auseinanderzusetzen.
Industrie6konomisch formuliert: Die Chancen, daf3 insbesondere pro-
duktinnovatorisches Verhalten belohnt wird, ist relativ gering.

Ein gutes Beispiel fir die Konsequenzen unzeitgemafler Regulierun-
gen innerhalb der freien Berufe sind die Probleme der osterreichischen
Engineering- und Consulting-Biiros (siehe dazu Vecernik — Biberschick
— Prettenthaler — Wailzer, 1982). Diese Biros konnten sich in der
Vergangenheit auf den internationalen Markten kaum durchsetzen, was
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die Bundes-Ingenieurkammer zum Anlaf3 nahm, eine verstarkte finan-
zielle Forderung der Engineering- und Consulting-Aktivititen und
insbesondere des Planungsexports zu fordern (siehe auch kiirzlich
Ullmann (1986) mit dem Titel: ,,Planungsexport bedarf der Férderung®).
Der geringe Auslandserfolg der E-C-Bliros wird allerdings verstandlich,
wenn man sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen in diesem
Bereich vor Augen hailt. Sie sind systematisch wettbewerbshemmend,
indem sie die Expansion erfolgreicher Biiros verhindern (pro Biiro nur
ein verantwortlicher Befugnistriger, Filialverbot, Werbeverbot). Dar-
iiber hinaus erschweren sie auch die Zusammenarbeit von Ziviltechni-
kern verschiedener Fachrichtungen®. Es ist daher nicht tiberraschend,
daf3 Unternehmen, die im Inland unter nicht-kompetitiven Bedingun-
gen tatig sind, auf hoch-kompetitiven Auslandsmairkten wenig Chancen
haben; und es ist mehr als fraglich, ob finanzielle Forderungen der
geeignete Ausweg aus dieser Situation sind.

Gewerbeordnung

Der zweite grofle und aus gesamtwirtschaftlicher Sicht noch weit
wichtigere Bereich neben den freien Berufen, wo ein uniibersehbarer
Deregulierungsbedarf besteht, ist die 6sterreichische Gewerbeordnung.
,,Jeder Unternehmer ist in Osterreich nicht nur mit den formalisierten
Berufszugangsregelungen der GewO 1973 konfrontiert, sondern auch
mit deren Austibungsvorschriften, und zwar tber ein fiir ausldndische
Regelungen kennzeichnendes MaB hinaus. Unternehmer sein in Oster-
reich heilt daher auch mit der Gewerbeordnung leben...“ (Kupka,
1985, S. 32). Konsequenz der Gewerbeordnung ist vor allem eine nicht
unerhebliche Beschrinkung des Wettbewerbs; sie wirkt damit potenti-
ell preissteigernd und qualititsmindernd.

Einen gewissen Fortschritt in Richtung Liberalisierung brachte
sicherlich die Neuregelung der Gewerbeordnung im Jahre 1973. Die
Liberalisierung konzentrierte sich jedoch auf die Gewerbeaustibung
und sie brachte weniger bei der Erleichterung des Gewerbeantritts
(Kupka, 1985). Nach wie vor bestehen bei mehr als 200 Handwerkern,
gebundenen und konzessionierten Gewerben zum Teil erhebliche Zu-
gangsschranken, vor allem in der Form des Befahigungsnachweises".

Die Einschriankung des Gewerbeantritts ist insofern problematisch,
als praktisch von allen Seiten anerkannt wird, wie wichtig die Grun-
dungsrate bei Unternehmen fiir den Strukturwandel einer Wirtschaft
ist. In diesem Zusammenhang wird oft auch auf die vermuteten
Effizienzvorteile kleiner und mittlerer Betriebe gegentiber Grof3betrie-
ben hingewiesen (Aiginger — Tichy, 1984). Es ist daher tiberraschend,
daB der Gewerbeordnung merklich weniger Aufmerksamkeit
geschenkt wird, als anderen Mobilititshemmnissen in der dsterrei-
chischen Wirtschaft’®. Derzeit ist es so, dal} einerseits der in der Regel
schwierige und riskante Akt der Unternehmensgrindung durch die
Gewerbeordnung noch erschwert wird, andererseits jedoch Unterneh-
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mensgriindungen ein haufig genannter Foérderungsschwerpunkt im
osterreichischen Férderungssystem sind; daftr wird schliefllich der
Regierung noch der Vorwurf gemacht, daf} sie eine ,,Hineinférderung*
neuer Unternehmen und damit ein ,,Hinausférdern“ bestehender Unter-
nehmen betreibt (Farnleitner, 1985, S. 38).

Die Alternative zum gegenwirtigen System besteht in einer weitge-
henden Liberalisierung des Gewerbeantritts mit einer gleichzeitigen
Verschiarfung der Produzentenhaftung. Dies wird zwar auch von den
Anhingern der gegenwartigen Rechtslage als (denkmégliche) Alternati-
ve gesehen. Aber eine solche Liberalisierung wird als ,,gern geiibtes
Sandkastenspiel von Wirtschaftspolitikern“ abgetan (Kupka, 1985,
S. 34/35), mit Hinweis auf die Aussage des Gewerbeausschusses des
Abgeordnetenhauses aus dem Jahre 1883, daB3 der durch den Beféhi-
gungsnachweis bewirkte Schutz vor Konkurrenz einen héchst notwen-
digen Schutz des Konsumenten darstellt'. Auf die Nachteile mangeln-
der Konkurrenz fiir den Konsumenten wird allerdings ebenso wenig
eingegangen, wie auf die langerfristigen Folgen fiir die Strukturent-
wicklung.

Agrarmarktordnung

Zu den bekanntesten und leider auch teuersten Beispielen fiir staatli-
che Marktregulierungen zihlt die Agrarmarktordnung, die nahezu die
gesamte agrarische Produktion und deren Verarbeitung regelt. Es ist als
Nicht-Fachmann schon schwer genug, das bestehende System auch nur
einigermaflen zu durchschauen und es wire daher anmaflend mit
radikalen Reformvorstellungen hervorzutreten, zumal sich in Oster-
reich ebenso wie in den EG-Landern und in anderen Industriestaaten
ein Heer von Fachleuten diesbeziiglich die Kopfe zerbricht. Es gibt aber
offenbar Experten, z. B. in der OECD, die meinen, daB man in Oster-
reich selbst im Rahmen der bestehenden Zielsetzungen (Versorgungssi-
cherheit, Sicherung bauerlicher Einkommen) durch andere Regulierun-
gen mehr Wettbewerb und damit mehr Effizienz erzielen koénnte. So
schaltet nach Ansicht der OECD-Agrarexperten die Osterreichische
Agrarmarktordnung z. B. im Bereich der Milchwirtschaft durch die
Regelung von Einzugs- und Versorgungsgebieten fast jeden Preis- und
Qualitatswettbewerb zwischen Molkereien aus, so daB in Osterreich im
Vergleich zum Ausland die Verarbeitungskosten fiir Milch und Milch-
produkte, und damit auch das Stitzungserfordernis, besonders hoch
sind".

Monetdrer Sektor
Ein Sonderfall im vorliegenden Zusammenhang ist der monetére

Sektor. Aufgrund der oligopolistischen Struktur des Gsterreichischen
Kreditapparats ist a priori nicht klar, ob weniger Regulierung mehr
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(gesamtwirtschaftlich sinnvollen) Wettbewerb bringt. Sicher ist hinge-
gen, dall wir derzeit — was den monetidren Sektor betrifft — in einer
,Anti-PangloB-Welt“, ndmlich in der schlechtesten aller Welten leben.
Denn zum einen dréngt der 6sterreichische Kreditapparat vehement auf
die Auslandsmairkte, beschleunigt damit die internationale Integration
der 6sterreichischen Kapitalmérkte und nimmt der Oesterreichischen
Nationalbank den Mut zu einer autonom(er)en Geldpolitik®®. Zum
anderen ist der Wettbewerb auf den inldndischen Kapitalmérkten durch
ein fragwirdiges Zinsabkommen und durch ein Emissionskartell auf
dem Kapitalmarkt beschriankt. Die Folge davon ist, dal die Osterrei-
chische Wirtschaft nicht nur mit den negativen Folgen der Kapital-
marktintegration, ndmlich einer Abnahme des zinspolitischen Spiel-
raums, leben mul}, sondern auch, daf3 auflerdem auf das importierte
Zinsniveau noch ein ,hausgemachter” Zuschlag hinzukommt (dhnlich
bereits Schuster, 1985).

Als Ausweg aus dieser unbefriedigenden Situation gibt es alternativ
zwei Moglichkeiten. Auf der einen Seite 148t sich argumentieren, daf3
der osterreichische Kreditapparat offenbar nicht in der Lage ist, in
kompetitiven Situationen zu agieren, so dall eine Beschrinkung des
Wettbewerbs, wie etwa durch das jingste Zinsabkommen, notwendig
ist. Angesichts der Entwicklung der Ertragslage der Kreditinstitute seit
der Liberalisierung des Kreditwesengesetzes ist eine solche These nicht
unplausibel, wenn man will ,halbwahr* (Tichy, 1985). Wenn dies
allerdings zutrifft, ware zu lberlegen, ob es sinnvoll ist, den selben
Kreditunternehmungen den Zugang zu den internationalen Finanz-
markten so leicht zu machen, wie dies derzeit der Fall ist. Eine
Entliberalisierung des Kapitalverkehrs wiirde zwar sicherlich den Pro-
zef3 der Finanzintermediation im Inland erschweren, gleichzeitig wiirde
jedoch die geldpolitische Autonomie der 6sterreichischen Wahrungsbe-
horden gestarkt.

Auf der anderen Seite kann man — und dieser Meinung neige ich eher
zu — die Ansicht vertreten, daf3 die Einbindung der 6sterreichischen in
die internationalen Kapitalméarkte (und damit das Auslandsgeschéift der
Banken) aus handels- und wachstumspolitischen Grinden langfristig
vorteilhaft ist’®. Dann wéare es jedoch folgerichtig auch die dsterrei-
chischen Kapitalméirkte weiter zu liberalisieren, Zinsenkartelle zu
unterbinden, und damit Voraussetzungen zu schaffen, daf3 das dsterrei-
chische Zinsniveau (abgesehen von Wechselkurserwartungen) nicht
hoher ist, als jenes im Ausland.

Natirlich kann der Forderung nach mehr Liberalisierung und Wett-
bewerb die offensichtlich jetzt schon schlechte Ertragslage der osterrei-
chischen Kreditunternehmen entgegengehalten werden. Die Loésung
dieses Problems durch ein Zinsabkommen ist allerdings nicht zielfiih-
rend, da dadurch bestehende Strukturen festgeschrieben werden.
Denn, konsequent zu Ende gedacht, heil3t das Zinsabkommen — zusam-
men mit der verbreiteten Uberzeugung, kein einzelnes Kreditunterneh-
men in seiner Existenz gefdhrden zu durfen —, daB letztlich das Span-
nenerfordernis des am wenigsten effizienten Kreditinstituts das
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gesamtwirtschaftliche Zinsniveau, zumindest aber die Zinsstruktur
bestimmt. Ein Zinsabkommen ist daher nur ein duflerst unzureichendes
Substitut fiur eine Reihe anderer Malilnahmen (Reform des Kreditwe-
senrechts, rascher Ausbau der Einlagenversicherung, Stiarkung der
Bankenaufsicht), um den Wettbewerb der Kreditunternehmen in die
gesamtwirtschaftlich ,richtigen“ Bahnen zu lenken (siehe dazu auch
Tichy, 1985)%.

5. AbschlieBende Bemerkungen

Das schmucke Wort Friedrich Hebbels, daf3 die groBe Welt in Oster-
reich ihre Probe hilt, wird hierzulande gerne zitiert und gehort.
Realitdatsniaher dirfte jedoch die Einschatzung sein, dafl internationale
Entwicklungen meist nur als Echo — verspitet und abgeschwicht —
nach Osterreich dringen, wobei dies manchmal vorteilhaft, oft aber
auch nachteilig ist. Ziel der vorliegenden Arbeit war es, zu zeigen, daf3
die international seit langerem in Gang befindliche Deregulierungsde-
batte auch fiir eine Reihe wirtschaftspolitischer Probleme in Osterreich
von Belang sein kann. Leitmotiv war dabei die folgende Uberlegung: Es
gibt zwar eine Reihe guter Griinde, dem Marktprinzip mit Vorsicht zu
begegnen, wenn die Schaffung von mehr Effizienz zu Lasten von mehr
sozialer Gerechtigkeit geht; umgekehrt gibt es jedoch keinen Grund die
,marktwirtschaftliche Logik“ dort nicht wirken zu lassen, wo sie
gleichzeitig mehr Effizienz u n d mehr Gerechtigkeit bringt. Dies folgt
der Feststellung von Nowotny (1980, S. 208), ,,dal} selbst bei Akzeptie-
rung der marktwirtschaftlichen Logik noch ein erhebliches Potential
fur groB3ere Egalitat besteht, da ja die quantitative Bedeutung 6konomi-
scher Renteneinkommen tberwiegend bei den hohen und héchsten
Einkommen zu sehen ist*.

Die Problematik beschriankt sich nicht nur auf die hier dargestellten
Beispiele. Es fillt nicht schwer, eine Reihe weiterer Bereiche zu finden,
wo unter den genannten oder anderen Gesichtspunkten eine Diskus-
sion bestehender Regulierungen erfolgen sollte: etwa das Kartellrecht,
auf dessen strukturkonservierende Wirkung bereits Wehsely (1978)
hingewiesen hat; oder das ORF-Monopol, bei dem es ohnehin nur eine
Frage der Zeit (d. h. der technischen Entwicklung) ist, bis der gegenwar-
tige Zustand nicht mehr aufrechtzuerhalten ist; oder auch das Monopol
der Post im Endgeritebereich, das vermutlich den technischen Fort-
schritt in diesem Bereich nicht fordert (Volk, 1985). Und selbst in der
aus Arbeitnehmersicht ilberaus heiklen Frage der Norm-Arbeitszeit,
wird eine Lockerung nicht vollig auBBer acht gelassen werden konnen,
entweder weil entsprechende Bedirfnisse nach einer flexibleren
Arbeitszeit auch auf Arbeitnehmerseite feststellbar sind (Votruba,
1983 B), oder weil die dringlich notwendige, allgemeine Arbeitszeitver-
kiurzung eine bessere Nutzung des Kapitalstocks nahelegt (Glotz, 1985,
S. 487)*.

AbschlieBend sei noch einmal Lester Thurow =zitiert, dessen
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Abschnitt tiber die (De-)Regulierungsproblematik in seiner ,,Zero-Sum
Society” zu den reflektiertesten Auseinandersetzungen mit diesem
Thema zidhlt: ,,The moral of the story is that it is not very useful to be for
or against regulations in the abstract. Something is going to be done to
meet a clear and present need. The real trick is to find a set of
regulations which solves the basic problem without creating a host of
subsidiary problems that did not previously exist“ (Thurow, 1980,
S. 138).

Anmerkungen

1 Vielleicht wird der Begriff , Deregulierung” weniger verdichtig, wenn man sich in
Erinnerung ruft, daf# das seit Mitte der siebziger Jahre laufende Deregulierungspro-
gramm auch in der Amtszeit von Prasident Carter weitergefiihrt wurde; sieche dazu
Crandall (1983).

2 Ein Beispiel dafiir sind etwa die Angriffe auf die betriebliche Mitbestimmung der
Arbeitnehmer; siehe etwa von Weizséacker (1982), S. 332 f.

3 Der Begriff ,,Wohlfahrtsstaat” ist in der vorliegenden Arbeit in einem sehr umfassen-
den, weit tiber den Bereich der Sozialpolitik hinausgehenden Sinn zu verstehen. Es
konnte auch ,Interventionsstaat” oder — wohl am aussagekriftigsten — in Anlehnung
an Luhmann (1981, S. 8) ,, Kompensationsstaat” heiflen.

4 Auf diese Affinitat zwischen Keynesianismus und Sozialdemokratie bzw. US-Demo-
kraten hat erst kiirzlich auch Solow (1986) aufmerksam gemacht.

5 Es ist politikgeschichtlich interessant, daB dieses Staatsverstindnis von der Sozialde-
mokratie weitgehend tibernommen wurde, obwohl es kontrir zur sozialdemokrati-
schen Position in der Ersten Republik steht (sieche dazu Leser, 1980).

6 Zu den wenigen bekannteren Beispielen fiir 6konomische Ansitze in diese Richtung
zéihlen die Uberlegungen tiber zero-base budgeting und sun-set legislation.

7 Panzar (1983) weist an Hand des Beispiels der Regulierung der US-amerikanischen
Luftfahrtindustrie — das abrigens fur die gesamte (De-)Regulierungsdiskussion eine
groBle Bedeutung hatte — darauf hin, dafl die capture theory nicht befriedigend den
»Lebenszyklus“ einer Regulierung von deren Einfithrung bis zur Deregulierungsphase
erkliren kann.

8 Es ist dies die , Parole”, mit der Schatz/Spinanger (1984) fiir die Errichtung von ,,Zonen
freier Wirtschaftsaktivitat” in der Bundesrepublik Deutschland eintreten.

9 Symptomatisch dafiir ist der Umstand, da3 der Begriff ,,Wettbewerb* in Osterreich in
Gesetzen und in der rechtswissenschaftlichen Literatur fast ausschlieBlich in einem
pejorativen Sinn verwendet wird, also als ,,planloser” und ,,ruinéser Wettbewerb* oder
als ,unzumutbare* und ,unzuldssige Konkurrenzierung“. Man muf} kein Apologet der
Marktwirtschaft sein, um dies als verzerrte Sicht zu werten. Dartiber hinaus wird der
Begriff ,Wettbewerbs-“ oder , Konkurrenzschutz* in der Rechtswissenschaft meist nur
im Zusammenhang mit der Einrichtung der staatlichen Bedarfspriifung gesehen, was
zur Folge hat, dall andere Formen wettbewerbsbeeinflufiender Staatsinterventionen
wenig Beachtung finden (siehe z. B. Stolzlechner, 1982).

10 Ein Beispiel dafiir sind die 6sterreichischen Engineering- und Consultingbiiros. Es
wird vielfach vermutet, daB eine hohere Wettbewerbsfihigkeit dieses Sektors und,
damit verbunden, eine verstirkte Prasenz im Ausland, auch den 6sterreichischen
Industrieexport begtlinstigten (siehe erst kiirzlich Ullmann, 1986).

11 Es wire jedoch falsch generell einen Gegensatz zwischen wettbewerbsschaffenden
MafBnahmen und anderen staatlichen Interventionen industrie- bzw. strukturpoliti-
scher Natur zu sehen. Boltho (1985), S. 191, hat an Hand des japanischen Beispiels
darauf hingewiesen, daB sich staatliche Strukturpolitik durchaus mit Wettbewerbspo-
litik vertragen kann; wichtig fiir die japanische Industriepolitik war demnach ,,. . . the
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almost constant acceptance, and at times even encouragment of competition during
the long upswing phases of the business cycle. MITI did encourage concentration but
it never went as far as advocating monopoly, unlike for instance, France, which often
aimed at creating one large ,national champion‘ in a priority industry.“

Derselbe Sachverhalt in den Worten von Habermas: ,,Weil der Sozialstaat die Funk-
tionsweise des Wirtschaftssystems unangetastet lassen muf}, hat er nicht die Méglich-
keit auf die private Investitionstitigkeit anders als durch systemkonforme Eingriffe
EinfluB zu nehmen.“ (Habermas, 1985, S. 149)

Zwar besteht die Moglichkeit, die Restriktionen des Ziviltechnikergesetzes durch die
Griindung von Arbeitsgemeinschaften oder von Technischen Biros (§ 103 Abs. 1lit. a
GewQ 1973) zu umgehen, doch treten dabei in der Praxis offenbar eine Reihe
organisatorischer Schwierigkeiten auf.

Mit der derzeit in Diskussion befindlichen Novelle der Gewerbeordnung dirfte —
sofern die spérlichen Presseberichte (iberhaupt ein Urteil erméglichen — der Liberali-
sierungsprozefl nicht fortgesetzt bzw. in Einzelbereichen sogar riickgéngig gemacht
werden.

So wird beispielsweise die Gewerbeordnung in der sonst so verdienstvollen Monogra-
phie von Aiginger (1980) gar nicht erwéahnt.

Der Hinweis auf den Gewerbeausschufl stammt aus Kupka (1985). In den Rechtswis-
senschaften wird diese Sicht aber auch noch heute kritiklos vertreten: ,Sowohl die
Vorschriften tiber die persénlichen Qualifikationserfordernisse als auch das Betriebs-
anlagenrecht zielen lediglich (Hervorhebung, P. S.) darauf ab, die Allgemeinheit
vor Gefiahrdungen zu schiitzen.“ (Wenger, 1978, S. 102)

Dieser Abschnitt stlitzt sich auf inoffizielle Informationen tber eine derzeit in
Bearbeitung befindliche OECD-Untersuchung der dsterreichischen Agrarpolitik. Zu
den Problemen des dsterreichischen Milchmarktes siehe auch Schneider (1984).

In jlingster Zeit ist allerdings genau der umgekehrte Fall eingetreten: Die schon oft
beschriebene und beklagte Unwilligkeit der Notenbank, als Instrument der Liquidi-
tatsversorgung auch die Inlandskomponente heranzuziehen, hat die 6sterreichischen
Banken auf die Auslandsmarkte gedrdngt (Schuster, 1986).

AuBerdem bestehen ohnehin, aufgrund der in der vorherigen Anmerkung beschriebe-
nen Entwicklung zuséatzlich gendhrte Zweifel, ob die OeNB willens und in der Lage
wire, den durch eine Entliberalisierung des Kapitalverkehrs entstehenden Spielraum
Gberhaupt zu nitzen.

Wenn schon die Ertragslage des Kreditapparats verbesserungsbeduirftig ist, sollte die
(verstirkte) Einhebung von Kontengebiihren nicht auller acht gelassen werden. Dies
dirfte aus verteilungspolitischen Gesichtspunkten sinnvoller sein, weil die Anzahl der
Kontenbewegungen sicherlich mit dem Einkommen steigt, wihrend ertragsverbes-
sernde MaBnahmen liber die Zinsséitze eher zu Lasten , kleiner“ Sparer und Kreditneh-
mer gehen.

Die Probleme einer Aufweichung der Normarbeitszeit sowohl fir die Stellung der
einzelnen Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt, als auch fiur die Organisation der
Arbeitnehmerinteressen, diirfen jedoch nicht tibersehen werden (siehe dazu Wiesen-
thal — Offe — Hinrichs — Engfer, 1983 sowie Worgotter, 1984).
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Neue Technologien und
internationale Arbeitsteilung:
‘Riuckverlagerung von
Auslandsfertigungen aus
Entwicklungslindern?
(am Beispiel der BRD)*

Werner Olle

In der Geschichte der Weltwirtschaft haben einschneidende technolo-
gische Innovationen immer Verdnderungen in der globalen Verteilung
von Produktionskapazitidten induziert; sei es, dal3 sich hierdurch tradi-
tionelle Kostenstrukturen bei der Herstellung eines bestimmten Pro-
duktes nachhaltig verdndert haben; sei es, dal3 traditionelle Produkte
durch neue Herstellungsverfahren obsolet geworden sind. Bertihmte
Beispiele flir diesen Zusammenhang von neuen Technologien und
Verdnderungen in der internationalen Arbeitsteilung sind etwa die
frihen technologischen Innovationen in der britischen Textilindustrie,
die bis dahin bestehende Wettbewerbsvorteile z. B. der indischen
Industrie zunichte machten, oder die Substitution des Chile-Salpeters
durch neue Anwendungsverfahren bei der Stickstoffherstellung'.

Seit Ende der siebziger Jahre und verstarkt zu Beginn der achtziger
Jahre stellt sich erneut die Frage, ob die gegenwiartigen Produkt- und
ProzeBinnovationen, die durch grundlegende technologische Neuerun-
gen im Bereich der Mikro- und Optoelektronik und in Zukunft auch im
Bereich der Biotechnologien méglich geworden sind, die gegenwartige
internationale Arbeitsteilung nachhaltigen Veridnderungen unterwer-
fen. Die Vermutungen uber die mogliche Wechselwirkung von gegen-
wartigen technologischen Innovationen und der Struktur der interna-
tionalen Arbeitsteilung laufen darauf hinaus, daf3
— die Mikroelektronik bisherige Kostenkalkiile von Unternehmen

modifiziert und eine Ruckverlagerung von Auslandsfertigungen aus

Entwicklungslandern bewirkt?

* erscheint in: “New Technologies and Third World Countries” ed. by Gerd Junne
Schwerpunktheft der Vierteljahresberichte der Friedrich-Ebert-Stiftung
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— die Biotechnologien zur Substitution von Produkten fiihren, die
bislang von Entwicklungsldndern produziert und exportiert wurden®.
In der Konsequenz hiefle dies, da3 nicht nur Tendenzen zu einer

neuen internationalen Arbeitsteilung (weltmarktorientierte Produktion

in Entwicklungsldndern im Bereich der Verarbeitenden Industrie)
abgebaut wurden, sondern selbst Elemente der alten internationalen

Arbeitsteilung (Produktion und Export von agrarischen und minerali-

schen Rohstoffen) ernsthaft gefahrdet wiirden.

Unsere Fragestellung lautet schlicht, ob sich fur ein derartiges
Szenario, das auf den heutigen und in naher Zukunft zu erwartenden
technologischen Mdéglichkeiten basiert, in den gegenwiértigen Investi-
tions- und Standortentscheidungen deutscher Unternehmen Anhalts-
punkte auffinden lassen. Da die breite industrielle Anwendung von
Biotechnologien generell erst flir die neunziger Jahre erwartet wird*
und realistischerweise erst dann mogliche Verdnderungen im Interna-
tionalisierungsmuster von Unternehmen auffindbar sind, beschranken
wir uns im folgenden auf ausgewihlte Beispiele im Umfeld der Mikro-
und Optoelektronik®.

Aus unseren empirischen Arbeiten® drangt sich die These auf,

— dalB3 neue Technologien zu einer Erosion der Rahmenbedingungen
der ,,neuen” internationalen Arbeitsteilung fliihren,

— daf} dieser Prozel3 jedoch keine massive Ruckverlagerung von Aus-
landsfertigungen aus Entwicklungslandern induziert, wohl aber die
laufenden Investitionsentscheidungen von Unternehmen pragt

— und hierdurch sich die seit geraumer Zeit abzeichnende Polarisie-
rung in dieser heterogenen Region der Entwicklungslénder drama-
tisch intensiviert.

1. Die Rahmenbedingungen der neuen internationalen Arbeitsteilung
und ihre Erosion im Gefolge neuer Technologien

Als sich Ende der sechziger Jahre und im Verlauf der siebziger Jahre
die Anzeichen fiir Produktionsverlagerungen (insbesondere arbeitsin-
tensiver Fertigungen) aus Industrie- in Entwicklungsldnder mehrten,
erschien diese Entwicklungstendenz dafiir zu sprechen, daf3 die interna-
tionale Arbeitsteilung eine qualitative Verdnderung erfihrt. Folker
Frobel/Jurgen Heinrichs/Otto Kreye haben in der wissenschaftlichen
Diskussion in der Bundesrepublik Deutschland hierflir den Begriff der
,heuen“ internationalen Arbeitsteilung geprégt, deren Rahmenbedin-
gungen begriindet und ihre empirischen Erscheinungsformen durch
eine Vielfalt von Belegen dokumentiert’.

Mit dem Erreichen der sogenannten , Vollbeschiftigungsgrenze®
Ende der sechziger Jahre — so das Argument der Autoren® — st6f3t das
Wachstumsmodell der Industrielander, das tiber zwei Jahrzehnte hin-
weg produktivititsorientierte Lohnsteigerungen zugelassen hatte, an
immanente Grenzen und wird die durch diese Entwicklung forcierte
Kluft zwischen den Lohnniveaus in Industrie- und Entwicklungslin-
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dern zu einem entscheidenden Parameter unternehmerischer Kalkula-

tionen. Vor diesem Hintergrund stellen

— das immense Potential an billiger Arbeitskraft in den Entwicklungs-
landern,

— das durch Zerlegung der Fertigungsprozesse in Teilfertigungen
unterschiedlicher Anforderungsprofile und

— die Verbilligung der ,, distance costs*

genutzt werden kann, Randbedingungen fiir eine Strukturveridnderung

der internationalen Arbeitsteilung dar.

Das Gewicht der empirischen Belege ermutigte die Autoren zugleich
zu der Annahme, ,,daB sich die Tendenz zu einer neuen internationalen
Arbeitsteilung gegen mogliche Gegentendenzen, welche diesen Prozef3
verlangsamen koénnten, auch in Zukunft durchsetzen wird* und in der
Konsequenz in eine transnationale Dezentralisierung der Fertigungs-
prozesse bei relativer Deindustrialisierung der traditionellen Industrie-
zentren einmuinden wird.

Die von Frobel/Heinrichs/Kreye vermutete Irreversibilitdt einer Ent-
wicklung in Richtung einer neuen internationalen Arbeitsteilung ist
heute in hohem Mafe fraglich geworden, weil technologische Innova-
tionen in den Industrielindern die Bedeutung der zitierten Randbedin-
gungen einer neuen internationalen Arbeitsteilung erheblich abge-
schwiécht haben und in naher Zukunft weiter relativieren werden.

— Bedingt durch die rasche Diffusion relativ preisgtinstiger technologi-
scher Innovationen im Umfeld der Mikroelektronik haben Unterneh-
men der Industrieldnder ihre Fertigungsprozesse nachhaltig reorgani-
siert, neue Automatisierungs- und Rationalisierungspotentiale
erschlossen und den Anteil der Lohnkosten an den gesamten Produk-
tionskosten weiter reduziert.

— Die Innovationsschiibe im Umfeld der Mikroelektronik sind durch
Universalitit in der Anwendung und integrierte Flexibilitdt in der
technischen Umsetzung charakterisiert. Hierdurch werden auf der
einen Seite traditionelle Automatisierungsbarrieren tbersprungen
(z. B. Abhédngigkeit von hohen Losgréflen), auf der anderen Seite
verandert sich die Grundlage der Automatisierung selbst. An die
Stelle der Automatisierung und Rationalisierung von Teilprozessen
treten integrierte Systemlosungen, die gerade auf die Vernetzung der
einzelnen Teilfertigungen abzielen.

— Die gegenwirtigen Technologien fiihren allerdings nicht nur zu
neuen Produkten und Fertigungsverfahren, sie erméglichen — und
erzwingen — dartiber hinaus eine neue Logistik des Fertigungsprozes-
ses, die auf eine Reduzierung der Lagerkosten abzielt. Diesem
Kostenkalkiil widerspricht eine Strategie der transnationalen Dezen-
tralisierung der Fertigung, die zwar durch billige ,,distance costs*
ermoglicht wird, jedoch nur um den Preis eines Verzichts auf
Bestandsoptimierung erkauft werden kann.

Damit stehen heute im Prinzip sdmtliche Randbedingungen einer
neuen internationalen Arbeitsteilung zur Disposition, wobei allerdings
—in Abhidngigkeit vom erreichten Diffusionsgrad technologischer Inno-
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vationen — erhebliche Abstufungen nach Industriezweigen bestehen.

Hinzu treten weitere Veridnderungen in den Entscheidungsparame-
tern von Unternehmen. Gerd Junne hat die interessante These formu-
liert, daB3 die Einfiihrung neuer, durch die Mikroelektronik ermdéglich-
ter Produkte zur Produktionsverlagerung in Entwicklungsldnder beige-
tragen hat, wihrend die Einfiihrung, durch die Mikroelektronik ermég-
lichter Fertigungsverfahren zu einer Verlagerung in umgekehrter Rich-
tung fihren wird". Diese These ist um den Aspekt zu erweitern, daf3 der
Zusammenhang von Produktinnovationen und Produktionsverlage-
rungen in Entwicklungslander nur fiir eine erste Generation von neuen
Produkten zutreffend war, die — via Preiskonkurrenz — neue Mirkte in
den Industrielindern erschlie3en sollten (wie z. B. Unterhaltungselek-
tronik, Kameras, Taschenrechner, Uhren etc.). In diesem Marktsegment
ist mittlerweile das einstige Mengenwachstum deutlich zuriickgegan-
gen, so daf3 auch von der Nachfrageseite her Restriktionen erwachsen.
Verwerfungen auf den einstigen Wachstumsmaérkten kénnen ihrerseits
zur Ricknahme vormaliger Verlagerungsentscheidungen flihren, wie
Beispiele von Unternehmen wie z. B. Rollei (Singapur) oder Grundig
(Taiwan) anschaulich belegen.

2. Gegenwirtige Investitions- und Standortentscheidungen deutscher
Industrieunternehmen

Auch zu Beginn der achtziger Jahre verbleibt die Auslandsexpansion
deutscher Unternehmen auf anhaltend hohem Niveau; gegentiber Mitte
der siebziger Jahre ist jedoch keine entscheidende Forcierung dieser
Entwicklung eingetreten. Dieser Befund ergibt sich ubereinstimmend
aus verschiedenen Indikatoren'':

— Bereits Mitte der siebziger Jahre realisieren deutsche multinationale
Unternehmen etwa 30 Prozent ihrer gesamten Sachinvestitionen an
ausliandischen Standorten; ein nahezu identischer Wert ergibt sich
auf Basis von unternehmensbezogenen Daten auch fiir den Durch-
schnitt der Jahre 1980-1984.

— Mitte der siebziger Jahre liegt die Auslandsbeschéftigungsquote
ausgewdhlter deutscher multinationaler Unternehmen bei etwa 25
Prozent, 1984 erreicht diese mit etwa 29 Prozent einen nur geringfiigig
hoéheren Wert.

— Mitte der siebziger Jahre tragt die Eigenleistung der Auslandsgesell-
schaften deutscher multinationaler Unternehmen mit etwa 40 Pro-
zent zu deren Auslandsumsiétzen bei, 1984 betragt der Vergleichswert
etwa 45 Prozent.

Diese Daten zeigen an, dal} sich zwar die Auslandsexpansion deut-
scher Unternehmen auch in der letzten Dekade ungebrochen fortsetzt,
hierbei allerdings nicht mehr an jene stiirmischen Expansionsraten
ankntipfen kann wie sie noch Mitte der sechziger Jahre bis Mitte der
siebziger Jahre bestanden, als grof3e deutsche Unternehmen ihre Aus-
landsproduktion verfiinffachen konnten®.
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Die zweite wichtige Verdnderung betrifft die regionalen Schwer-
punkte der Auslandsexpansion deutscher Unternehmen, die sich seit
Mitte der siebziger Jahre deutlich zugunsten der Direktinvestitionen in
anderen Industrieldndern verschoben haben.

— Nach den Angaben der Kapitalverkehrsstatistik entfielen 1973-1977
noch etwa 30 Prozent der jahrlichen Kapitaltransfers deutscher
Unternehmen ins Ausland auf Standorte in Entwicklungslindern,
Anfang der achtziger Jahre (1981-1984) betrigt dieser Anteil nur noch
etwa 25 Prozent®.

— Auch alle in der Bestandsstatistik der Deutschen Bundesbank fiir die
Region der aulBereuropdischen Entwicklungsliander publizierten
Indikatoren weisen im Zeitraum 1976-1983 eine fallende Tendenz auf.
So reduziert sich etwa der Anteil dieser Region an den gesamten
Direktinvestitionsbestinden im Ausland von 16 auf 14 Prozent, an
den Jahresumsétzen der deutschen Auslandbeteiligungen von 14 auf
10 Prozent, an den Auslandsbeschéftigten von 30 auf 26 Prozent.

— Auch bei den laufenden Beteiligungszugéngen deutscher Unterneh-
men im Ausland, die im ,, Informationsdienst Aullenwirtschaft” der
FSA erfalit werden, zeigt sich eine wachsende Dominanz von Invest-
ments in Industrieldndern®.

Diese Indikatoren belegen zunéchst, dafl Standorte in Entwicklungs-
ldndern bei den Auslandsinvestitionsentscheidungen deutscher Unter-
nehmen seit Mitte der siebziger Jahre eindeutig an Attraktivitit einge-
bii3t haben. Ob hierbei — neben einer Vielzahl weiterer Einflu3faktoren
(Wirtschaftskrise, Verschuldung, Nachfrageentwicklung usw.) — auch
technologische Trends eine Rolle gespielt haben, und ob diese mogli-
cherweise nicht nur eine regionale Umgewichtung in den laufenden
Investitionen, sondern auch Riuckverlagerungen bestehender Aus-
landsfertigungen zur Folge hatten, versuchen wir nachstehend durch
Hinweise auf Entwicklungen in ausgewéihlten Branchen zumindest
anzudeuten.

3. Entwicklungstendenzen in ausgewahlten Branchen

Mit dem Rekurs auf Entwicklungstendenzen in der Elektrotechnik/
Elektronik, der Bekleidungsindustrie und dem StraBenfahrzeugbau
werden drei Branchen ausgewihlt, denen nicht nur eine hohe Bedeu-
tung bei der Auslandsfertigung deutscher Unternehmen in Entwick-
lungsldndern zukommt, sondern die zugleich signifikante Abstufungen
im technologischen Innovations- und Diffusionsproze3 markieren.

3.1 Elektrotechnische und Elektronische Industrie
Musterbeispiele fiir kostenorientierte Produktionsverlagerungen die-

ses Industriezweiges waren Mitte der siebziger Jahre beispielsweise
bestimmte Fertigungsschritte bei der Herstellung von elektronischen
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Bauelementen (Kontaktieren und Einbau in die Gehéduse bei einfachen
Halbleitern) und die Herstellung elektronischer Konsumgtter (von der
Unterhaltungselektronik bis zu elektronischen Kameras). Diese Ferti-
gungsbereiche sind nach wie vor fiir die Produktion deutscher Unter-
nehmen in Entwicklungslidndern relevant, wobei allerdings Gegenten-
denzen unverkennbar sind.

— Im Bereich der aktiven Bauelemente geht der technologische Trend
zur wachsenden Integrationsdichte und Miniaturisierung. Diese
anspruchsvolleren Chips werden — dhnlich fritherer Chip-Generatio-
nen'® — ausschliefllich in Industrienationen gefertigt.

— Bei einer Vielzahl von passiven Bauelementen hat sich in den letzten
Jahren die Aufbautechnik grundlegend verdndert. Die heutigen ober-
flichenmontierbaren Bauelemente (Surface mounted devices) gestat-
ten die automatische Montage.

— Im Bereich der elektronischen Konsumguter haben sich auf der einen
Seite die Fertigungsverfahren verdndert (wachsende Automatisie-
rung), auf der anderen Seite sind nachhaltige Strukturanpassungen
an veranderte Marktbedingungen zu verzeichnen.

Diese Entwicklungstendenzen kommen nicht nur darin zum Ausdruck,

daB die Unternehmen der deutschen Elektrotechnischen und Elektro-

nischen Industrie in ihren laufenden Investitionsentscheidungen
wesentlich stiarker als in der Vergangenheit auf die Wachstums- und

Innovationsmaérkte der Industrieldnder setzen, sondern auch in durch-

aus nicht seltenen Beispielen der Aufgabe bestehender Fertigungen in

Entwicklungslandern.

Einige Beispiele fiir die Aufgabe von Auslandsfertigungen in Entwick-
lungsldindern

AEG

1982 wurde die Produktion von Unterhaltungselektronik in Mexiko
aufgegeben (Telefunken Mexicana S. A. ca. 800 Beschaftigte).

Im Geschiftsbereich Hausgerdte beschiftigt AEG weltweit 8600
Mitarbeiter, davon 1300 im Ausland. ,,AEG denkt jetzt auch daran, die
aus Kostengriinden zum Teil noch aus dem Ausland zugelieferte Ware
in die deutschen Werke zurickzuholen. Dies laf3t der inzwischen
erreichte Automatisierungsgrad zu* (Handelsblatt vom 5. Februar 1985).

Bosch

Im Bereich der Film- und Videotechnik wurde 1983 die Herstellung
von Kameraobjektiven auf Taiwan eingestellt (Bauer and Sun Optical
Co. Ltd.)

Grundig

Mitte 1983 wird die Fertigung von Unterhaltungselektronik (Fernseh-
und Hifi-Geréte) bei der Grundig Taiwan Company stillgelegt (ca. 850
Beschiftigte). Ein Sprecher der Grundig AG ,,begriindet die SchlieBung
mit der Verlagerung der Teilefertigung und Produktion in die Bundes-
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republik und andere europédische Werke, um hier eine bessere Ausla-
stung zu gewihrleisten (Handelsblatt vom 21. April 1983).

Busch-Jaeger

1984 wird die Fertigung von elektrotechnischem Installationsmaterial
bei der brasilianischen Perlex Produtos Plasticos Ltda. (ca. 200 Beschaf-
tigte) eingestellt und das Unternehmen verdufiert.

Deutsche Babcock

1982 verkauft die Deutsche Babcock ihre 50prozentige Beteiligung an
der Daewoo Babcock Co. in Stidkorea. In diesem Unternehmen wurden
energietechnische Anlagen (mit ca. 500 Beschiftigten) fir den asiati-
schen Markt produziert.

Siemens

1981 wird die Herstellung von elektronischen Bauelementen auf
Mauritius (Litronix, ca. 1000 Beschiftigte) eingestellt.

... und andere Beispiele mehr.

Neben der gianzlichen Aufgabe von Auslandsfertigungen sind in den
letzten Jahren zum Teil erhebliche Reduzierungen im Geschéftsumfang
von Tochtergesellschaften deutscher Elektrounternehmen in Entwick-
lungslindern festzustellen. Insbesondere auf dem lateinamerikani-
schen Kontinent haben Unternehmen wie z. B. AEG, Siemens oder
Varta ihre Auslandsfertigungen und das Beschiftigungsvolumen
erheblich reduziert.

Umgekehrt lassen sich auch vereinzelt Gegenbeispiele daftir finden,
daB der Trend zur wachsenden Automatisierung nicht zwangslaufig die
Aufgabe von Fertigungen in Entwicklungsldndern beinhaltet. An ein-
zelnen Standorten in dieser Region — deren Standortvorteil dann
allerdings nicht mehr in Lohnkosten-, sondern Marktzugangsvorteilen
liegt — kommen ebenfalls automatische Fertigungsverfahren zur
Anwendung. So plant etwa Nixdorf in Singapur eine vollautomatisierte
und computergesteuerte Fertigungsstrafle fur die Herstellung von
bislang manuell produzierten Computertastaturen zur Belieferung der
ASEAN-Markte".

Diese wenigen Beispiele stehen fiir einen Entwicklungstrend, der in
der Elektrotechnischen und Elektronischen Industrie

— auf der einen Seite dazu fiihren wird, daB die zur Nutzung von
Lohnkostenunterschieden in Entwicklungslidnder verlagerten Pro-
duktionen in zunehmendem MaBe aufgegeben oder zumindest einge-
schrankt werden;

— auf der anderen Seite dazu, daf3 an einzelnen Standorten in Entwick-
lungsldndern — insbesondere aus Griinden des Marktzugangs — Ferti-
gungen fortbestehen bleiben oder sogar ausgebaut werden, allerdings
bei zunehmender Anwendung modernster Fertigungsverfahren'.
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3.2 Bekleidungsindustrie

In der Bekleidungsindustrie (einschlie3lich Maschenware) haben
kostenorientierte Produktionsverlagerungen in Entwicklungslidnder
seit Mitte der sechziger Jahre eine herausragende Rolle gespielt. Die
relativ hohe Arbeitsintensitit, die diese Stufe des textilen Fertigungs-
prozesses charakterisiert, ermoéglicht Standorten in Entwicklungslan-
dern nachhaltige Konkurrenzvorteile. Sichtbarste Folge dieses Verlage-
rungsprozesses in der Bekleidungs- und Maschenindustrie, zu dem sich
Verlagerungen von Teilfertigungen in osteuropéische Staatshandelslin-
der (im Rahmen des passiven Veredelungsverkehrs) gesellten, waren
weniger hohe Auslandsdirektinvestitionen, als vielmehr expandierende
Importtiberschiisse, die zu einem Teil (etwa einem Drittel) aus Eigen-
importen der Hersteller resultierten.

Wihrend sich die Textilindustrie (Herstellung von Garnen und Gewe-
ben) im Zeitablauf zu einem weit tiberdurchschnittlich kapitalintensi-
ven Industriezweig wandelte, werden filir die Bekleidungsindustrie
(Konfektion im engeren Sinne) sowohl technologische als auch ékono-
mische Griinde angefiihrt, durch die eine Automatisierung der Ferti-
gung in diesem Industriezweig erschwert wiirde. Das technologische
Argument stellte insbesondere auf die Beschaffenheit der zu bearbei-
tenden Materialien ab; das ékonomische Argument verwies auf das
rasch wechselnde Produktangebot, das in der Regel nur geringe Stiick-
zahlen bedingt und daher eine Automatisierungsbarriere darstelle®.

Die SchluB3folgerung, die sich hieraus fiir den Zeitraum bis Mitte der
achtziger Jahre ableitete, lautete: ,,In der Bekleidungsindustrie werden
die Produktionsverlagerungen mit dem Ziel teilweiser oder sogar fast
ausschliefllicher Belieferung der Mirkte traditioneller Industrieldnder,
insbesondere der Bundesrepublik Deutschland, in vielen Teilbereichen
weitergehen®.” Diese Schlulifolgerung hat sich weitgehend bestitigt,
wie neuere Untersuchungen zur Entwicklung der Eigenimporte dieses
Industriezweiges belegen?.

Gleichwohl verlangen heute die behaupteten Innovationsbarrieren
eine grundlegend andere Bewertung. Durch rasche Innovationen in der
Mikro- und Optoelektronik verliert sowohl das Argument der Material-
beschaffenheit als auch das Argument der Losgréfle zusehend an
Bedeutung.

In dem noch arbeitsintensivsten Fertigungsschritt bei der Beklei-
dungsherstellung — dem N&hvorgang — zeichnen sich gegenwirtig
folgende technologische Entwicklungslinien ab:

— Einfithrung von Nihautomaten, die nach dem Baukastensystem
aufgebaut sind (unterschiedliche Kombination der Maschinengestelle
mit Maschinenoberteilen und Zusatzgeriten), so daf3 eine hohe Flexi-
bilitdt der Anlagen erreicht wird.

— Kombinierbarkeit und Verkettung von verschiedenen Maschinen
bzw. Arbeitsvorgidngen, die zur Entstehung ,integrierter* Nahplitze
fiihren.

— Zunehmende Steuerung bestimmter Bauteile durch Mikroelektronik
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und das Programmieren unterschiedlicher Ndhprogramme (ein-

schlieBlich sogenannter ,,Teach-in“-Systeme).

— Einsatz von optischen Sensoren fiir die Materialerkennung und das

Materialhandling.

— Optimierung weitgehend automatisierter Transportsysteme zwischen
den einzelnen Arbeitspliatzen®.

Das Fazit, das etwa die Zeitschrift ,, Textil-Wirtschaft" angesichts der
neuesten technologischen Entwicklungstrends zieht, kennt keine Auto-
matisierungsbarrieren: ,,Die Arbeitsplidtze in der Bekleidungsindustrie
werden von dem Bildschirm, die Niahplédtze von digitalisierter Steue-
rungselektronik geprigt. Der Computer wird die Herrschaft in der
Produktion antreten. Die Flexibilitat der Nutzung der Anlagen steigt.
Die Leistung, bei einem hohen Maf} an Qualitat, wird verbessert, und
die lohnbezogenen Fertigungskosten sinken®.“

In der tiberschaubaren Zukunft der ndchsten 5-10 Jahre werden sich
—angesichts des heute schon erreichten technologischen Entwicklungs-
standes — auch in der Bekleidungs- und Maschinenindustrie die Bedin-
gungen des internationalen Wettbewerbs grundlegend verdandern. Auch
hier werden kostenorientierte Produktionsverlagerungen in Entwick-
lungslinder allmihlich abebben, und werden Standorte in den Indu-
strielindern an Wettbewerbsfihigkeit gewinnen®*.

Der zu erwartende Automatisierungsschub in den Industrielindern
wird hierbei zunédchst auf die noch in den Industrieldndern verbliebe-
nen Produktsegmente (insbesondere mittlere und obere Preislagen)
abzielen. Hierdurch geraten insbesondere die Exportproduktionen der
asiatischen Schwellenlidnder unter Anpassungsdruck, die — bedingt
durch die Mengenrestriktionen des Welttextilabkommens — eine Strate-
gie des ,Trading up“ praktiziert haben und in mittlere und obere
Preissegmente ausgewichen sind. Diese Linder werden daher gezwun-
gen sein, entweder auf bisherige Exportpositionen zu verzichten oder
mit modernsten Fertigungstechnologien zu produzieren.

3.3 Automobilindustrie

Die deutsche Automobilindustrie hat ihre Auslandsproduktions-
quote in den letzten 20 Jahren kontinuierlich erhéht.

— 1960 wurden im PKW-Bereich erst 2 Prozent der Gesamtproduktion
in eigenen Tochtergesellschaften im Ausland gefertigt, 1970 waren es
bereits tiber 13 Prozent, 1980 24 Prozent.

— Im Nutzfahrzeug-Bereich lauten die entsprechenden Anteile der
Auslands- an der Gesamtproduktion 8 Prozent (1960), 16 Prozent
(1970), 31 Prozent (1980)>.

Die Automobilindustrie zeichnet sich allerdings nicht nur durch eine
uberdurchschnittlich hohe Auslandsproduktionsquote aus, sondern ist
zugleich dadurch charakterisiert, daf3 ein ungewo6hnlich hoher Anteil
der Investitionen und Produktionsziffern auf Standorte in Entwick-
lungsliandern entfallt. 1972-1980 behaupten Entwicklungsldnder rund
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40 Prozent der gesamten Auslandsdirektinvestitionen dieses Industrie-
zweiges und mithin einen weit gro3eren Anteil als dies z. B. in der
Elektrotechnischen und Elektronischen Industrie, dem Maschinenbau
oder sogar der Chemischen Industrie der Fall ist.

Diese Besonderheit ist mitunter dahingehend interpretiert worden,
daB nach der Bekleidungsindustrie und der Elektrotechnik/Elektronik
auch die Automobilindustrie dem Muster einer ,,neuen internationalen
Arbeitsteilung folgt*. Diese Vermutung wurde durch die Anktindigung
neuer Strategieentwlirfe (insbesondere seitens einiger US-amerikani-
scher Hersteller) noch genihrt, die Ende der siebziger Jahre das ,,World-
Car“-Konzept propagierten. Dieses Konzept beinhaltete auf der einen
Seite ein weltweit identisches Grunddesign der Fahrzeuge, auf der
anderen Seite ein ,,world-wide-sourcing® bei der Komponentenproduk-
tion mit dem Ziel, moglichst hohe ,,economies of scale” zu erzielen”.

Dieses Konzept, das vor allem von General Motors forciert wurde, hat
allerdings sehr rasch Schwachstellen offenbart, die neben fortbestehen-
den Unterschieden in den Nachfragepriferenzen insbesondere aus
technologischen Entwicklungen resultieren.

— Der zunehmende Einsatz flexibler Fertigungssysteme hat — mit
Ausnahme der Produktion einzelner, entwicklungsintensiver Kom-
ponenten (Motoren, Getriebe, Achsen) — Kostenkalkulationen ent-
scheidend modifiziert. ,,Flexible Fertigungssysteme erméglichen die
Produktion kleiner Stickzahlen verschiedener Modelltypen auf ein
und derselben Fertigungsstrafle. Diese Innovationen verringern die
Bedeutung, die friher die Grof3serienproduktion auf Einzweckanla-
gen innehatte®.“

— Neue Technologien ermoéglichen den Automobilherstellern zugleich
eine neue Logistik des Fertigungsprozesses, die darauf abzielt, den
Fertigungstakt von Herstellern und Zulieferern weitgehend zu syn-
chronisieren. Der entscheidende Kostenvorteil dieser neuen Logistik
(just-in-time-Produktion), die zusatzliche Rationalisierungspotentiale
eroffnet, liegt in der Minderung der Lagerhaltungskosten durch
Optimierung des Materialflusses.

Das Kostenkalkul hoher Stiickzahlen, wie es in einer Strategie der
Fragmentierung des Fertigungsprozesses mit Lokalisierung der einzel-
nen Teilfertigungen an Standorten rund um den Globus angelegt ist,
wird damit zunehmend durch andere Kostenkalkulationen erganzt, die
neue ProzeBtechnologien und Logistiksysteme den Automobilherstel-
lern aufnétigen, wollen sie im internationalen Wettbewerb bestehen.
Diese sich tuiberlagernden Kostenkalkiile (hohe Stiickzahlen bei einzel-
nen Komponenten, hohe Flexibilitit in der Fertigung, Bestandsopti-
mierung auf allen Stufen des Fertigungsprozesses) fiihren in der Praxis
dazu, daB sich unterhalb des Niveaus einer ,,world-car“-Strategie zuneh-
mend der Trend zu einer internationalen Verbundfertigung in regionali-
sierten Markten (Europa, Nord-/Lateinamerika, asiatisch-pazifischer
Raum) durchsetzt.

Bei den deutschen Automobilherstellern kommen diese Einflu3fak-
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toren in ihren gegenwirtigen Investitions- und Standortentscheidun-

gen recht deutlich zum Ausdruck.

— Im 5-Jahres-Zeitraum 1980-1984 liegt der Anteil der Auslands- an den
Gesamtinvestitionen unter dem Niveau der Vorjahre (z. B. VW 29 Pro-
zent, Daimler-Benz 21 Prozent).

— Im Inland wird mit Rekordinvestitionen in Produktinnovationen,
Fertigungstechnologien und Logistiksysteme investiert. Planungen
in der deutschen Automobilindustrie sehen vor, in den néchsten
3-5 Jahren integrierte Logistiksysteme realisiert zu haben (wie z. B.
das Fertigungs-, Dispositions- und Beschaffungssystem FEBES bei
VW)=,

— Auslandsinvestitionen dienen zum einen vorrangig dem Aufbau und
der Intensivierung internationaler Kooperationen mit anderen Her-
stellern (in Industrielindern), zum anderen der Intensivierung der
regionalen Verbundfertigung, in die auch einzelne Standorte in
Entwicklungslidndern einbezogen werden.

Letztere Strategie gilt gegenwirtig insbesondere fiir den Fertigungs-
verbund zwischen den US-amerikanischen Werken und den Werken in
Brasilien (mit Einschriankungen auch in Mexiko). So weisen etwa
Mercedes Benz do Brasil und VW do Brasil seit Beginn der achtziger
Jahre steigende Exportquoten auf, mit einem tiberragenden Anteil der
Exporte von Teilen und Komponenten in die USA. Diese Strategie, die
auch von anderen Herstellern praktiziert wird, schligt sich bereits in
den Handelsstatistiken nieder. 1983 traten Mexiko und Brasilien ,,als
neue, hauptsidchlich auf Nordamerika ausgerichtete Teileexporteure
auf* und konnten ihre Teile-Ausfuhren gegeniiber dem Vorjahr um
45 Prozent steigern®.

Eine dhnliche Verbundfertigung ist klinftig auch verstarkt fiir den
asiatisch-pazifischen Raum zu erwarten (Japan, Stdkorea, Taiwan), in
dem sich die deutschen Hersteller gegenwiértig darum bemitihen, Full zu
fassen und Vorspriinge insbesondere der US-amerikanischen Hersteller
einzuholen.

Die Automobilindustrie ist damit eher ein Beispiel fiir die Verdnde-
rung im Internationalisierungsmuster von Unternehmen, denn ein
Beispiel fiir die weitere Ausdehnung der Imperative einer ,neuen®
internationalen Arbeitsteilung. Auch der einstige Protagonist des
,World-Car“-Konzepts hat diesen Wandel erkannt. Der GM-Prasident
James McDonald erklirte jlngst: ,,Prognosen der Branche, die eine
starke Verlagerung der Autofertigung in Niedriglohnldnder voraussa-
gen, seien mehr als fraglich. Angesichts der sehr hohen Kapital- und
Vertriebskosten werde es fiir neue Unternehmen immer schwieriger, in
das weltweite Autogeschift einzusteigen. Andererseits habe die Anwen-
dung neuer Fertigungstechniken zu einer dramatischen Reduzierung
der Lohnanteile gefiihrt. Je weniger Arbeitsstunden zur Herstellung
eines Autos notwendig seien, um so unwichtiger werde die Suche nach
billigen Produktionsstandorten“ (Handelsblatt vom 11. September
1985).
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4. SchluBfolgerung: Auf dem Wege zu einem neuen
Internationalisierungsmuster

Alle drei priasentierten Branchenbeispiele stimmen darin tiberein,
daf3 neue Technologien die Strukturen des internationalen Wettbe-
werbs verdndern. Die verdnderten Kostenkalkiile in den Unternehmen
fihren auch dazu, dal Standorte in Entwicklungsldndern an Attrak-
tivitat verlieren.

Diese sinkende Standortattraktivitdt macht sich allerdings nicht in
einer ausgepragten Riickverlagerung von Auslandsfertigungen aus
Entwicklungsliandern geltend, vielmehr in einer Umorientierung der
laufenden Investitionstitigkeit. Zu Beginn der achtziger Jahre konzen-
triert sich die Auslandsexpansion deutscher Unternehmen in tberra-
gendem Mafle auf die Wachstums- und Innovationsmiérkte in anderen
Industrieldandern (insbesondere die USA, neuerdings gewinnt auch
Japan an Bedeutung). Wo dies produktionstechnisch méglich ist (wie
z. B. in der Automobilindustrie), werden bestehende Auslandsfertigun-
gen in einzelnen Schwellenlédndern in einen regionalen Fertigungsver-
bund integriert.

Die deutschen Unternehmen haben — aufgrund der erheblichen
Branchenunterschiede — zu keiner Zeit iiber ein einheitliches Interna-
tionalisierungsmuster verfiigt und werden dieses auch in Zukunft nicht
praktizieren konnen. In wichtigen, insbesondere technologieintensiven
Branchen zeichnet sich jedoch ein Muster ab, das Abschied nimmt vom
,»Fleckerlteppich“ weitgestreuter Auslandsfertigungen rund um den
Globus. Gegenwartige Strategieempfehlungen® laufen stattdessen dar-
auf hinaus, sich gezielt auf die Markte der ,,Triade” Europa/Nordame-
rika/Japan zu konzentrieren und — wo dies maoglich ist — Standorte in
nahegelegenen Entwicklungsldndern einzubeziehen. Die Halbleiterin-
dustrie einschliefllich ihrer vielfiltigen Zulieferbereiche aus der Chemi-
schen Industrie, der Keramik- und Glasindustrie folgt bereits in hohem
MaBe diesem Muster; die Automobilindustrie einschlieBlich ihres weit-
gestreuten Zulieferbereiches ist dabei, diesen Pfad zu beschreiten;
andere Industrien wie z. B. der Maschinenbau werden folgen.

Die ,,neue” internationale Arbeitsteilung wird damit als eine zeitlich
begrenzte und auf bestimmte Fertigungen eingeschriankte Etappe in die
Annalen der Weltwirtschaft eingehen, die auf der einen Seite einen
massiven Reindustrialisierungsprozel3 in den Industrielandern erzwun-
gen hat, auf der anderen Seite einigen Entwicklungslandern den
Vorstofl in den Klub der Industrieldnder erméglicht hat.
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Frobel geht allerdings zugleich davon aus, dafl es nunmehr in anderen Industriezwei-
gen (z. B. der Automobilindustrie) zur Verlagerung von Produktionen aus Industrie- in
Entwicklungslinder kommt (insb. bei der Komponenten- und Teilefertigung). Auf
dieses Argument kommen wir an spéterer Stelle (Ziffer 3.3) zurtck.

19 Froébel u. a., S. 177.

20 Frébel u. a., S. 211.
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Siehe etwa Ulrich Adler/Michael Breitenacher, Bekleidungsgewerbe — Strukturwand-
lungen und Entwicklungsperspektiven, Minchen 1984, insb. S. 165 ff. und Rolf
Jungnickel/Ulrike Maenner, Eigenimporte der deutschen Industrie, Hamburg 1984,
insb. S. 70 ff.

Der Nihsaal wird flexibler, in: Textil-Wirtschaft Nr. 33 vom 15. August 1985, S. 37 ff.
Textil-Wirtschaft Nr. 24 vom 13. Juni 1985.

Diese SchluBfolgerung wird auch durch die gegenwirtigen Forderungsprogramme
gestiitzt, die sowohl in Westeuropa (Basic Research Industrial Technologies for
Europe, BRITE) als auch in Japan (New Textile and Garment Industries Vision)
eingeleitet worden sind, um die rasche industrielle Anwendung dieser Technologien
zu forcieren.

VDA (Verband der Automobilindustrie), Tatsachen und Zahlen aus der Kraftverkehrs-
wirtschaft, 48. Folge, Frankfurt 1984. Diese Daten beziehen sich ausschlieBlich auf
fertige Fahrzeuge (ohne ckd-Lieferungen).

Siehe Henk Kox, De personenautoindustrie. Tendenties tot verplaatsing van produktie
naar periferielanden, IVO-Rapport No. 14, Tilburg 1981.

Zur eingehenden Darlegung und Diskussion dieses Konzepts siehe W. Olle, Internatio-
nalisierungsstrategien in der deutschen Automobilindustrie, FSAprint 4/84.

Mit diesem Argument begrindet Nissan seine Skepsis gegeniiber dem , World-Car-
Konzept (Masataka Okuma, The Internationalization of the Automobile Industry, The
Nissan Perspektive, Tokio April 1983).

Siehe zu diesen Entwicklungen in der deutschen Automobilindustrie z. B. Handels-
blatt vom 11. Oktober 1983 (Neues integriertes System der Beschaffungs- und
Produktionssteuerung bei VW), Blick durch die Wirtschaft vom 25. Janner 1985
(Materialversorgung bei BMW nach dem ,,Just-in-time“-Versorgungsprinzip), Handels-
blatt vom 29. Janner 1985 (Bestandsoptimierung bei Automobilherstellern und Zulie-
ferern). — Zur systematischen Diskussion dieser Entwicklung (einschlieBlich der damit
verbundenen Herausforderung fiir die Gewerkschaften) siehe W. Olle, Neue Dimensio-
nen der Produktionslogistik, in: WSI-Mitteilungen 4/86 (im Erscheinen).

Nachrichten fiir Aufenhandel vom 18. Jinner 1985.

Kenichi Ohmae, Triad Power, Tokio 1984, sowie als Empfehlung an die Adresse
deutscher Unternehmen Herbert Henzler/Wilhelm Rall, Aufbruch in den Weltmarkt,
in: Manager Magazin Nr. 9/85, S. 177 ff. Alle drei Autoren sind Mitarbeiter der
McKinsey Unternehmensberatung.




Von der Weltausstellung zur
Weltwirtschaftskrise —
Wien als Finanzzentrum
des Donauraumes 1870 bis 1930*

Franz Vranitzky

Die sechs Jahrzehnte von 1870 bis 1930 umfassen in wirtschaftshisto-
rischer Perspektive zwei vollkommen unterschiedliche Epochen, die
durch den Ersten Weltkrieg voneinander getrennt sind. Bis 1918 war
Wien die aufstrebende Metropole eines in Industrialisierung begriffe-
nen Reiches von iiber 50 Millionen Einwohnern und bildete das admini-
strative und finanzielle Zentrum der Osterreichischen Reichshilfte.
Wien erfiillte — nach den Worten eines zeitgendssischen Wirtschaftsjour-
nalisten — die ,,burgerlichen Funktionen* flir die tibrigen Regionen des
Habsburgerreiches'.

Die Geschichte der Stadt in der Zwischenkriegszeit ist hingegen
gepriagt vom zunehmenden Verlust dieser — nun transnationalen -
,blirgerlichen“ Funktionen und von der ungemein schwierigen Anpas-
sung an die neu entstandene Situation im Donauraum.

1930 — am Endpunkt unserer Betrachtung — hatte die Weltwirtschafts-
krise eben eingesetzt. Wenige Jahre spéter sollte das Sozialprodukt auf
einen Wert fallen, der des Jahres 1905 entsprach. Bereits 1929 war die
Bodenkreditanstalt (die Bank des ehemaligen Kaiserhauses) in Schwie-
rigkeiten geraten. Sie wurde unter dem Druck der Regierung mit der
Osterreichischen Creditanstalt fiir Handel und Gewerbe fusioniert. 1931
schlitterte die ,,Rothschildbank* — wie die Creditanstalt damals genannt
wurde — selbst in eine tiefe Krise und mufite staatliche Hilfe in
Anspruch nehmen. Die Krise der Creditanstalt bildete den Hohepunkt
eines beispiellosen Kontraktionsprozesses im Wiener Bankwesen, in
dessen Verlauf von den zehn Gro3banken des Jahres 1913 nur noch drei
ubrigblieben®

Das Jahr 1870 hingegen fiel in die Blitezeit einer Epoche, die ein
anglo-ungarischer Historiker mit dem Begriff ,the age of capital®
charakterisiert hat®. In diesem Jahr sanktionierte Kaiser Franz Joseph

* Vortrag von Bundesminister fiir Finanzen Franz Vranitzky im Rahmen der Ausstellung
»Traum und Wirklichkeit* im Wiener Kiinstlerhaus am 23. September 1985
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den Plan zur Abhaltung einer Weltausstellung in Wien im Jahr 1873. In
den Weltausstellungen, die seit dem Jahr 1851 in regelméBigen Abstén-
den stattfanden, manifestierte sich der neue biirgerliche Wirtschafts-
geist. Man hat die Zeit zwischen 1848 und 1873 auch als das Zeitalter der
Eisenbahn bezeichnet. Der Eisenbahnbau zog einen Aufschwung im
Kohlenbergbau, in der Eisenerzeugung und in nachgelagerten Indu-
strien, wie dem Maschinenbau, nach sich. Vor allem aber brachte die
Eisenbahn Menschen und Mirkte einander néher. 1830 benétigte man
far die Reise von Wien nach Briinn noch zwei bis drei Tage. Vier
Jahrzehnte spéter reiste, wie uns Jules Vernes berichtet, Phileas Fogg
in 80 Tagen um die Welt.

Auch in der Donaumonarchie hatte der neue Geist Einzug gehalten:
Die Revolution von 1848 war zwar besiegt worden, doch schon das neo-
absolutistische Regime legte auf wirtschaftlichem Gebiet groen Re-
formeifer an den Tag. 1867 schliefllich Gbernahm das sogenannte
,Burgerministerium* die Regierungsgeschifte. Im selben Jahr begann,
ausgelost durch die stimulierende Wirkung der , Wunderernte* in
Ungarn auf den Eisenbahnbau, eine Periode der Hochkonjunktur, die
unter der Bezeichnung ,,Griinderzeit” in die Geschichte eingegangen
ist. In diesen Tagen spielte die Wiener Borse zum ersten und letzten Mal
eine zentrale Rolle im Wirtschaftsleben der Monarchie.

Vor 1867 hatte die Wiener Bérse ein Schattendasein gefiihrt. Sie war
zwar bereits zur Zeit Maria Theresias gegriindet worden, doch gab es —
abgesehen von Staatsobligationen und Losanleihen der Aristokratie —
wenig, womit man hétte spekulieren kénnen. Die Aktiengesellschaft als
neue Form der Kapitalassoziation war in der Donaumonarchie noch
weitgehend unbekannt: An der Pariser Borse waren Mitte der 50er
Jahre des 19. Jahrhunderts die Aktien von tiber 160 Industrie- und
Verkehrsunternehmen notiert. Die Vergleichszahl fur Wien lautete 11¢.

Aber nicht allein der Mangel an anlagebereitem Kapital war fir
diesen Rickstand verantwortlich. Die Emissionen der ersten Eisen-
bahngesellschaften wurden regelméaflig Gberzeichnet, bei den ersten
Anzeichen einer Wirtschaftskrise aber ebenso rasch wieder abgestofBen.
Was vor allem fehlte, war das Vertrauen in eine Verstetigung des
Wachstums. Es blieb einem der faszinierendsten Personlichkeiten des
Neoabsolutismus, Finanzminister Karl Freiherr von Bruck, vorbehal-
ten, eine wirtschaftspolitische Wende herbeizufithren und dem neu
erwachten o6konomischen Elan eine gewissermalflen institutionelle
Stiitze zu geben.

Rudolf Hilferding hat in seinem Buch Gber das ,,Finanzkapital” den
Emissionskredit der Banken etwas bissig als ,,das mehr oder weniger
begrindete Vertrauen des Publikums* definiert, von der Bank bei der
Plazierung neuer Aktien ,nicht beschwindelt zu werden“’® Brucks
Vorhaben zielte tiber eine solche Sichtweise des Bankproblems weit
hinaus. Die auf seine Initiative im Jahr 1855 ins Leben gerufene
»K. k. privilegierte Osterreichische Creditanstalt fir Handel und
Gewerbe* war als Grindungsbank konzipiert, deren Emissionskredit
dazu dienen sollte, die wirtschaftliche Rickstidndigkeit der Donaumo-
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narchie zu beheben. In der Creditanstalt spielte von Anfang an das
Bankhaus Rothschild eine wichtige Rolle. Ihr Vorbild, der Pariser
Crédit Mobilier hingegen entstammte der Gedankenwelt des utopi-
schen Sozialismus®.

Die Griindung der Creditanstalt lenkte die Aufmerksamkeit auf die
neuralgischen Punkte im Wirtschaftsleben der Monarchie. Die gesamte
zweite Halfte des 19. Jahrhunderts war gekennzeichnet durch die
Herausbildung der materiellen und finanziellen Infrastruktur als der
Voraussetzung fur eine erfolgreiche Industrialisierung — ein Prozef, der
ohne das ,learning by doing“ der Creditanstalt und ihrer bald auftau-
chenden Konkurrenten ungleich schwerer zu bewiéltigen gewesen wire.

In der Griinderzeit schossen Crédit-Mobilier-Banken in Wien wie
Pilze aus dem Boden. Von diesen wiederum wurden in den sieben
Jahren von 1867 bis 1873 Hunderte von Aktiengesellschaften ins Leben
gerufen, die oft nicht mehr repriasentierten als das Papier, auf dem die
Aktien gedruckt waren. Am 9. Mai 1873, acht Tage nach der Eréffnung
der Weltausstellung, trat der grofle Boérsenkrach ein. Die meisten der
neugegriundeten Aktiengesellschaften und Banken verschwanden wie-
der von der Bildfliche. Jene Kreditinstitute allerdings, die die Krise
uberlebten, errangen spiater grofle Bedeutung — so die Ungarische
Allgemeine Kreditbank, eine Grindung Rothschilds und der Creditan-
stalt, der Wiener Bankverein, der im Jahr 1872 die mairchenhafte
Dividende von 80 Prozent zur Auszahlung gebracht hatte, die Union-
bank und andere. Eine der wichtigsten Banken der Monarchie, die
Osterreichische Landerbank, wurde erst 1880 ins Leben gerufen. Auch
bei ihrer Grundung stand, dhnlich wie im Fall der Creditanstalt, ein
Finanzminister Pate. Diesmal war es der konservative polnische Oko-
nom Julian Ritter von Dunajewski’.

In der Griinderzeit hatten die Wiener Banken wesentlichen Anteil am
Ausbau des Eisenbahnnetzes in Osterreich (Osterreich immer im Sinne
von Cisleithanien) und Ungarn genommen®. Sie hatten sich dartber
hinaus auch an einer Reihe von Industriegriindungen beteiligt. In den
auf den Krach von 1873 folgenden Depressionsjahren begann eine neue
Periode im Wiener Kreditwesen: Die Banken zogen sich von der
langfristigen Industriefinanzierung fast vollkommen zuriick und wand-
ten ihr Hauptaugenmerk dem Anleihegeschift mit dem Staat zu. Sieht
man von der Konstituierung der Alpine-Montan-Gesellschaft durch die
Lénderbank im Jahr 1881 ab, so vollzogen sich die Industriegrindun-
gen sporadisch und meist auf unfreiwilliger Basis — immer dann, wenn
kurzfristige Kredite einfroren und die Gefahr eines vélligen Verlustes
der Forderungen bestand. Im allgemeinen waren die Industriefirmen
jedoch in den beiden Jahrzehnten, die dem Griinderkrach folgten, auf
das Mittel der Selbstfinanzierung angewiesen’.

Dennoch leisteten die Wiener Banken (und die zumeist in Wien
beheimateten privaten Anleger) auch in dieser Periode einen wichtigen
Beitrag zur Industrialisierung der Monarchie, indem sie fast zwei Drittel
der zwischen 1873 und 1893 emittierten ungarischen Staatspapiere
ubernahmen. Mit diesen Mitteln finanzierte der ungarische Staat den
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Ausbau der Infrastruktur, und es kann kaum als Zufall gewertet
werden, dal3 damals die ungarische Volkswirtschaft ein signifikant
rascheres Wachstum aufwies als die cisleithanische". Das Argument,
Wien habe sich auf Kosten der unterentwickelten Regionen der Monar-
chie bereichert, scheint eher fur die vorkapitalistische Zeit zuzutreffen.
Heute vertreten sogar osteuropiische Historiker die Auffassung, daf3
dem ,,Auslandskapital” (worunter auch das dsterreichische fillt) eine
entscheidende Rolle bei der Industrialisierung Ungarns zugekommen
sei'.

Mitte der 80er Jahre des vorigen Jahrhunderts setzte eine der liangsten
und dynamischesten Aufschwungsperioden in der mitteleuropéaischen
Wirtschaftsgeschichte ein, die bis zum Vorabend des Ersten Weltkrie-
ges dauerte. In diesen drei Jahrzehnten fanden neue Industrien wie die
Elektroindustrie, die Chemie und der moderne Maschinenbau Eingang
in der Donaumonarchie.

Die Entwicklung neuer Finanzierungstechniken trug entscheidend
zur Beschleunigung des Wachstumstempos bei: Die Banken gingen
nun dazu uber, kurzfristige Kredite zu prolongieren und deren Verwen-
dung zu Investitionszwecken zu dulden. Es war die Erfahrung dieser
Epoche, die Joseph Alois Schumpeter 1911 in seiner , Theorie der
wirtschaftlichen Entwicklung® zu einer unkonventionellen Kredittheo-
rie verdichtete. Nach Schumpeter kam der Kreditschopfung der Ban-
ken eine entscheidende Rolle bei der Durchsetzung neuer wirtschaftli-
cher Kombinationen zu".

Schumpeters Theorie stimmte allerdings mit der Osterreichisch-
ungarischen Wirklichkeit nur bedingt tberein: Die Wiener Banken
wandten sich den innovativen Entrepreneurs in den neuen Industrien
nur mit grofitem Zogern zu. Sie gaben der Finanzierung eingefiihrter
Unternehmen den Vorzug, wie z. B. der Skodawerke, der Breitfeld-
schen Maschinenfabrik in Prag, der Berg- und Hiuttenwerke in Teschen,
der Rimamurayer Eisenwerke in Ungarn, bei deren Fusion der Wiener
Bankverein eine wesentliche Rolle spielte, u. a. m."

In den beiden letzten Jahrzehnten vor dem Ausbruch des Ersten
Weltkrieges nahmen alle wichtigen Wiener, aber auch die Budapester
und Prager Banken den Charakter von Crédit-Mobilier — oder, wie das
deutsche Wort dafiir lautete, Universalbanken — an. Es begann jene
Symbiose von Banken und Industrie im Donauraum, die der Osterrei-
chische Marxist Rudolf Hilferding mit dem Begriff des ,,Finanzkapitals“
umschrieben hat.

Zwel Zahlen sollen ein Bild von der Dynamik des Prozesses vermit-
teln. 1890 war die grofite Wiener Bank an zwei Industrieunternehmen
als Aktionér interessiert. 1913 umfafte ihr Industriekonzern 86 Aktien-
firmen mit Produktionsstéatten in allen Regionen der Monarchie. Im
Zeitraum 1907 bis 1913 wurde die Halfte aller Industriegrindungen
unter der Patronanz von Banken durchgefiihrt. Die Kreditinstitute
stellten dabei zwei Drittel des aufgebrachten Kapitals — zumindest
vortuibergehend — zur Verfligung™.

Der Umwandlung der Kreditforderungen in Aktien folgte im allge-
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meinen erst mit einer gewissen zeitlichen Verzégerung die Weitergabe
ans Publikum. Die Konzernaktien der Banken wurden auf direktem
Weg, unter Ausschaltung der Borse, plaziert. Auf diese Weise tilbernah-
men die Kreditinstitute weitgehend jene Funktionen, welche in Westeu-
ropa von der Borse wahrgenommen wurden. ,Jede Bank®, hiel3 es dazu
lapidar in einem 1907 erschienenen Lehrbuch, ,,ist eine Borse*“.”

Die belle époque, wie man die letzten beiden Jahrzehnte vor dem
Ersten Weltkrieg genannt hat, war zugleich Blitezeit und Beginn eines
relativen Bedeutungsverlustes des Wiener Finanzplatzes. Die Stellung
Wiens blieb auf Grund des historischen Vorsprungs, der zentralstaatli-
chen Funktionen und der Konzentration privatwirtschaftlicher Verwal-
tungsgremien weiterhin unangefochten. Die soziale Sonderstellung der
Hauptstadt, die sich in einem hohen Anteil des Mittelstandes aus-
driickte, machte Wien zum wichtigsten Absatzmarkt fiir Staatspapiere,
Pfandbriefe und Kommunalobligationen. Vor allem aber betreuten die
Wiener Banken die bedeutendsten Industrieunternehmen des Habsbur-
gerreiches, und sie verfiligten praktisch tiber ein Monopol im Kontakt zu
den grofien westeuropdischen Finanzmaérkten.

Dennoch hatten sich die grof3en ungarischen Aktienbanken schon
vor der Jahrhundertwende von der Bevormundung durch Wien emanzi-
piert. Nach 1900 erwuchs den Wiener Kreditinstituten eine neue Kon-
kurrenz in Gestalt der Zivnostenska banka in Prag. Uber den engeren
tschechischen Rahmen hinaus verfiugten die Zivnobanka und andere
Prager Institute im Jahr 1913 uber eine beherrschende Stellung im
Wirtschaftsleben der Slowakei und hatten den ,Kapitalexport® in die
studslawischen Gebiete der Monarchie sowie nach Serbien aufge-
nommen's,

Von einer wirklichen Expansion der Prager oder Wiener Banken tiber
die Grenzen der Monarchie auf den Balkan hinaus kann jedoch — mit
Ausnahme des annektierten Bosnien-Herzegowina — vor 1914 kaum die
Rede sein. Das rasche wirtschaftliche Wachstum im Inland bot genii-
gend grofe Moglichkeiten zur gewinnbringenden Investierung, insbe-
sondere in die Erschliefung der Randgebiete des Habsburgerreiches:
die Erdolforderung Galiziens, die holzverarbeitende Industrie der
Bukowina usw. Marxistische Historiker haben fiir dieses Phidnomen
den kniffligen Begriff des ,,Binnenimperialismus* erfunden'.

Wahrend des Ersten Weltkrieges kam das Grundungsgeschift der
Banken vollig zum Erliegen. Die Wiener Borse blieb bis Ende 1916
geschlossen; der Devisenverkehr mit dem Ausland unterlag strengen
Kontrollen. Die Hauptaktivitit der Wiener Banken bestand in der
Mobilisierung und Bereitstellung der finanziellen Mittel fiir die Kriegs-
flihrung. :

Das Auseinanderbrechen der Monarchie, Wahrungstrennung, Infla-
tion und Verfall der 6sterreichischen Krone stellten die Kreditinstitute
vor vollig neue Probleme. Der o6sterreichische Kleinstaat war auch
okonomisch das, was nach den Worten des franzdsischen Staatsmannes
Clemenceau, von der Monarchie nach Konstituierung der anderen
Staaten ,,ubrigblieb“: ein aullenhandelsabhéingiges Gebilde mit einer

81




unorganischen Wirtschaftsstruktur und einem uberdimensionierten
Verwaltungszentrum, das vielen als ,,Wasserkopf*“ erschien. Die Dia-
gnose der meisten Experten und Politiker lautete: ,,Lebensunfiahig.

Die einzigen, die optimistisch blieben, waren die Leiter der Wiener
GroBbanken. Politische Grenzen, meinten sie, miifiten nicht unbedingt
mit wirtschaftlichen zusammenfallen. Daher werde Wien noch fir lange
Zeit das finanzielle Zentrum des Donauraums bleiben.'*

Die Schwierigkeiten einer Orientierung am ,business as usual®
wurden bereits im Frihjahr 1919 offenbar: In den Nachfolgestaaten,
insbesondere in der Tschechoslowakei, galten die Wiener Banken als
Exponenten des verhafBten altosterreichischen Zentralismus. Die
Bestrebungen der einzelnen Regierungen, die Wirtschaft — wie man es
nannte — zu ,nationalisieren®, d. h. der Kontrolle des nationalen Unter-
nehmertums zu unterstellen, richteten sich daher vor allem gegen die
Wiener Banken und deren Einfluf3 auf die Industrie.

In den ersten Jahren nach 1918 gingen auf diese Weise die wichtigsten
Konzernunternehmen im sogenannten , Neuausland“ verloren: Skoda;
Prager Maschinenbau; Breitfeld, Danek & Co in der Tschechoslowakei;
Triester Lloyd, Stabilimento Tecnico Triestino und andere in Oberita-
lien. Die Bankfilialen wurden entweder verkauft, in bereits bestehende
Institute eingebracht oder in eigenstidndige Banken umgewandelt. Von
den tber 140 Zweigstellen der Wiener Banken in den Nachfolgestaaten
blieben so bis zum Jahr 1924 nur mehr neun tbrig, davon als einzig
bedeutende die Budapester und Zagreber Filiale des Wiener Bankver-
eins.

Der Verlust der Filialen und damit der Einlagen und Kreditoren in
den Nachfolgestaaten schriankte den potentiellen Aktionsradius der
Wiener Banken von vornherein empfindlich ein. Fur den Terrainverlust
der Banken erwies sich aber ein zweiter Umstand als womaglich noch
gravierender: Der rasche Verfall der 6sterreichischen Krone auf den
Devisenmaiérkten in den ersten Nachkriegsjahren stellte die Kreditver-
sorgung der auslidndischen Konzernunternehmen in Frage. Dadurch
verloren die Banken bis 1923 den kommerziellen Kontakt zu einer
Reihe weiterer Industriefirmen. ,,Sie hatten zunéachst®, schrieb ein
zeitgenossischer Experte, ,,nach der Auflésung der Monarchie mit der
Bildung eigener Wéhrungen in den Nachfolgestaaten als Kreditgeber
tiberhaupt ausgespielt. In der Inflationsperiode waren die Wiener
Banken nicht in der Lage, ausldndische Unternehmungen mit Kredit zu
versorgen“." Mit anderen Worten: Wien hatte praktisch seine Funktion
als Finanzzentrum des Donauraums eingebtif3t. Nach der Stabilisierung
der osterreichischen Wahrung muf3te das Auslandsgeschift erst mih-
sam wiederaufgebaut werden.

Die 6konomischen Schwierigkeiten in Osterreich selbst taten ein
ubriges, um die Aktionsfihigkeit der Banken nach auf3en zu reduzieren.
Die Banken wurden wegen ihrer engen Verbindung zur Industrie von
der Dauerkrise der Wirtschaft in Mitleidenschaft gezogen. Nach dem
Ende der Inflation waren die dsterreichischen Industrieunternehmen in
weitaus grof3erem Mal} als vor dem Ersten Weltkrieg auf den Kredit der
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Banken angewiesen. Die meisten gréBeren Investitionsvorhaben konn-
ten nur mit Hilfe des Bankkredits durchgefiihrt werden.

Die Abhéngigkeit war aber nicht blof3 eine der Industrie von den
Banken. Die Kreditinstitute selbst waren in viel groBerem Ausmal als
vor 1913 am Wohlergehen der Industrieunternehmen interessiert. Denn
sie hatten, um sich gegen die Folgen der Geldentwertung abzusichern,
ihr Eigenvermogen in Industrieaktien angelegt. Sie taten dies in der
Annahme, die Wertpapiere spiter wieder verduflern zu kénnen. Dies
gelang jedoch nur vorlibergehend — wihrend der Bérsenhausse des
Jahres 1923. Als die Spekulation zusammenbrach, waren die Banken
gezwungen, die Aktien von Konzernunternehmen zur Kursstitzung
aufzunehmen.

Die Vernichtung der Ersparnisse in der Inflation und die Stagnation
der Borse nach dem Borsenkrach von 1924 vereitelten alle Hoffnungen
auf eine neuerliche Unterbringung der Aktien im Publikum. Auch
-ausldndische Kiufer waren — von Einzelfillen abgesehen — nicht zum
Erwerb oOsterreichischer Industriepapiere zu bewegen. Als die Weltwirt-
schaftskrise ausbrach, besaf3en die Banken daher riesige Aktienpakete,
die einem rapiden Entwertungsproze3 unterlagen. Und sie hatten
Kredite vergeben, die immer weiter einfroren.

In den Inflationsjahren nach dem Ersten Weltkrieg hatten die Wiener
GrofBbanken zwar den wertvollsten Teil ihres Besitzstandes in den
Nachfolgestaaten unter politischem Druck verdufBern miissen. Sie
waren aber dennoch Grofaktionidre von Banken und Industrieunter-
nehmen im Donauraum geblieben. Sie hatten auslindische Aktien
gleichsam ,,gehortet”, einerseits als Wertsicherung gegen die Inflation,
zum anderen in der Erwartung, den auslidndischen Konzernfirmen
spater wiederum Kredite zur Verfligung stellen zu kénnen.

Allerdings hitten die Wiener Banken — auf sich allein gestellt, den
Versuch, eine zentrale Stellung im Wirtschaftsleben des Donauraumes
aufrechtzuerhalten, gar nicht in Angriff nehmen koénnen. Ein solches
Projekt war an den Zuflul westlichen Kapitals gebunden. Dieser
ZufluB3 erfolgte in der Zeit bis 1923 in der Form von Beteiligungen am
Aktienkapital. In den darauffolgenden Jahren stréomten, angelockt
durch das hohe Zinsniveau, hauptsichlich kurzfristige Auslandsgelder
nach. Sie wurden an Banken im Donauraum weitergegeben, zum
grofiten Teil aber direkt der osterreichischen und ostmitteleuropéi-
schen Industrie zu Investitionszwecken zur Verflugung gestellt. Etwa %
der Aktiva der Wiener Grof3banken dirfte zu Ende der 20er Jahre auf
die Nachfolgestaaten entfallen sein.” Dies entsprach nur mehr einem
Bruchteil des Geschiftsvolumens der Zeit vor 1914. Schon aus diesem
Grund mufl der Versuch, die Einfluflsphére in den Nachfolgestaaten zu
bewahren, als gescheitert angesehen werden.

1931 trat mit der Krise der Creditanstalt ein Ereignis ein, das sich
niemand in Osterreich (und wahrscheinlich auch kein Mitglied der
europdischen Finanzwelt) hatte vorstellen kénnen. Sogar die ,,Arbeiter-
Zeitung" lie} sich unter dem Titel ,,Das Ende der Patrizier* zu einem
geradezu nostalgischen Kommentar hinreifl3en:
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., Das alte Osterreich verschwindet im Grunde erst jetzt. Die Habsbur-
ger sind 1918 gefallen und ihr Reich hatte sich aufgeldst; aber Roth-
schild und seine Bank waren geblieben: Hatten die Habsburger die
Herrschaft in Prag, Lemberg, Budapest, Agram verloren — die Kreditan-
stalt Rothschilds hatte sich in Prag, Lemberg, Budapest, Agram immer
noch starke Machtstellungen bewahrt. Jetzt bricht auch das zusammen.
Die Bank, deren Prasident Rothschild ist, ist gefallen — fielen die
Habsburger, mitissen die Rothschild nach . ..

Der politischen Auflosung des alten Reiches folgt die wirtschaftliche.
Damit bricht die Klasse zusammen, die die Nutznief3erin, die Trigerin,
die 6konomische Beherrscherin des alten Reiches gewesen ist: das Alt-
Wiener Patriziat. Die Klasse, die die Tréigerin der spezifisch Wiener,
spezifisch schwarzgelben Kultur gewesen ist, 1ést sich auf.“*

Die Bedeutung Wiens als Finanzzentrum basierte von Anfang an auf
der Fahigkeit der Mobilbanken, die Finanzierungsbedurfnisse der Indu-
strie im gesamten Donauraum zu befriedigen, ohne dadurch selbst an
Beweglichkeit einzubtlifien. Schon im letzten Jahrzehnt vor dem Ersten
Weltkrieg hatten sich deutliche Zeichen einer Anspannung gezeigt: Die
Banken waren wiederholt gezwungen, ihr eigenes Kapital zu erhéhen,
weil sie durch langfristige Kreditvergaben und den Besitz grofer
Aktienpakete immobilisiert waren.*

Nach 1918 waren — angesichts der chronischen Stagnation der oster-
reichischen Wirtschaft und der schwierigen Verhéltnisse im
Donauraum — krisenhafte Erschiitterungen im Wiener Bankwesen wohl
vorprogrammiert. Fiur einen historischen Betrachter ist es jedoch
verfiihrerisch, sich ein alternatives Programm auszumalen:

Vermutlich hatten die Banken die 20er Jahre besser tberstanden,
wenn sie es sich versagt héitten, allen an sie gestellten Finanzierungsan-
sprichen nachzukommen. In der Tat haben ja auch jene Banken, die die
grofite Zurtickhaltung an den Tag legten, mit geringeren Schwierigkei-
ten zu kdmpfen gehabt als die expansiven Institute.® Mit anderen
Worten: Die Bankiers und die verantwortlichen Politiker hitten die
sukzessive Liquidation des Finanzplatzes Wien bewulit selbst in die
Wege leiten miussen. Dies héatte die planméBige Aufgabe all jener
wirtschaftlichen Positionen im Donauraum ermoéglicht, die nach 1931
unter Druck, dberstirzt und groflen Verlusten letzten Endes doch
geraumt werden muBten. Zu einer solchen defensiven Einstellung
konnte sich jedoch eine Generation von Entscheidungstragern nicht
durchdringen, die ihre pridgenden Erfahrungen in der Periode hohen
Wachstums vor dem Ersten Weltkrieg gesammelt hatte.
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Entwicklung und Ursachen der
Staatsverschuldung

Ernst Fehr

1. Einleitung

In allen Industrielindern weisen die jihrlichen Budgets des Zentral-
staates in der Regel ein Defizit aus. Selbst wenn man die Tilgungsver-
pflichtungen, die sich aus der Akkumulation der Staatsschuld vergan-
gener Jahre ergeben, von diesem Budgetdefizit abzieht, verbleibt
normalerweise ein betrdchtliches Nettodefizit. Daraus folgt, daf3 der
Schuldenstand der Zentralstaaten stindig zunimmt. Diese Entwicklung
wird nur unwesentlich korrigiert, wenn man alle Gebietskorperschaften
in die Betrachtung mit einbezieht. Die Zunahme der Verschuldung des
gesamten oOffentlichen Sektors ist daher eine internationale Erschei-
nung. Die folgende Tabelle 1 illustriert dies anhand einiger OECD-
Staaten.

Tabelle 1
Jahrliche Zuwachsraten der nominellen Verschuldung des
Gesamtstaates
(= alle Gebietskorperschaften) in Prozent
Grol3-

BRD Frank- britan- Ja- Nieder- Schwe- TUSA Oster-

reich nien pan lande den reich

@ 1960-1973 9,0 0,0 - - 8,2 T 3.7 9,2
@ 1973-1979 15,0 16,6 12,6 27,0 9,9 16,6 9,7 20,7
1980 13,2 15,9 17,2 20,9 14,6 26,4 9,6 12,0
1981 16,4 16,9 48 17,4 14,8 25,6 9,6 12,1
1982 12,7 - 5,3 9,8 6,0 24,9 14,1 13,7

* —: bedeutet, dafl Daten fehlen.
Quelle: Finanzschuldenbericht 1984 der Osterreichischen Postsparkasse S.42, Dieter
Cassel, 1982, S. 691.
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Im betrachteten Zeitraum nahm die Verschuldung der Gesamtstaa-
ten stets zu. Auffallend ist auch, dafl die durchschnittliche jahrliche
Zuwachsrate der Verschuldung im Zeitraum 1973-1979 generell hoher
ist als zwischen 1960 und 1973. Dies gilt im Gbrigen auch fir in Tabelle 1
nicht aufscheinende OECD-Lénder. (Cassel, 1982).

Die o6ffentliche Meinung und ,,die”“ 6konomische Wissenschaft beur-
teilen diese Entwicklung widerspriichlich. Daran ist jedoch nichts
Neues. Seit sich die Staaten verschulden, gibt es diesen Widerspruch.
So bezeichnete zu Beginn des 19. Jahrhunderts der englische National-
6konom David Ricardo ,die 6ffentliche Verschuldung als eine der
,schrecklichsten Geif3eln, die je zur Plage der Nation erfunden wurde".
Dem steht die Einschitzung des deutschen Finanzklassikers, Lorenz
von Stein, Ende des 19. Jahrhunderts gegentiber: ,Ein Staat ohne
Staatsverschuldung tut entweder zuwenig oder er fordert zuviel von
seiner Gegenwart.‘“ (Hickel, 1980, S. VI.)

2. Keynesianismus, politische Demokratie und Budgetdefizite

Die ,positiven“ oder ,negativen“ o6konomischen Wirkungen der
Staatsverschuldung werden im Rahmen dieses Beitrages nur am Rande
behandelt werden. Dagegen wird niher auf die Ursachen der 6ffentli-
chen Defizite eingegangen werden. Die Debatte tiber die Ursachen ist
interessanterweise viel juingeren Datums als jene tiber die Wirkungen
und ist vor allem von amerikanischen Okonomen gefiihrt worden.
Besondere Beachtung hat dabei das Buch von Buchanan/Wagner tiber
,Democracy in Deficit: The Political Legacy of Lord Keynes“ gefunden.
Bereits ein Jahr nach seinem Erscheinen fand ein Symposium tber die
Thesen dieses Buches statt, an dem international renommierte Wirt-
schaftswissenschafter teilgenommen haben, deren Beitrige im ,,Jour-
nal of Monetary Economics® abgedruckt wurden. Der Titel des Werkes
von Buchanan/Wagner 143t bereits anklingen, da3 die 6konomische
Theorie von Keynes und die Institutionen der politischen Demokratie
die Hauptursache der permanenten Defizite sind.

In der vorkeynesianischen Ara habe sowohl in der 6konomischen
Profession als auch bei Politikern und im 6ffentlichen Bewul3tsein die
Einsicht in die Notwendigkeit eines ausgeglichenen Budgets vorge-
herrscht. Lediglich in nationalen Notzeiten (z. B. bei Kriegen) sei es zu
Budgetdefiziten gekommen. In den darauffolgenden Jahren wére aber
die Verschuldung durch Budgetiiberschiisse in der Regel wieder abge-
baut worden. Keynes und die Keynesianer hitten durch die wissen-
schaftliche Rechtfertigung des ,,Deficit Spending” die vorkeynesiani-
sche Fiskalverfassung, deren wesentliches Element der implizite
Zwang zum jahrlichen Budgetausgleich gewesen sei, zerstort, und
damit den Weg fur permanente Defizite des Staates geebnet. Es ist
jedoch nicht allein die keynesianische Theorie, sondern das Zusammen-
wirken dieser Theorie mit den Institutionen der politischen Demokra-
tie, welches die permanenten Defizite hervorruft. (Baum, 1982)
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Unter den Bedingungen demokratischer politischer Systeme besteht
fiir die Politiker laut Buchanan/Wagner ein Anreiz zur Erzeugung
permanenter Budgetdefizite. Steuererhéhungen bedeuteten fiir die
Waihler — ceteris paribus — Einkommens- und Nutzenverluste. Dasselbe
gelte fir Ausgabensenkungen, weil dadurch das Angebot an offentli-
chen Giutern gesenkt wiirde. Deshalb wiirden die Wahler Budgettiiber-
schiisse — seien sie nun durch Steuererh6hungen oder Ausgabensen-
kungen verursacht — ablehnen. Dies gelte umso mehr in einer Situation
der Unterbeschiftigung, in der ein Budgetiiberschull die Arbeitslosig-
keit erhéhe und mithin die Wohlfahrt der Wahler weiter schmaélere. Bei
Ausgabenerhohungen und Steuersenkungen verhéilt es sich genau
umgekehrt. Sie fiihren zu Wohlfahrtsgewinnen, weil dadurch das Ange-
bot an 6ffentlichen Giuitern bzw. das Einkommen zunimmt.

Diese Priaferenz fur Budgetdefizite wird in einer Situation der Unter-
beschéftigung noch verstiarkt, weil die 6ffentliche Verschuldung eine
Verringerung der Arbeitslosigkeit bewirkt. Daraus ersieht man, daf
Buchanan/Wagner die kurzfristige Wirksamkeit einer expansiven key-
nesianischen Fiskalpolitik in der Rezession nicht bestreiten. Deshalb
richtet sich ihre Kritik an den Keynesianern auch nicht gegen deren
Behauptung, daB3 Fiskalpolitik die Arbeitslosigkeit vermindern kann.
Es wird ihnen aber der Vorwurf gemacht, die in einer politischen
Demokratie vorhandenen Anreize zur Erzeugung von Budgetdefiziten
nicht erkannt zu haben und durch die einseitige Betonung des Deficit
Spending in einer Situation der Unterbeschéaftigung — bei gleichzeitiger
Vernachlissigung der Gefahren permanenter Budgetdefizite — die ideo-
logischen Grundlagen dafiir geschaffen zu haben, daf} die Politiker den
Anreizen zu einer stindigen offentlichen Verschuldung nachgegeben
haben.

Keynes und mit ihm viele Keynesianer werden der politischen
Naivitit geziehen, weil sie von der falschen Vorstellung ausgegangen
seien, dal} die Wirtschaftspolitik von einer kleinen Gruppe aufgeklirter
Politiker, die selbstlos und im 6ffentlichen Interesse agieren, gemacht
werde. Die Annahme von eigenniitzigen Politikern', die wiedergewihlt
werden wollen, ist nach Buchanan/Wagner aber wesentlich realisti-
scher. Das Interesse an einer Wiederwahl impliziere, daf3 sich die
Parteien bzw. deren Reprisentanten zumindest tendenziell an den
Priferenzen der Wahler orientieren mufiten und daher — wenn es keine
gentigend starken impliziten oder expliziten Sanktionen gédbe — dazu
neigten, permanente Budgetdefizite zu erzeugen.

Eine spieltheoretische Interpretation von Buchanan/Wagner

Die obigen Argumente lassen sich in einfacher Weise spieltheoretisch
veranschaulichen. Entscheidend ist der Gedanke, daf3 eine Politik
zunehmender 6ffentlicher Verschuldung eine dominante Strategie dar-
stellt. Das bedeutet, dal3 unabhédngig davon, was die politischen Kon-
kurrenten vorschlagen, es fiir den einzelnen stets besser, d. h. wéhler-
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stimmenvermehrend ist, wenn er fiir den Zuwachs des Budgetdefizits
eintritt.

Die strategische Situation von zwei Parteien (I und II) kann durch
folgende Spielmatrix gekennzeichnet werden.

Partei II
BU BD
Parteil |BU 0,0 -1, +1

BD | 1, =1 0,0

Jede habe nur 2 Strategien bzw. Politikvarianten zur Verfigung: die
Erzielung eines marginalen Budgetiiberschusses (BU) oder eines margi-
nalen Budgetdefizites (BD). Die Zahlen in den Kistchen geben den
Wiéhlerstimmenzuwachs (-verlust) an, die mit den einzelnen Strategie-
kombinationen einhergehen, wobei die erste (zweite) Zahl jeweils die
Wahlerstimmenveridnderung fir die erste (zweite) Partei angibt. Da es
sich um ein Nullsummenspiel handelt, ist der Verlust von I ist gleich
dem Gewinn von II und umgekehrt.

Entscheidend fiir die Argumentation von Buchanan/Wagner ist, daf3
BD fiir beide Spieler eine dominante Strategie darstellt: Wahlt II BU so
gewinnt I Stimmen, wenn BD gewihlt wird. Wenn II auch auf BD setzt,
so verhindert I durch die Wahl von BD zumindest Stimmenverluste.
Fur I ergibt sich aus BD somit stets ein Vorteil, dasselbe gilt fir II,
sodal3 schlieBlich beide BD wihlen, obwohl dadurch letztlich keine
Partei einen Konkurrenzvorteil gewinnt. Man kénnte nun einwenden,
daB sich ,,verniinftige* Politiker auf (BU, BU) einigen kénnten, weil dies
genauso wie bei (BD, BD) die Konkurrenzposition unbeeinfluf3t 1ait.
Dagegen spricht jedoch, daB3 fiir jeden ein Anreiz zur Verletzung eines
Abkommens, das (BU, BU) zum Inhalt hat, besteht. Nur hinreichend
wirksame implizite (z. B. die Ideologie bzw. ,,Moral“ von der Zweckma-
Bigkeit eines ausgeglichenen Budgets) oder explizite Regeln kénnen die
Einhaltung von (BU, BU) sicherstellen. Der Keynesianismus hat nach
Buchanan/Wagner aber gerade zur Beseitigung derartiger Regeln beige-
tragen.

Um die fiskalische Disziplin wieder herzustellen, schlagen die Auto-
ren eine Anderung der Verfassung der USA vor. Die Anderung sieht
einen expliziten verfassungsmafBigen Zwang zum jdhrlichen Budget-
ausgleich vor. Nur in Zeiten eines nationalen Notstandes, der sowohl
vom Repéasentantenhaus als auch vom Senat mit Zweidrittelmehrheit
anerkannt werden mulf}, soll ein Budgetdefizit erlaubt sein. Die Erkla-
rung des nationalen Notstandes lauft automatisch nach einem Jahr aus.
Fir ein neuerliches Defizit mufite dieselbe Prozedur wiederholt
werden.

J. Tobin (1977) streicht zu Recht heraus, dal nach einer derartigen
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Verfassungsinderung antizyklische Budgetpolitik praktisch nicht
mehr moglich ist?. Wer nun meint, daf3 die obigen Vorschlige fir die
amerikanische Politik irrelevant sind, der irrt. Im Jahre 1982 beschlof3
der Senat mit 69prozentiger Mehrheit und das Repriasentantenhaus mit
55prozentiger Mehrheit den Zwang zum jahrlichen Budgetausgleich.
Diese Verfassungsianderung scheiterte zwar daran, daf3 ,,nur*“ 55 Pro-
zent des Reprisentantenhauses zustimmte. Dall aber tiberhaupt eine
groBe Mehrheit des Kongresses fiir diese Anderung stimmte, zeigt die
politische Relevanz der Vorschldge von Buchanan und Wagner.

Kritik der Theorie von Buchanan/Wagner

Ob die obige Spielmatrix die Entscheidungssituation von Parteien
und Politikern widerspiegelt, ist sehr umstritten. Buchanan/Wagner
unterstellen, da3 die Wahler nur die kurzfristigen Vorteile von Budget-
defiziten beriicksichtigen, wihrend sie die in der Zukunft anfallenden
Kosten (= Zinszahlungen) aulBer Betracht lassen oder zumindest unter-
schitzen. Dieses kurzfristige Verhalten wird als Fiskalillusion bezeich-
net. Autoren wie Barro (1974 und 1978) und Brunner (1978) bezweifeln,
daBl die Steuerzahler/Wahler die zukiinftigen Kosten gegenwértiger
Budgetdefizite unterschitzen. AuBlerdem ist die Annahme, dafl die
zusétzlichen Staatsausgaben von den Wahlern positiv honoriert werden,
nicht so ohne weiteres mit der Empirie im Einklang. Viele 6ffentliche
Dienstleistungen kommen nur bestimmten Personenkreisen zugute,
werden hingegen von anderen negativ beurteilt. Der Nettoeffekt einer
Vermehrung der offentlich Bediensteten auf das Wahlergebnis kann
jedenfalls durchaus negativ ausfallen. Was die Ausgaben fir die Infra-
struktur (z. B. StraBBen) angeht, so sind damit nicht selten negative
externe Effekte (z. B. Geruchs- und Liarmbelastungen) verknupft, die
gleichfalls zu StimmeneinbuBlen fiihren kénnen. Zunehmende Staats-
ausgaben kénnten von den Burgern auch als ein Indiz fir eine zuneh-
mende Biirokratisierung der Gesellschaft gedeutet und daher negativ
bewertet werden. AuBerdem kann man vermuten, daf3 politische Pro-
gramme, die die Notwendigkeit eines ausgeglichenen dffentlichen Bud-
gets betonen, bei den Wiahlern auf positive Resonanz stof3en, weil sie an
der individuellen Erfahrung der Notwendigkeit eines ausgeglichenen
individuellen Budgets ankniipfen kénnen.

Buchanan/Wagner unterstellen einen kurzsichtigen und relativ unin-
formierten Wihler. Damit begriinden sie den Anreiz zur Erzeugung
permanenter Budgetdefizite. Wenn man jedoch unterstellt, da die
zukiinftigen Wirkungen von defizitdren o6ffentlichen Haushalten von
den Wihlern nur sehr schwer abgeschéitzt werden kénnen — schliefllich
sind sich ja nicht einmal die Okonomen dartiber einig — entsteht fur die
Politiker eine zuséatzliche Handlungsalternative: Durch eine geschickte
Kommunikations- und Informationspolitik kénnten sie versuchen, die
Wahlberechtigten von den negativen Folgen von Budgetdefiziten zu
Uberzeugen.
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Diese Politikvariante widerspricht indessen véllig dem Modell von
Buchanan/Wagner. In deren Vorstellung haben die Politiker und deren
Parteien keinen oder jedenfalls einen vernachlissigbaren diskretio-
ndren Handlungsspielraum. Sie versuchen sich lediglich mit ihren
Programmen bestmoglich an die Priferenzen der Mehrheit der Wahler
anzupassen. Meines Erachtens ist die Annahme, daf3 die politischen
Parteien keinen oder jedenfalls einen vernachlissigbaren diskretio-
zen reagieren, sondern auch aktiv und gestaltend die Priferenzen und
die Vorstellungen der Bilrger tber die Wirkungen bestimmter politi-
scher Maflnahmen formen, zumindest so plausibel wie das Politikmo-
dell von Buchanan/Wagner.

Geht man von der Annahme der Fiskalillusion ab und unterstellt, daf
die Steuerzahler/Wihler die aus einem Defizit erwachsenden Zinsver-
pflichtungen, die von ihnen und ihren Nachkommen tiber Steuern
finanziert werden missen, voll als zukiinftige Belastung berticksichti-
gen, verschwindet der systematische Anreiz zu Budgetdefiziten. Das-
selbe trifft zu, wenn Ausgabenerhéhungen bzw. Steuersenkungen die
kurzfristige Wohlfahrt der Wahler nicht mehr generell erhéhen. Sofern
die politischen Parteien durch die aktive Beeinflussung der Wiahlervor-
stellungen in den politischen Prozef eingreifen, repriasentiert die weiter
oben dargestellte Spielmatrix die Situation der politischen Agenten
gleichfalls nicht mehr richtig. Es ist dann nicht mehr klar erkennbar,
welche Anreize sich fiir die Politiker ergeben. Angesichts einer hohen
offentlichen Verschuldung kénnte sich sogar eine Situation ergeben, in
der politische Programme, die auf eine Reduktion 6ffentlicher Defizite
abzielen, Nettozuwédchse an Waihlerstimmen mit sich bringen. Das
bedingt, daf3 die Verantwortung des Keynesianismus fiir die Existenz
permanenter Budgetdefizite gleichfalls nicht mehr eindeutig bestimmt
werden kann.

Bisher sind nur die unmittelbaren Auswirkungen der Staatsverschul-
dung auf die Wohlfahrt und das Abstimmungsverhalten der Wihler
behandelt worden. Die mittelbaren (6konomischen) Wirkungen von
Budgetdefiziten wurden weitgehend vernachlédssigt. Buchanan/Wagner
sind der Meinung, daf3 permanente Budgetdefizite auf zweifache Weise
negative Auswirkungen zeitigen. Einmal begunstigen bzw. verursachen
sie das Wachstum des Staatsanteils am BIP, zum anderen fiihrten sie zu
Geldmengenerhéhungen und inflationdren Prozessen. Obwohl diese
Thesen bzw. Verursachungszusammenhénge nicht unumstritten sind —
so ist z. B. nach einer neueren Untersuchung von Shibata/Kimura (1984)
die Behauptung, dall Budgetdefizite das Wachstum des Staatsanteils
verursachen, fur die USA und Japan aufgrund statistischer Kausalitits-
tests zu verwerfen — soll hier nicht ndher darauf eingegangen werden. Es
wird angenommen, daf3 Buchanan/Wagner recht haben und dafB} die
Inflation und der wachsende Staatsanteil die Wohlfahrt der Bevolke-
rung letztlich senken. (Sonst gidbe es ja keinen Grund, diese beiden
Phianomene negativ zu bewerten.) Dann ist nicht einsichtig, wieso eine
politische Partei, die die Zusammenhénge erkennt und den — unvoll-
kommen informierten — Wihlern die Ursachen der Wohlfahrtsverluste
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erklart, nicht damit rechnen kann, daf} sie Stimmen dazugewinnt, wenn
sie fiir einen Abbau der 6ffentlichen Verschuldung eintritt. Die Wohl-
fahrtsverluste der Bevolkerung boten gerade die Grundlage und einen
Anreiz, eine Politik der Reduktion der Staatsverschuldung zu verfolgen
und zu propagieren.

3. Die normative Basis der Kritik der 6ffentlichen Verschuldung

Die normativen Griinde fiir die Existenz von Budgetdefiziten sind
nicht von den generellen Rechtfertigungen flur Staatseingriffe in die
private Okonomie zu trennen. Die 6ffentliche Schuld mufl aus der
Natur der Zwecke und Aktivitdten, die man mit ihrer Hilfe verfolgt,
gerechtfertigt werden. Die 6konomische Theorie der Wohlfahrt liefert
eine ganze Reihe von Grinden fir Staatseingriffe. Der Staat soll
offentliche Giter bereitstellen, o6ffentliche Ubel (negative externe
Effekte) reduzieren, flir einen ausreichenden Wettbewerb sorgen. Im
Prinzip kann auch staatliche Konjunktursteuerung durch wohlfahrts-
theoretische Uberlegungen gerechtfertigt werden. Wenn durch staatli-
che Politik unfreiwillige konjunkturelle Arbeitslosigkeit beseitigt wird
bzw. die Liucke zwischen potentiellem BIP und realisiertem BIP
verkleinert wird, kann damit eine Pareto-Verbesserung, also ein ein-
stimmig akzeptierter Wohlfahrtsgewinn einhergehen®.

Die beiden Hauptrechtfertigungen fiir die Budgetdefizite sind denn
auch eng mit den genannten Grinden fiir Staatseingriffe verknupft: (i)
Werden offentliche Gtliter bereitgestellt oder negative externe Effekte
beseitigt, und profitieren davon auch die zukiinftigen Generationen, so
sollen diese auch die Last der Finanzierung dieser Aktivititen mittra-
gen. (ii) Steuersenkungen und/oder Ausgabenerhéhungen zur Bekamp-
fung von Rezessionen.

Abgesehen von der von manchen Okonomen vertretenen Meinung,
dafl Budgetdefizite nicht zur Konjunktursteuerung taugen, wird die
Opposition gegen eine Politik der 6ffentlichen Verschuldung héaufig
damit gerechtfertigt, da die wirklichen Ursachen nichts mit den
normativen Rechtfertigungen der Defizite zu tun héatten. Die wohl-
fahrtstheoretischen Begriindungen spielten im realen politischen Pro-
zel3 keine Rolle (Aranson, 1983; Shepsle, 1983) und hitten bestenfalls die
Funktion, die aus den GesetzmaBigkeiten der politischen Institutionen
resultierenden 6ffentlichen Schulden im nachhinein zu rechtfertigen.
Im Grunde basiert die Argumentation von Buchanan/Wagner zumin-
dest teilweise auf dieser Uberlegung.

Betrachtet man die in den letzten Jahrzehnten entwickelten Elemente
einer positiven Theorie der Funktionsweise demokratischer politischer
Institutionen (Downs, 1957; Mueller, 1979) so hat man in der Tat wenig
Anlafl zur Vermutung, dafl die Resultate des politischen Prozesses in
einem wohlfahrtstheoretischen Sinne sehr attraktiv sind. Insbesondere
die Moglichkeit zyklischer Mehrheiten (Alternative A schligt B, B
schlagt C aber C schliagt wiederum A) ist hier zu nennen. Die Mehrheits-
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wahlregel garantiert jedenfalls nur unter sehr restriktiven Bedingungen
eine eindeutige Auswahl aus der Menge der vorhandenen Alternativen
(Mueller, 1979, S. 38 f). Oder anders ausgedriickt: Im allgemeinen, also
wenn diese restriktiven Voraussetzungen verletzt sind, ist das Ergebnis
des politischen Prozesses (der Abstimmung) rein zufillig. DaB diese
Zufalligkeit von einem normativen Standpunkt aus nicht attraktiv ist,
erscheint einleuchtend. In bezug auf die Ursachen permanenter Bud-
getdefizite fliihrt diese Erkenntnis jedoch nicht weiter. Sie liefert weder
Anhaltspunkte dafur, daB die 6ffentliche Verschuldung in demokrati-
schen Systemen generell ,,zu hoch® ist, noch kann damit eine Tendenz
zugunsten permanenter Defizite belegt werden. Alles was man daraus
schlie3en kann, ist die Zufilligkeit des Niveaus und der Struktur von
Staatseinnahmen, Staatsausgaben und mithin auch der staatlichen
Neuverschuldung.

Aber sind Entscheidungen Gber diese Dinge wirklich so zufillig? Gibt
es nicht andere, wichtigere Mechanismen der Politikproduktion als die
Abstimmung. Sicherlich, am Ende eines politischen Prozesses steht
haufig eine Abstimmung (in Parlamenten, Komitees und Ausschiissen).
Aber der gesamte Prozef}, der vor der Abstimmung ablduft beeinfluf3t
das Ergebnis oft viel starker als die Abstimmung selbst, die nicht selten
nur noch ein blofler Formalakt ist, weil bereits vorher — im Rahmen
komplizierter Verhandlungsprozesse — eine Einigung erzielt werden
konnte. Eine Theorie der Ursachen von permanenten Budgetdefiziten
sollte sich daher stiarker auf diese Mechanismen stiitzen.

4. Partikularinteressen und Staatsverschuldung

Weiter oben ist bereits angeklungen, daf} fiskalische MafBnahmen sich
im allgemeinen nicht auf alle Wahler in der gleichen Weise auswirken.
Vielfach sind manche Teile der Wéahlerschaft nur indirekt und sehr
mittelbar von Veridnderungen der Staatsausgaben und Staatseinnah-
men betroffen. Ein groBler Teil der Ausgaben bringt jeweils nur sehr
spezifischen Personengruppen bestimmte Vorteile. In bezug auf das
Steuersystem gilt dasselbe. Es besteht in einer beinahe untiberschauba-
ren Vielfalt von Sonderregelungen, die spezifische Gruppen begtinsti-
gen. Diese Erscheinungen deuten darauf hin, daf3 der politische Prozef3
der Gestaltung des staatlichen Steuer- und Ausgabensystems nicht so
sehr durch einen anonymen politischen Markt gesteuert wird, in dem
die Politiker auf die Priferenzen einer unstrukturierten Wéhlerschaft
reagieren — wie bei Buchanan/Wagner — sondern daf3 verschiedene
Wihlergruppen sich durch die Bildung von Organisationen wirksam in
die Gestaltung der Politik einmischen.

Organisatorische Macht und Budgetstruktur

Die Vorteile, die Organisationen bei der Durchsetzung der Interessen
ihrer Mitglieder haben, liegen auf der Hand. Zunichst einmal sind sie in
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der Lage, ihre Priferenzen tber die Endresultate politischer Prozesse
den Politikern tiberhaupt mitzuteilen. Die Bedeutung dieses auf den
ersten Blick trivial erscheinenden Sachverhaltes erkennt man, wenn
man sich uberlegt, welche Methoden der Ubermittlung der Priferenzen
von unorganisierten Wéahlern bestehen. Auf Guterméarkten wird das
Problem der Priferenziuibermittlung dadurch gelost, daf3 die Verkaufer
(Firmen) in einer stdndigen durch Tausch vermittelten Interaktion mit
einer grof3en Anzahl von Kdufern (Konsumenten) stehen. Im Gegensatz
dazu finden die ,,Tausch“handlungen auf ,politischen* Mirkten nur
sehr selten statt. Nur am Wahltag offenbaren die Politikkonsumenten
(Wihler) den Politikern ihre Praferenzen. Gruppen, die von sich aus —
durch Organisationsbildung — ihre Praferenzen zwischen den Wahlter-
minen an die Politiker herantragen erhéhen allein dadurch die Chancen
der Durchsetzung.

AuBerdem sind Organisationen in der Lage, die politischen Kandida-
ten nicht nur mit ,ihren“ Wihlerstimmen zu , bezahlen“. Sie kénnen
finanzielle und publizistische Unterstutzung gewédhren, Expertenwis-
sen bereitstellen und schliefllich, je nach ihrer strategischen Position im
Wirtschaftsleben, den Wirtschaftsablauf storen. Auf diese Weise sind sie
in der Lage, bestimmten Parteien neue Wéahler zuzufiihren bzw. abzu-
werben. Die Parteien haben daher gute Grinde, vor allem auf organi-
sierte Interessen Riicksicht zu nehmen. Dazu kommt, dal3 — vor allem in
den europédischen Demokratien — Parteien manchmal geradezu die
politischen Zwillinge von gewissen organisierten Interessen sind.
AuBerdem ist noch zu berucksichtigen, da3 Organisationsbildung im
allgemeinen mit einem privilegiertem Zugang zur Staatsbirokratie
verbunden ist. Da es vielfach nicht die Politiker sondern die Beamten
sind, die wichtige Entscheidungen vorbereiten, bedeutet der bessere
Zugang zur Beamtenschaft natiirlich auch einen Machtzuwachs.

Die Feststellung, dall Verbidnde Vorteile haben, sich bei Politikern
und Beamten Gehor zu verschaffen, ist indessen noch nicht die ganze
Geschichte. Es liee sich argumentieren, daf3 die Konkurrenz der
Verbdnde, analog zur Konkurrenz auf Guter- und Arbeitsmérkten,
letztlich zu optimalen politischen Resultaten fithren wird. In bezug auf
politische Prozesse ist diese Vermutung aber noch zweifelhafter als sie
es in Bezug auf Markte ist. Wenn eine Organisation die Wahl hat, private
und speziell auf ihre Klientel zugeschnittene Giiter oder o6ffentliche,
allen Wahlern zugute kommende Gliter aus 6ffentlichen Budgets zu
finanzieren, wird sie vermutlich die erste Alternative wihlen. Da aber
alle Verbidnde den selben Anreiz haben, ist zu erwarten, dal3 die
Zusammensetzung der Staatseinnahmen und Staatsausgaben von
einem wohlfahrtstheoretischen Standpunkt aus ineffizient ist. Aber
auch die verteilungspolitischen.Implikationen sind nicht sehr attraktiv,
wenn man von der (realistischen) Voraussetzung ausgeht, daf3 verschie-
dene Interessen in unterschiedlichem Ausmal} organisationsfihig sind
(Offe, 1969). Nicht bzw. nur schwer organisierbare Interessen werden in
systematischer Weise bei der Erstellung offentlicher Budgets nicht
bzw. kaum berticksichtigt®.
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Der Einfluf3 von Partikularinteressen auf das Niveau der
Staatsausgaben und der Budgetdefizite

Inwiefern fiihrt der Einflull organisierter Interessen nicht blof zu
einer unter verteilungs- und allokationspolitischen Gesichtspunkten
ineffizienten Struktur, sondern auch zu einer Veranderung des Niveaus
von Staatsausgaben und -einnahmen? Viele Autoren (Aranson, 1983;
Rabushka, 1983; Shepsle, 1983) neigen der Ansicht zu, da3 damit eine
Tendenz zu steigenden Staatsausgaben und permanenten Budgetdefizi-
ten verbunden ist. Damit man zu diesem Schlufl3 gelangt, mufl man
allerdings noch zusétzliche Argumente anfiihren. A priori ist es namlich
durchaus maoglich, dal3 der Effekt, der von den organisierten Partikular-
interessen ausgeht und der zu gruppenspezifischen Steuerbegunstigun-
gen und Staatsausgaben fihrt (= Expansionseffekt) durch die Einflul3-
losigkeit der unorganisierbaren Interessen tberkompensiert wird (=
Kontraktions- bzw. Umverteilungseffekt). Letztere tragen dann eben
einen lUiberproportionalen Anteil an der Steuerlast und kommen nur in
geringem Mafle in den Genuf o6ffentlich finanzierter Gtiter. Das entwor-
fene Bild des politischen Prozesses prognostiziert ja gerade, daf3 es in
manchen Bereichen zu einer Uberversorgung, in anderen aber zu einer
Unterversorgung mit 6ffentlich bereitgestellten Glitern kommt. Es ist a
priori daher nicht klar, wie der Nettoeffekt hier aussieht.

Die zitierten Autoren (Aranson etc.) meinen jedoch, das Uberwiegen
des Expansionseffektes damit begriinden zu koénnen, dall sich die
organisierten Partikularinteressen in einem Gefangenen-Dilemma
befinden. Bei der Formulierung und Durchsetzung der Priferenzen
ihrer Klientel sieht die Kosten-Nutzen-Kalkulation wie folgt aus: Setzt
man hohe Einzelvorteile durch (= expansive Strategie = eS), wihrend
die anderen eine zurlickhaltende Strategie (zS) verfolgen, so ist der
Nutzenzuwachs fur die eigenen Mitglieder am grofBten, weil die Kosten
von eS von der gesamten Bevolkerung getragen werden, die Vorteile
sich hingegen bei den eigenen Mitgliedern konzentrieren. Am schlech-
testen sind jene dran, die zS wéihlen, wiahrend die anderen eS wéihlen.
Sie tragen die anteiligen Kosten, die entweder in Form von gegenwirti-
gen oder zukunftigen Steuern fir die Bedienung der gegenwartig
erzeugten Budgetdefizite anfallen, ohne irgendwelche Vorteile zu
haben.

Organisation II (2. Ziffer)

zS eS
Organisation I Matrix 2
(1. Ziffer) zo | 221 03 Die Ziffern reprisentieren die
Wohlfahrt des ,,Durchschnittsmit-
eS [3,0]1,1| glieds“einer Organisation.

Es ist somit egal, was die jeweiligen anderen tun. Vom Standpunkt
der einzelnen Organisationen erweist sich eS stets als vorteilhaft.
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Deshalb werden alle eS wahlen. Der aggregierte Effekt von (eS, eS)
kann indessen zu einem niedrigen Wohlfahrtsniveau flr die Mitglieder
aller Organisationen flihren, weil sich jetzt die anteiligen Kosten aller
expansiven Strategien aufsummieren und die gruppenspezifischen
Vorteile unter Umstédnden Gberkompensieren. In diesem Fall wére es
fur alle Organisierten besser gewesen, zS zu wéihlen (Matrix 2). Man
kann naturlich in Frage stellen, dafl die Wohlfahrt von (zS, zS) hoher ist
als bei (eS, eS). Die Spielmatrix kénnte beispielsweise auch folgendes
Aussehen haben.

II

zS eS

zS 22 (1,5) (3)
I Matrix 3
eS | (3)(1,5) |(2,5) (2,5

Jetzt ist der Anreiz flir die Wahl von eS sogar noch stiarker, weil es
nicht einmal mehr eine ,,Strafe* dafiir gibt, wenn alle Organisationen eS
wahlen. Im Fall der Matrix 3 tragen in erster Linie die unorganisierten
Waihler die Kosten von eS. Eine derartige Situation durfte vor allem
dann gegeben sein, wenn die Anzahl der Organisationen und deren
Mitglieder, gemessen an der Gesamtpopulation, relativ gering ist, sodaf3
sich die Kosten der expansiven Strategien auf sehr viele Kopfe verteilen
lassen. Durch die geringe Anzahl von Organisationsmitgliedern diirfte
in diesem Fall der Gesamteffekt der expansiven Strategien auf die Hohe
der Staatsausgaben und des Budgetdefizites gering sein. Wenn der
Anreiz zu eS also am griéfBiten ist, ergibt sich gleichzeitig die geringste
Wahrscheinlichkeit, da3 sich dies im Aggregat auswirkt, weil der
Umverteilungseffekt, der sich aufgrund der Machtlosigkeit der Unorga-
nisierten ergibt, den Expansionseffekt vermutlich kompensieren wird.
Oder mit anderen Worten: Die Unterversorgung bei 6ffentlich bereitge-
stellten Gutern wirkt sich wahrscheinlich auf die Staatsausgaben und
das Budgetdefizit stirker aus als die Uberversorgung der wenigen
Organisierten.

Matrix 3 kann als eine Situation interpretiert werden in der die
Anzahl der Organisationen gering ist und die Organisationen klein sind,
sodalf} die Anzahl der Organisationsmitglieder relativ zur Gesamtpopu-
lation klein ist. Gibt es indessen viele kleine Organisationen, sodaf} ein
Grof3teil der Gesamtbevolkerung irgendwo Mitglied ist, durfte Matrix 2
die Situation besser widerspiegeln. Die Anzahl der Unorganisierten ist
dann gering, sodaf3 der Unterversorgungs- bzw. Umverteilungseffekt zu
Lasten dieser Gruppe das Niveau des Defizits und der Staatsausgaben
kaum senkt. Es liegt hier also ein ,echtes” Gefangenen-Dilemma vor,
weil die Wohlfahrt aller letztlich geringer ist.

Féderativ aufgebaute Bundesstaaten kénnten eine besonders gute
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Anwendungsmoglichkeit fiir Matrix 2 bieten. Jeder Buirger ist Mitglied
eines Einzelstaates und hat ein Interesse daran, dafl sein politischer
Reprasentant in der Bundeslegislative moglichst viel aus dem Bundes-
budget fur seinen Teilstaat herausholt. Man kann daher annehmen, daf3
eine politische Struktur mit stark dezentralisierter Willensbildung (z. B.
ein Wahlrecht, das vorrangig die Berticksichtigung regionaler und
lokaler Gegebenheiten ,erzwingt®) flir zentrale Entscheidungsorgane
ein Gefangenen-Dilemma generiert (sofern keine ,kompensierenden*
Institutionen vorhanden sind). Politische Systeme, in denen es einer
Vielzahl von kleinen Parteien moglich ist, auf der parlamentarischen
Ebene FuBl zu fassen sind gleichfalls ,gefihrdet”, ein Gefangenen-
Dilemma zu erzeugen. Die kleinen Parteien sichern sich das parlamen-
tarische Uberleben haufig dadurch, da$ sie sich zu ,, Anwilten“ von
Partikularinteressen machen. Es ist deshalb meines Erachtens kein
Zufall, daB Italien, die Niederlande und Belgien, die eine stark zersplit-
ternde Parteienlandschaft aufweisen, zu den Lédndern mit den gréften
Staatsanteilen und Budgetdefiziten zdhlen (siehe Tabelle 2).

Ganz allgemein 143t sich festhalten, dal3 kleine Organisationen einen
besonders grof3en Anreiz zu expansiven Strategien besitzen, weil sich
die Vorteile der Steuersenkung bzw. des offentlich bereitgestellten
Gutes auf wenige konzentrieren, die Kosten aber breit gestreut sind.
Fiir GroBorganisationen — wie z. B. den OGB - sind allerdings expan-
sive Strategien wenig lohnend, weil sich nicht blof3 die Kosten, sondern
auch die Vorteile auf viele Képfe aufteilen und daher wenig sptlirbar
sind. Politische Strukturen mit wenigen, aber groBen Organisationen
miiBten aufgrund dieser Uberlegung weniger dazu neigen, permanente
Budgetdefizite bei steigenden Staatsausgaben hervorzurufen.

Zusammenfassend ergeben sich beztliglich der Wirkungen von organi-
sierten Partikularinteressen folgende Hypothesen: Die Zusammenset-
zung von Staatseinnahmen und -ausgaben begtinstigt organisations-
und konfliktfahige Interessen. Sie sind in der Lage, steuerliche Ausnah-
meregelungen und die Bereitstellung von o6ffentlich finanzierten
Giitern und Subventionen durchzusetzen. Die Kehrseite davon ist, daf3
nicht organisierte und konfliktschwache Interessen die ,, Kosten* dieser
Aktivitaten zu tragen haben. Je grofler die Anzahl und je kleiner die
Organisationen, desto eher ist damit zu rechnen, dall der politische
Prozef3 zu stidndig steigenden Staatsanteilen am Sozialprodukt und zu
permanenten Budgetdefiziten fiihrt. Sofern die Anzahl der Organisatio-
nen gering und deren Mitgliederzahl sehr grof} ist, existiert nur ein
geringer oder gar kein Anreiz zu expansiven Strategien. Existieren
wenige — kleine, aber durchschlagskriftige — organisierte Einzelinteres-
sen, so kann man vermuten, daf3 deren Einflull auf die Budgetstruktur
und damit die Umverteilung zulasten der Unorganisierten sehr grof,
der Gesamteffekt auf das Budgetdefizit und den Staatsanteil aber
gering ist.

Aus diesen Hypothesen ergibt sich — im Gegensatz zur Argumenta-
tion der genannten amerikanischen Autoren — daf eine, den Einflul3 von
Partikularinteressen betonende, Theorie der repriasentativen Demokra-
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tie nicht unbedingt zur Schluf3folgerung fithren muf3, daf3 es inhiarente
Tendenzen zu steigenden Staatsanteilen und permanenten Defiziten
gibt.

5. Die Theorien vor dem Hintergrund der empirischen Entwicklung
seit 1970

Am Anfang wurde die empirische Entwicklung der Staatsverschul-
dung ganz kurz behandelt. Dabei wurde nur die Zuwachsrate des
nominellen Nettodefizits einiger Staaten angefiihrt. In der éffentlichen
Meinung sind es in der Tat meistens die nominellen Nettodefizite —
womoglich ausgedriickt als Anteil am BIP — die das grofite Interesse
hervorrufen. Bei den beiden Erklarungsversuchen permanenter Bud-
getdefizite — der Theorie von Buchanan/Wagner und der auf organisierte
Einzelinteressen abstellenden Theorie von Aranson u. a. — wird nicht
ganz klar, welche Defizite eigentlich gemeint sind. Die meisten Autoren
bleiben hier in ihrer Sprache sehr undeutlich. Man hat jedoch den
Eindruck, daB sie die unkorrigierten nominellen Budgetdefizite mei-
nen. Einzig Shepsle (1983, S. 211) bezieht sich ausdriicklich auf die
unkorrigierten nominellen Zahlen. Es soll hier nicht der Versuch einer
strengen empirischen Uberpriifung der dargestellten Theorien unter-
nommen werden. Anhand der Verschuldungspraxis der OECD-Linder
ist es jedoch bereits moglich, einige Hinweise auf die empirische
Relevanz der Theorie zu gewinnen.

Die Theorie von Buchanan/Wagner hat dabei den Vorteil, daB sie fur
alle politischen Ebenen Giiltigkeit beansprucht, in denen sich die
Politiker dem Wiederwahlerfordernis gegentibersehen. Die von
Buchanan/Wagner behaupteten Tendenzen miifiten somit in allen
demokratischen Systemen, in denen der Keynesianismus oder dhnliche
wirtschaftspolitische Doktrinen Verbreitung gefunden haben, nachwei-
sen lassen. Jede demokratisch strukturierte politische Ebene
(Gemeinde, Land, Bundesstaat) miilite diese Tendenzen aufweisen.
Daher ist es zuléssig, das aggregierte Defizit aller Gebietskérperschaf-
ten zur empirischen Uberpriifung heranzuziehen. Allerdings muf} die-
ses Defizit noch um die automatischen Stabilisatoren bereinigt werden.
Diese bewirken, dafl Budgetdefizite in gewissem Ausmall von der
wirtschaftlichen Entwicklung abhédngen: Die Steuereinnahmen
schwanken mit dem Volkseinkommen; die Staatsausgaben (Arbeitslo-
senversicherung, Sozialhilfe) zum Teil auch.

Die Theorie von Buchanan/Wagner kann meines Erachtens sinnvol-
lerweise nur darauf abzielen, das diskretionire bzw. strukturelle Niveau
der o6ffentlichen Verschuldung zu erkliren. Deshalb muB jener Teil des
Budgetdefizits, der bei Vollauslastung der Ressourcen wieder ver-
schwindet, abgezogen werden. Das automatische — mit der Konjunktur-
entwicklung anfallende — Defizit ist im tibrigen auch ein Phinomen der
vorkeynesianischen Ara gewesen. Es eignet sich auBBerdem kaum dazu,
im politischen Konkurrenzkampf Vorteile zu erringen, weil es eben
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automatisch und nicht aufgrund aktueller diskretiondrer Programm-
punkte der Politiker anfallt®.

Tabelle 2 weist flir den Zeitraum von 1970 bis 1984 die strukturellen
Defizite des Gesamtstaates der (demokratischen) OECD-Léander aus. Im
Lichte der Theorie von Buchanan/Wagner ist interessant, dafl die USA
in der Mehrzahl der Jahre einen UberschuB3 aufweisen. Was das Defizit
der USA in den Jahren 1983 und 1984 angeht, mull man berticksichti-
gen, daf} sie von einer Administration verursacht worden sind, die
gerade auch deshalb an die Macht gekommen ist, weil sie flir eine
Reduktion der Verschuldung eingetreten ist. Mit Ausnahme von Italien,
den Niederlanden, Belgien, Irland, der BRD und GB weisen die
angeflihrten Staaten in der Mehrzahl der Jahre zwischen 1970 und 1974
Uberschiisse auf. Diese Aussage gilt im tibrigen — bis auf die USA —
auch dann, wenn man den konjunkturellen Teil des Defizits nicht
abzieht (Price/Muller 1983, S. 36). In den meisten Staaten ist es erst 1975
zu einem durch diskretionidre Mallnahmen entstandenen strukturellen
Defizit gekommen. Es laf3t sich naturlich dartuber streiten, ob diese
Reaktion auf den ersten Olpreisschock addquat war. Sie diirfte vermut-
lich auch durch den Einflufl keynesianischer Ideen erfolgt sein. Dies ist
jedoch keine Bestitigung der Theorie von Buchanan/Wagner. Die
Zahlen der Tabelle 2 legen vielmehr die Vermutung nahe, dall es in
vielen demokratischen politischen Systemen keine Tendenz zur Erzeu-
gung von permanenten strukturellen Defiziten gibt. Die Theorie von
Buchanan/Wagner kann weder die Unterschiede in der Verschuldungs-
situation der verschiedenen OECD-Liander erkliren — weil sie auf
Argumenten beruht, die heute fur jedes demokratische OECD-Land
zutreffen — noch bietet sie eine Erklarung fiir die Uberschiisse, die vor
1975 in vielen Landern vorherrschten. Ganz zu schweigen von den
permanenten Uberschiissen in Norwegen und Finnland und der Situa-
tion GroBbritanniens seit 1980. Die in Abschnitt 4 dargestellte alterna-
tive Theorie eroffnet dagegen einen Erkliarungsspielraum fiir manche
dieser Phidnomene.

Obwohl aggregierte Zahlen keine strenge Uberprifung der Theorie
zulassen, die den Einflull der Einzelinteressen betont — dazu wiéren die
institutionellen Details und disaggregierte Zahlen der einzelnen
Gebietskorperschaften erforderlich —, ist es auffallend, da3 von den vier
Staaten (Italien, Irland, Niederlande, Belgien), die tiber den gesamten
Zeitraum ein strukturelles Budgetdefizit aufweisen, zwei eine sehr
zersplitterte Parteienstruktur haben. In Italien und den Niederlanden
ziehen regelmafig viele Parteien in das Parlament ein. In Abschnitt 4 ist
bereits festgestellt worden, dafl eine derartige Parteienstruktur den
EinfluB3 organisierter Partikularinteressen erheblich beglnstigt. Aber
auch Belgien und Irland erfiillen meines Erachtens recht gut die
Voraussetzungen fiir die Anwendbarkeit der ,,Theorie der Einzelinteres-
sen®. In beiden Léandern gibt es zwar nur drei relevante Parteienblécke.
Die Struktur der einzelnen Parteien ist jedoch so, dal der Einfluf
lokaler und regionaler Interessen sehr grof} ist.

In Belgien wird die faktische Zersplitterung des Parteiensystems
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Tabelle 2
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Quelle: Price W. R. R., Muller P. (1983), OECD-Economic Studies no. 1, p. 53

Die Zahlen der Tabelle 2 basieren auf der Voraussetzung, dafl sich die konjunktu-

rellen Salden tiber den Zyklus hinweg zu null aufsummieren.
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durch den Gegensatz zwischen Flamen und Wallonen hervorgerufen®.
In Irland hingegen herrscht ein ausgepréagtes, ,,unpolitisches* Klientel-
wesen, das eine hohe strukturelle 6ffentliche Verschuldung beguinstigt’.

Jene 4 OECD-Staaten, die Uiber den gesamten betrachteten Zeitraum
eine politische Demokratie hatten und ein strukturelles Budgetdefizit
aufweisen, sind also durch eine politische Struktur gekennzeichnet, in
der die einzelnen Parteien und Abgeordneten starke Anreize zur
Berticksichtigung partikularer Interessen haben, weil sie sich dadurch
das parlamentarische Uberleben sichern kénnen. Die Theorie von
Buchanan/Wagner kann hingegen nicht erklaren, warum es gerade in
diesen Staaten zu permanenten Defiziten gekommen ist.

Ein zersplittertes Parteiensystem ist natirlich allein noch kein hinrei-
chender Grund flr stindige strukturelle Defizite. Es ist durchaus
moglich, daBl Gefangenen-Dilemma Situationen zur Schaffung von
Institutionen flihren, die eine kooperative Losung erlauben. Um derar-
tige Institutionen zu erkennen, mif3te man sich aber bedeutend starker
auf die Details jedes Landes einlassen. Das theoretische Gertist der
»Theorie der Einzelinteressen* dirfte bei der ,,Aufdeckung* von koope-
rationsschaffenden Strukturen hilfreiche Dienste leisten. Sie legt es
nahe, sich auf die Gréfle, Anzahl und Durchschlagskraft organisierter
(oder latent organisierbarer) Interessen und die Anreize die die politi-
sche Struktur zur Wahrnehmung und Umsetzung dieser Interessen
schafft, zu konzentrieren.

Die Bedeutung, die der Zersplitterung des Parteiensystems auch fir
die zeitliche Entwicklung der Defizite zukommt, kann am Beispiel
Déanemarks illustriert werden. Trotz einer relativ groflen Anzahl (5-6)
von im Parlament vertretenen Parteien existierte bis 1974 ein grofer
struktureller Budgetiiberschuf3. Dies gibt zur Vermutung Anlaf3, daB3
ein kooperatives Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Interessen
geherrscht hat. Bei den Wahlen von 1973 stieg die Anzahl der parlamen-
tarischen Parteien auf zehn an. Bei den Wahlen von 1975 und 1977
dnderte sich nichts Wesentliches daran. Diese zuséatzliche Zersplitte-
rung konnte zu einer Storung des kooperativen Gleichgewichtes
gefiihrt haben, was sich — mit Zeitverzégerung — zunéchst in sinkenden
Uberschiissen und seit 1979 in zunehmenden strukturellen Budgetdefi-
ziten ausdriickt. Ob diese Hypothesen haltbar sind, miuif3ite natirlich
genauer untersucht werden. Die Uberlegung zeigt aber, daB eine
spieltheoretisch inspirierte , Theorie organisierter Einzelinteressen®
dazu beitragen kann sowohl Unterschiede zwischen einzelnen Staaten
als auch den zeitlichen Ablauf der Entwicklung innerhalb der Linder zu
erkldren. Ein Potential, das die Theorie von Buchanan/Wagner nicht
besitzt.

Was die zeitliche Entwicklung angeht, diirften aber andere Faktoren
nicht selten eine gréoBere Rolle spielen. So ist es sicher kein Zufall, daf
nach dem ersten Olpreisschock die meisten OECD-Liénder ihre struktu-
rellen Defizite erhéhten bzw. ihre Uberschiisse senkten. Damit sollten
eben die negativen Auswirkungen dieses Angebotsschocks auf
Beschiaftigung und BIP reduziert werden. Seit Ende der 70er Jahre wird
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hingegen von vielen Regierungen eine restriktive Politik verfolgt. Daf3
die strukturellen Defizite vielfach nicht entsprechend gesunken sind,
héngt vor allem mit den hohen Zinskosten zusammen (Price/Muller,
1983, S. 40 ff.)

SchlieBllich konnen ideologische Unterschiede zwischen den diver-
sen Parteien gleichfalls eine wichtige Rolle spielen. Seit die konserva-
tive Regierung in GrofBbritannien die Wirtschaftspolitik dominiert (Mai
1979), sind die strukturellen Defizite stark gesunken. Man kann natr-
lich dariiber streiten, ob diese Regierung wegen oder trotz ihrer —
angekundigten — restriktiven Budgetpolitik gewéhlt wurde. Zumindest
bei den Wahlen 1979, vermute ich, dal sie auch deswegen gewihlt
wurde. In Griechenland wurde das Defizit 1981, in Spanien 1982 stark
erhoht. In beiden Lindern wurde die MaBBnahme von eher konservati-
ven Parlamentsmehrheiten in Wahljahren durchgefiihrt und in beiden
Léandern konnten trotzdem die oppositionellen Sozialisten die Wahlen
gewinnen. Dies legt die Vermutung nahe, da3 manchmal Parteien —
denen der Verlust ihrer Mehrheit droht — glauben, durch hohe Defizite
Wahlen gewinnen zu koénnen, daBl der Wahler diese Politik aber —
obwohl sie ihm laut Buchanan/Wagner kurzfristig natzt — nicht hono-
riert.

Zusammenfassend kann somit festgestellt werden, da3 gewichtige
Argumente dagegen sprechen, daf3 Buchanan und Wagner die zeitliche
Entwicklung und das Niveau struktureller Defizite zutreffend erkliren.
Die Theorie organisierter Einzelinteressen gestattet indessen die Auf-
stellung fruchtbarer Hypothesen zur Erklarung des Niveaus strukturel-

ler Budgetiiberschiisse (-defizite). Im Hinblick auf die zeitliche Varia-
tion dirften allerdings andere Faktoren eine bedeutendere Rolle
spielen.

Anmerkungen

1 In der amerikanischen Diskussion wird in der Regel nicht der Begriff der ,Partei*,
sondern derjenige des , Politikers“ verwendet. Wer — wie der Autor dieser Arbeit — ein
Vertreter des methodologischen Individualismus ist, hat gegen die Verwendung des
Begriffes ,,Politiker* keinen Einwand, da immer die Menschen innerhalb von Organisa-
tionen bzw. Institutionen, nicht aber die Institutionen selbst die Handlungstriger sind.
Dieser Standpunkt bedeutet nicht, da die Handlungsbeschrinkungen fiir die Indivi-
duen nicht berticksichtigt werden. Im Gegenteil: Diese Arbeit versucht gerade zu
zeigen, daBl es nicht der ,bdse Wille* einzelner Politiker, sondern eine bestimmte
Handlungsumgebung - zu der auch die jeweiligen Parteien gehéren — ist, die bestimmte
Verhaltensweisen generiert. Die Begriffe Politiker bzw. Partei werden im folgenden
daher meistens synonym verwendet.

Daflir lassen sich mehrere Griinde anfiithren. Durch die eingebaute biirokratische
Schwerfilligkeit der Genehmigungsprozedur gewinnt das Argument an Bedeutung,
dall die beabsichtigten fiskalischen MaBBnahmen nicht rechtzeitig beschlossen werden
koénnen. Dieses Argument wird noch wichtiger, wenn man die Existenz von sozialen
Interessengegensitzen in Rechnung stellt. Nicht erst seit der Entwicklung der Effi-
zienzlohnhypothese (siehe dazu: Shapiro/Stiglitz 1984, Fehr 1984 und 1986) weill man,
dall es private und politische Interessen an einer Arbeitslosigkeit geben kann. Demge-
geniiber scheinen Buchanan und Wagner der Meinung zu sein, dal durch beschifti-
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gungswirksame Budgetdefizite (in einer Rezession) alle Beteiligten besser gestellt
werden.

3 Die Aussage, daBl beschiftigungswirksame Fiskalpolitik paretoverbessernd ist, ist
keineswegs trivial. Nicht jede Form unfreiwilliger Arbeitslosigkeit ist pareto-subopti-
mal (siehe Shapiro/Stiglitz 1984). Man kann aber auch aus verteilungspolitischen und
moralischen Erwégungen fir eine Fiskalpolitik eintreten, die zusétzliche Arbeitsplitze
schafft.

4 Die bisherige Darstellung geht nicht nidher auf die diversen Einzelinteressen ein.
Dadurch werden die sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen, die zu einer Organi-
sierung von ganz bestimmten Interessen flihren, ausgeblendet. Die Organisations- und
Konfliktfdhigkeit hdngt natirlich auch von der Verteilung der Verfiligung tiber wirt-
schaftliche Ressourcen ab. Es wirde jedoch zu weit fiihren, diese Problematik hier
auch nur ansatzweise zu diskutieren.

5 Vermutlich bringen automatische Defizite nicht nur keinen politischen Vorteil, sondern
sogar politische Nachteile, da sie von den Oppositionsparteien dazu genutzt werden
koénnen, der Regierung mangelnde Sparsamkeit etc. vorzuwerfen, ohne daB diese ihre
Verteidigung auf unmittelbar spiirbare Wohlfahrtszuwiéchse bei den Wihlern aufbauen
kénnte. Rezessionsbedingte Steuerausfille bewirken beispielsweise keinen spiirbaren
Einkommenszuwachs, sondern verhindern ,,blof3* stirkere Einkommensschrumpfun-
gen. (In einer wachsenden Wirtschaft verhindern sie einen stirkeren Riickgang der
Wachstumsrate der Privateinkommen.)

6 Es kam seit ,,1968 zu den Uberraschenden Erfolgen der Sprachenparteien in allen
Regionen. In weniger als zehn Jahren (1961-1971) sank der Stimmenanteil der nationa-
len Parteien von 90 Prozent auf unter 80 Prozent. Die politische Aktualisierung des seit
Jahrzehnten ruhenden Sprachengegensatzes zersplitterte das belgische Parteiensy-
stem. Die traditionellen Parteien traten faktisch alle, zum gréf8ten Teil auch formell, als
regionale Parteien auf: als wallonische, flimische und Briisseler Parteien.” (Hartmann,
1978, S. 48.)

7 Uber Irland 148t sich folgende Aussage finden: ,,Eine Eigenart des irischen Parteiensy-
stems ist der fiir westeuropéische Verhéltnisse relativ hohe Anteil der nichtparteige-
bundenen Abgeordneten,..der auf den vor allem in den lidndlichen Wahlkreisen
wichtigen Klientelismus zurtickzuftihren ist . . (Die Wahler) geben zum grofB3en Teil ihre
Stimme weniger nach politisch-ideologischen Gesichtspunkten ab, sondern beurteilen
den Kandidaten eher nach geleisteten oder potentiellen Service-Leistungen ... Diese
personenorientierte Politik wird durch ein Wahlsystem beglinstigt, das eine Absiche-
rung durch Parteilisten nicht kennt und dem Wahler die Auswahl zwischen mehreren
Kandidaten einer Partei ermoglicht. Dies bewirkt, daf3 letztere normalerweise auf
programmatischem Gebiet wenig konkurrieren kénnen, sondern gréBeres Gewicht auf
die Dienstleistungen fir ihre Wihler legen miissen.” (Murphy, 1980, S. 84.)
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BERICHTE UND DOKUMENTE

Adolph Lowe -
Theoretiker des
organisierten
Kapitalismus

KARL GEORG ZINN

Zu dem Buch von Harald Hage-
mann/Heinz D. Kurz, Hrsg., Beschifti-
gung, Verteilung und Konjunktur.
Zur Politischen Okonomik der moder-
nen Gesellschaft. Festschrift fir
Adolph Lowe, Bremen 1984, 275
Seiten.

Am 30. Juni 1983 verlieh die Univer-
sitdt Bremen dem damals neunzigjah-
rigen Adolph Lowe die Ehrendoktor-
wiirde und erfiillte damit eine Ver-
pflichtung der deutschen Sozialwis-
senschaften gegeniiber einem Mann,
dessen Werk — unbeachtet der noch
vollig unzureichenden Rezeption im
deutschen Sprachraum - zu den tliber-
dauernden politékonomischen Analy-
sen unseres Jahrhunderts zidhlen wird.

AnlaBlich der Ehrung durch die
Bremer Universitidt wurde diese Fest-
schrift vorgelegt. Sie dokumentiert
die Ehrenpromotion und enthalt ne-
ben einer Bibliographie Lowes neun
Abhandlungen, die sich mit Lowes
Arbeiten befassen (C. D. Krohn, Ge-
gen den Dogmatismus in den Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften; R.
X. Chase, Adolph Lowe’s Paradigm
Shift for a Scientific Economics) und
allgemeinere wirtschaftstheoretische

und wirtschaftspolitische Themen be-
handeln.

Robert L. Heilbroner steuerte eine
dogmengeschichtliche Untersuchung
iiber Adam Smith’s Kapitalismusbe-
griff bei (The Nature and Logic of
Capitalism according to Adam
Smith). Drei Aufsitze befassen sich
mit Lohn- und Verteilungspolitik im
Zusammenhang mit der Krisenerkli-
rung (H. Hagemann, Lohnsenkungen
als Mittel der Krisenbekdmpfung?
Uberlegungen zum Beitrag der ,Kie-
ler Schule“ in der beschéftigungspoli-
tischen Diskussion am Ende der Wei-
marer Republik; E. J. Nell, Effective
Demand, Real Wages and Employ-
ment; H. D. Kurz, Akkumulation, Ein-
kommensverteilung und effektive
Nachfrage). Mit der aktuellen wirt-
schaftspolitischen Debatte befassen
sich K. Nemitz (Jenseits der Resigna-
tion. Anmerkungen zur wirtschaftspo-
litischen Grundsatzdebatte), H. C.
Hillmann (Notes on the Economic Po-
licy Stance of German and British
Governments) und P. Kalmbach (Ein-
filhrung der 35-Stunden-Woche. Dis-
kussion einiger 6konomischer Aspek-
te und der Beschiftigungseffekte).

Lowe habilitierte 1926 an der Kieler
Universitat mit einer konjunkturtheo-
retischen Arbeit und gehdérte als Mit-
arbeiter Ernst Wagemanns, dem Be-
grunder des ,Instituts fiir Konjunk-
turforschung* (Berlin) zu den einfluf3-
reichen deutschen Konjunkturfor-
schern der Weimarer Republik. In
Kiel leitete Lowe die Konjunkturab-
teilung des Instituts fur Weltwirt-
schaft, bis er auf einen Lehrstuhl far
Wirtschaftliche Staatswissenschaften
an die Universitdt Frankfurt berufen
wurde. 1933 mufite Lowe emigrieren.
Nach mehreren Jahren in England sie-
delte er 1940 in die USA tiber, wo er an
der New Yorker New School fir So-
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cial Research und dem von der New
School initiierten Institute of World
Affairs arbeitete.

In der Bremer Laudatio charakteri-
sierte Hagemann Lowe als ,,flihrenden
Theoretiker der ,mixed economy‘“
(S. 22). Auch wenn sich dieses Urteil
primar auf die beiden jlingeren, fur die
Rezeption Lowes wichtigsten Mono-
graphien' stitzt, so ist Lowe doch be-
reits in seinen konjunktur- und be-
schaftigungstheoretischen  Arbeiten
aus den zwanziger und dreiBliger Jah-
ren als theoretischer Interventionist
erkennbar. Wie u. a. Emil Lederer ver-
trat Lowe bereits damals in kritischer
Ablehnung der herrschenden neoklas-
sischen Politikrezepte eine nachfra-
georientierte Konjunktur- und Be-
schiftigungsperspektive, die ihn ge-
gen Lohnsenkung und fir staatliche
Eingriffe pladieren lieB3. Es ist bescha-
mend und wirft ein bezeichnendes
Licht auf jingere ideologische Ver-
driangungen, wenn etwa in der 1964
erschienenen Gedenkschrift zum
finfzigjadhrigen Bestehen des Kieler
Instituts fir Weltwirtschaft Lowe kei-
ne Wiirdigung fand? ins Bild fagt sich
denn auch, daB3 die erst Anfang der
1970er Jahre gegriindete Universitat
Bremen — und nicht Kiel oder Frank-
furt — dem eigenwilligen Theoretiker
die hochste wissenschaftliche Aus-
zeichnung verlieh, die eine Hochschu-
le zu vergeben hat.

Auch wenn hier die Lowe-Fest-
schrift, also Sekundarliteratur, anzu-
zeigen ist, scheint es doch angebracht,
einige referierende und kommentie-
rende Ausfiihrungen zum Original
vorzutragen, zumal — wie erwihnt —
die breitere Rezeption der Arbeiten
Lowes noch aussteht. Hier kann ver-
standlicherweise weder ein Uberblick
noch eine detaillierte Auseinanderset-
zung mit Lowes Arbeiten erfolgen.
Vielmehr sei exemplarisch an Hand
Lowes Kapitalismusanalyse auf einige
originelle und flir die gegenwirtige
Wirtschaftskrise interessante Momen-
te seines Denkens eingegangen, die
die Neugier des Lesers stimulieren

108

mogen und die denkerische Kraft und
die sozialwissenschaftliche Orientie-
rungsleistung Lowes andeuten.

Lowe unterscheidet in der Chrono-
logie des Industriekapitalismus drei
Phasen: die klassische, die neoklassi-
sche und die Phase des organisierten
Kapitalismus. Die klassische Phase
fallt mit der tblicherweise als Indu-
strielle Revolution bezeichneten Pe-
riode, die etwa Mitte des vorigen Jahr-
hunderts endete, zusammen. Der Auf-
stieg des Industriesystems verlief un-
ter dem Druck von Massenarmut und
prestige- und machtvermittelnder Ka-
pitalakkumulation. Diese Druckkom-
ponenten bewirkten, daf3 sich das Ex-
tremalprinzip, d. h. die an Ausgaben-
minimierung und Erlésmaximierung
orientierte Verhaltensweise als mi-
kro6konomisches Grundmuster Do-
minanz verschaffte — und von klas-
sischer und neoklassischer Wirt-
schaftstheorie irrtiimlich, weil der hi-
storischen Besonderheit entkleidet,
als raum- und zeitunabhéingige ,,Ge-
setzméaBigkeit” axiomatisiert wurde®.

In der neoklassischen Phase des Ka-
pitalismus (1850-1914) bleiben Ar-
muts- und Machtzwang erhalten, der
Akkumulationswettbewerb wird noch
verscharft, und im Zuge der ,,Schock-
effekte der laufend neuen Erfindun-
gen“ spitzen sich die sozialen Proble-
me von Arbeitslosigkeit, Pauperisie-
rung und krisenbedingten Instabilita-
ten noch zu. Lowe konstatiert jedoch
fiir diese industriekapitalistische Pha-
se eine grundlegende Verdnderung
der ,,Mobilitatsbedingungen®. Die Ka-
pitalbindung wichst (Fixkostenpro-
blem) und reduziert die Anpassungs-
fahigkeit des Systems gegeniiber Um-
weltveranderungen. ,Das Ergebnis
war eine fortschreitende Verminde-
rung der Angebotselastizitat, welche
die Gleichgewichtstendenzen in dop-
pelter Weise behinderte'.” Ruindses
Uberangebot infolge forcierter Akku-
mulation auf uberséattigten Miarkten
und Inflexibilitit in der Anpassung
des Produktionsapparates bei sinken-
der Nachfrage destabilisierten den ka-




pitalistischen Wachstumsprozef3. Pa-
radoxerweise entfaltete sich die neo-
klassische (i. S. Schumpeters: stati-
sche) Gleichgewichtstheorie gerade in
jener Phase, in der die dynamische
Qualitat des Kapitalismus nicht nur
fur alle Welt offen zutage trat, sondern
auch wissenschaftlich registriert und
theoretisch gedeutet wurde. Lowe er-
klirt jene eigenartige ,,Spaltung des
analytischen Denkens (die) wahrend
der gesamten neoklassischen Periode
aufrechterhalten werden konnte* so-
wohl mit der ideologischen Funktion
des akademischen Denkens, dem Ka-
pitalismus Optimalitiat zu attestieren,
als auch mit der Selbstregulierung des
kapitalistischen Marktes, der zwar in
den Krisen seine endogene Instabilitat
offenbarte, aber sie auch auf endogene
Krifte gestitzt wieder tUberwand.
»Zwar treten in der neoklassischen
Phase langfristige Fluktuationen...
an die Stelle der in der klassischen
und neoklassischen Theorie postulier-
ten kurzfristigen Verlagerungen zwi-
schen expandierenden und kontrahie-
renden Sektoren. Aber selbst wenn
ihre Periodizitat nicht streng war, so
folgten sie doch einander in rhythmi-
schen Intervallen und in anscheinend
autonomer Selbststeuerung®.”

Die dritte, als organisierter Kapita-
lismus bezeichnete Phase setzt mit
Ende des Ersten Weltkrieges ein und
bestimmt dann das ganze zwanzigste
Jahrhundert. Lowe hebt als die we-
sentlichen Merkmale die Vervielfalti-
gung von Mobilitatsschranken und
die Abschwichung der urspriingli-
chen, den Beginn des Industriekapita-
lismus kennzeichnenden Druckfakto-
ren hervor. Der Kapitalismus der ar-
men wurde zum Kapitalismus einer
reichen Gesellschaft, womit Siche-
rungsaspekte gegenuber der rilick-
sichtslosen Expansionsdynamik die
Oberhand gewannen. ,,Gewif3l war es
nicht die Zweckbestimmung der So-
zialgesetzgebung, der Wahrungs- und
Kreditpolitik, des Protektionismus
und selbst der direkten Teilnahme des
Staates an der Produktion, die Mobili-

tat der Produktionsfaktoren zu behin-
dern.”“® Die Stabilisierungspolitik, die
Abkehr vom Laissez-faire zugunsten
des Interventionismus im organisier-
ten Kapitalismus war die Folge der in
der neoklassischen Periode bewirkten
Verdnderungen. Das Kapital selbst
tendierte dazu, sich gegen die verhee-
renden Folgen der industriellen Fluk-
tuation durch Monopolisierung zu
schiitzen und den Staat um Risikoab-
sicherung anzugehen. ,,Der Todesstof3
wurde dem Vertrauen in die ,konven-
tionelle Weisheit’ (der Gleichgewichts-
theorie; d. V.) durch die grof3e Depres-
sion versetzt und durch das folgende
Jahrzehnt der Stagnation, die gerade
das einzige grofe Industrieland befiel,
welches von den physischen und poli-
tischen Verheerungen des Krieges
verschont geblieben war.*”

Die Prosperitit nach dem Zweiten
Weltkrieg — so laBt sich heute mit
breiterer Resonanz in der Offentlich-
keit konstatieren — war die Folge des
Weltkrieges: Nachholbedarf und zivile
Nutzung aufgelaufener technologi-
scher Inventionen sowie die fiir die
Industrielinder ertragreiche Wirt-
schaftsexpansion in die dritte Welt.
Als Lowe diese Analyse Mitte der 60er
Jahre vorlegte und in seiner inzwi-
schen klar bestitigten Prognose auf
die absehbare Erschopfung der nach-
kriegsbedingten Wachstumspotentia-
le hinwies®, befanden sich die westli-
chen Volkswirtschaften und ihre hof-
fahigen Main-stream-Interpreten noch
im Wohlstandstaumel und glaubten
an die Machbarkeit unbegrenzten
Wachstums.

Was Lowe 1965 an Hand theoriege-
leiteter Kapitalismusanalyse vorher-
sah, konnte damals als Krisenprophe-
tie abgetan werden. Inzwischen sollte
Lowes Kapitalismusanalyse wegen ih-
rer historischen Bestiatigung mehr
Aufmerksamkeit geschenkt werden;
jedenfalls von jenen, denen das
Schicksal von Arbeitslosen und Ar-
men nicht gleichgiiltig ist. Die Lekti-
re von Lowes politischer Okonomik
widerlegt auch jene, deren Hoffnun-
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gen auf die modische Renaissance der
Theorie der langen Wellen und des
neuen Aufschwungs durch neue Tech-
nologien gegriindet sind. Was Lowe
damals als ,kybernetische Revolu-
tion“ bezeichnet hat und was heute als
dritte oder vierte Industrielle Revolu-
tion gepriesen wird — ihren Verkin-
dern kommt es nicht so genau auf die
Ordinalzahl an - ist, wenn nicht we-
sentliche Ursache, so doch auch gewil3
nicht das Heilmittel der gegenwarti-
gen Probleme. ,,...die eigentliche
Problematik schaffen die arbeitspa-
renden Wirkungen der ,kyberneti-
schen Revolution‘ und die wachsende
Verlagerung der Massennachfrage
von den Waren- zu den Dienstlei-
stungsmaiirkten . ..

Bisher wirkte sich die erstere weni-
ger als Freisetzung denn als mangeln-
de Absorption des Arbeiterzuwachses
aus. Aber wenn erst das Tempo der
Automatisierung steigt, wird auch das
Freisetzungsproblem neue Dimensio-
nen annehmen. Der strukturelle Wan-
del der Nachfrage auf der anderen
Seite kann nicht umhin, da# Expan-
sionstempo der Stapelindustrien zu
bremsen, wenn nicht ihre Beschifti-
gungskapazitat absolut zu vermin-
dern, mit der Folge umfangreicher
sektoraler und regionaler Wanderun-
gen und der Abwertung traditioneller
Formen gelernter Arbeit.*®

Vor dem Hintergrund der realge-
schichtlichen Kapitalismusanalyse ge-
langt Lowe zu der kritischen Einschét-
zung, daB die etablierte(n) Wirtschafts-
theorie(n), namentlich die neoklassi-
sche Gleichgewichtsstatik und Key-
nes’ Interventionismusfundierung we-
gen ihrer Pramisse stabiler mikrodko-
nomischer Verhaltensmotivationen
weder eine verifizierbare Erklarung
der Realitdt noch eine zuverldssige
wirtschaftspolitische Handlungs-
grundlage zu liefern vermdégen. Lowe
setzt als Alternative sein heuristisch
verstandenes Theoriekonzept entge-
gen: ausgehend von fest formulierten
makroékonomischen (erwiinschten)
Zustanden, z. B. einer Vollbeschafti-
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gungslage, geht es ihm darum, Instru-
mente zu finden, die die Realitiat in
Richtung des Ziels verandern kénnen.
Als wesentliche Eigenschaft wirksa-
mer Instrumente, sozusagen als not-
wendige Bedingung ihrer Brauchbar-
keit, ist das Zusammenspiel von wirt-
schaftspolitischem Handeln und ein-
zelwirtschaftlicher Reaktion zu beach-
ten. Verhaltens- und Motivationsmu-
ster — so Lowes Grundthese - sind
eben nicht festgelegt, sondern um-
weltabhdngig, somit unter der Einwir-
kung von Instrumenten variabel. Die-
se historische Plastizitit verlangt eine
(wirtschafts-)theoretische Analyse, die
das Wechselverhéltnis von instrumen-
teller Makropolitik und mikroékono-
mischer Bewegung erfafit. Deshalb
auch Lowes Begriff der ,,Politischen
Okonomik*“."

Im Unterschied zur klassisch-neo-
klassischen Sichtweise, die 6konomi-
sche Systeme quasinaturgesetzlich
versteht und ein ,ingenieurméBiges*
Verstandnis wirtschaftlicher Prozesse
aufweist, das dann scharf zwischen
richtig und falsch sowie méglich und
unmoglich unterscheiden 1af3t, was et-
wa in der doktrindren neoklassischen
Politikkonzeption sichtbar ist, hebt
Lowe die soziale Formbarkeit ékono-
mischer Prozesse hervor. Wirtschafts-
politisches Handeln scheitert nicht et-
wa an unverrickbaren ,6konomi-
schen Gesetzen“, sondern an der man-
gelnden Berticksichtigung des sozia-
len Charakters erfolgreicher Politik,
die Lowe folgendermallen umreif3t:
»Wir haben es jetzt mit einem sozialen
und nicht mehr mit einem ingenieur-
wissenschaftlichen Problem zu tun,
mit einer Herausforderung, die man
annehmen oder zurtickweisen
kann ... Mit anderen Worten ist die
Starke des Zusammenhangs von wirt-
schaftspolitischen Kontrollen und ein-
zelwirtschaftlicher Motivation propor-
tional dem AusmaB, in dem der
Zweck jener Kontrollen von den Be-
troffenen erstens verstanden und
zweitens gebilligt wird.“"

Dieser politische Theorieansatz ver-




weist auf (demokratische) Konsensbil-
dung als Funktionsbedingung sowohl
erfolgreicher Politik als auch realitats-
gerechter  Wirtschaftstheorie. Er-
wiinschte Zustidnde sind machbar -
dies die traditionelle interventionisti-
sche Perspektive —, aber die Machbar-
keit hidngt vom Einverstindnis der
Betroffenen, von der Kompatibilitat
der Instrumente und der Verhaltens-
weise der einzelnen ab; dies ist die
soziale Erweiterung in Lowes Politi-
scher Okonomik. Sie gibt der Argu-
mentation, dem zwischenmenschli-
chen Problemlésungsprozefl und dem
vernunftgeleiteten Dialog zentrale Be-
deutung fir die Wirtschaftspolitik und
holt damit die ,,Moralphilosophie* in
die politische Okonomie zurtick.

Die allein am naturwissenschaftli-
chen Modell orientierten szientifisti-
schen Wirtschaftstheorien lassen — pa-
radox genug fiir das wirtschaftslibera-
le Freiheits-Credo — gar keine Gestal-
tungsspielraume: wo alles quasi-na-
turgesetzlich ablduft, kann der
Mensch politisch nichts dndern. Die
Laissez-faire-Doktrin ist insofern lo-
gisch konsequent — aber falsch. Lowe
fligt mit der Politischen Okonomik
den Menschen als Vernunftwesen —im
Unterschied zur heuristisch gesehen
gewill nicht Gberfliissigen Figur des
homo oeconomicus — in die Wirt-
schaftswissenschaft ein. Als Vernunft-
wesen ist der Mensch in seinem Han-
deln nicht determiniert, sondern offen
fir Argumente — moralische wie un-
moralische.

In seiner Festrede anldfllich der Bre-
mer Ehrenpromotion vermochte Lo-
we denn auch — trotz aller Existenzris-
ken der heutigen Menschheit — eine
verniinftige Zukunftsperspektive zu
weisen, die er am Problem Umwelt
demonstrierte: ,Fir die anonym-un-
personlichen Schranken, welche bis-
her die Umwelt setzte, heif3t die Alter-
native — wir missen die Schranken
selbst errichten. Sicher gibt es weite
Bereiche, in denen unserer Einwir-
kung enge Grenzen gesetzt sind. Den-
noch bleibt es wahr, da mehr und

mehr von dem, was bisher einfach
,geschah’, von nun an bewuf3t geschaf-
fen oder verhindert wird. Die Krite-
rien flr solches Verhalten sind ebenso
leicht zu beschreiben, wie sie schwer
zu verwirklichen sind - eine neue Ra-
tionalitdt, die uns die langfristigen
Folgen wunserer Handlungen er-
schlief3t, und eine neue Moralitdt, die
unsere Verantwortung statuiert fir ei-
nen Umkreis, von dem kein Lebender
ausgeschlossen ist und der das Ge-
schick der noch Ungeborenen mitum-
faBt — unser 6kologisches Anliegen.*

Anmerkungen

1 Lowe, Adolph: On Economic Knowled-
ge. Toward a Science of Political Econo-
mics, New York — Evanston 1965 (2. A.,
White Plains 1977 und Armonk, NY
1983); deutsch: Politische Okonomik,
Frankfurt — Wien 1968; 2. A., Koénigstein
1984); derselbe, The Path of Economic
Growth, Cambridge 1976.

2 Vgl. auch die Bemerkungen Krohns in
der vorliegenden Festschrift, S. 38.

3 ,Der vereinte Druck der Massenarmut,

der gesellschaftlichen Isolierung des

einzelnen in einer wettbewerbsmafig
organisierten Gesellschaftsordnung
und einem kulturellen Klima, in dem
wirtschaftlicher Erfolg zur Hauptquelle
von Macht und Prestige wurde, macht
die Erhebung des Extremalprinzips zur
obersten Maxime des Marktverhaltens
leicht verstandlich.“ Siehe Lowe, Politi-

sche Okonomik, 1968, a. a. O., S. 89.

Ebenda S. 94.

Ebenda S. 96.

Ebenda S. 99.

Ebenda S. 100.

Vgl. ebenda S. 106 ff.

Ebenda S. 109.

»~Aus einem Hilfsmittel passiver Kon-

templation, die sich auf Beobachtung

und Systematisierung autonomer Pro-
zesse beschriankt, wandelt sich die ,rei-
ne' Theorie allmihlich zur Politischen

Okonomik, nimlich zu einem Instru-

ment aktiver Eingriffe in den Lauf die-

ser Prozesse.” Siehe ebenda S. 112.
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11 Ubersetzung v. V. Der Originalpassus
lautet: “We deal now with a social and
no longer with an engineering problem,
with a challenge that can be accepted or
rejected, even in the extreme case of
coercion. In other words, the strength of
the linkage between public controls and
micro-motivations is proportionate
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with the degree to which the purpose of
such controls is, first, understood and,
second approved by those who are to be
controlled.” Siehe Lowe, On Economic
Knowledge, 2. A., a. a. 0., S. 335.

Lowe, Zur Ortsbestimmung der Gegen-
wart, in: Hagemann/Kurz, a. a. O., S. 30.




BUCHER

OSTERREICHS INDUSTRIE
IMINTERNATIONALEN
WETTBEWERB

Rezension von Helmut Kramer,
Institut fiir Angewandte Sozial- und
Wirtschaftsforschung, Signum-
Verlag, Wien 1985, 123 Seiten.

Mitte der siebziger Jahre erfuhr das
jahrzehntelange sehr starke Wachs-
tum der Industrieproduktion in den
OECD-Staaten eine empfindliche Ver-
langsamung. So verzeichneten die
Vereinigten Staaten zwischen 1955
und 1974 ein durchschnittliches
Wachstum der Industrieproduktion
von 4,2 Prozent, von 1974 bis 1984 nur
noch 2,4 Prozent. Die Vergleichszah-
len fir Japan sind 13 bzw. 3,6 Prozent
und fiur Westeuropa 5,3 und 0,9 Pro-
zent. Die westeuropdische Industrie
war somit von den internationalen
Problemen der Industrieproduktion
am hartesten betroffen. Dies schlug
sich auch stark in der Beschiftigten-
zahl der westeuropiischen Industrie
nieder. Diese sank zwischen 1974 und
1984 von 33,9 Millionen auf 27,1 Millio-
nen, also um fast 7 Millionen oder
rund ein Funftel. Vor diesem Hinter-
grund versucht der Autor in der vor-
liegenden sehr informativen Untersu-
chung die internationale Wettbe-
werbsfahigkeit der osterreichischen
Industrie zu beleuchten.

Wagt man den Inhalt dieser Studie
in zwei Satzen zusammenzufassen, so
konnten diese in etwa lauten: Die Ent-
wicklung der dOsterreichischen Indu-
strie — speziell was ihre internationale

Wettbewerbsfihigkeit betrifft —ist viel
besser als manche Horrormeldungen
erwarten lieflen. Es besteht allerdings
trotz der erreichten Verbesserungen
keinerlei Veranlassung beruhigt die
Hinde in den Schof zu legen.

Was sind nun die positiven Verdnde-
rungen der oOsterreichischen Indu-
strie? Ohne Zweifel ist ein Aufholpro-
zef3 gegenuber der westeuropiischen
Industrie gelungen. So konnte die
osterreichische Industrie ihre Produk-
tion um rund ein Funftel rascher aus-
weiten als die westeuropdische. Die
Investitionen je Beschiftigten erreich-
ten Anfang der siebziger Jahre den
européaischen Durchschnitt und tber-
trafen ihn im Durchschnitt der Jahre
1978 bis 1982 um rund 20 Prozent. In
der jlingsten Zeit war der Investitions-
aufwand der osterreichischen Indu-
strie allerdings nicht nennenswert ho-
her als in den meisten westeuropai-
schen Industrielandern.

Der o6sterreichischen Industrie ge-
lang es auch, den Riickgang der Be-
schiftigten geringer zu halten als den
anderen Lindern. So stieg der Anteil
der Beschiftigten in der Oosterrei-
chischen Industrie an der Gesamtzahl
der Beschiftigten in der westeuropéi-
schen  Sachgiiterproduktion von
1,8 Prozent zu Beginn der siebziger
Jahre auf 2 Prozent im Jahre 1984.
Abgesehen von der besseren Beschaf-
tigungsentwicklung zeigt der Autor
noch eine interessante Tatsache in die-
sem Zusammenhang auf. Die 6sterrei-
chische Industrie — mit Ausnahme der
Eisen- und Metallindustrie — reagiert
sensibler auf konjunkturelle Schwan-
kungen als jene Westeuropas im
Durchschnitt. Sowohl in der Rezes-
sion 1974/75 als auch 1981/83 sank der
Anteil der Beschiftigten in der 6ster-
reichischen Industrie stirker als im
Durchschnitt Westeuropas. Dies rela-
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tiviert die immer wieder vorgetragene
Behauptung, die ésterreichische Indu-
strie wiére bereit, Beschiftigung zu
halten, auch wenn dies erheblich zu
Lasten der Ertragslage ging.

Ein Aufholprozell gelang auch bei
den Forschungs- und Entwicklungs-
aufwendungen. Allerdings war hier
die Differenz derartig grof3, dafl nach
wie vor ein eklatanter Riickstand be-
steht. So wenden die fiihrenden Indu-
strienationen je Beschiftigten in der
Industrie im Vergleich zu Osterreich
ca. das Vierfache an Forschungs- und
Entwicklungsaufwand auf.

Interessant erscheint in diesem Zu-
sammenhang die Tatsache, dal3 staat-
liche Forschungseinrichtungen in
Osterreich kaum auf die wirtschaftli-
che und technische Umsetzung ihrer
Arbeiten Wert legen dirften. ,In kei-
nem anderen der 23 OECD-Lénder ist
der Anteil des reinen Lehrbetriebes so
gro3 und jener fir die Zielsetzung
,wirtschaftliche Entwicklung‘ dhnlich
gering.”“ Schliellich wire bei dem er-
folgten Aufholprozefl der &sterrei-
chischen Industrie auch auf die inter-
national gewonnenen Marktanteile zu
verweisen. War die Exportquote 1973
noch 35 Prozent, so stieg sie bis 1985
auf 50 Prozent. Es kam nicht nur zu
einer Ausweitung des Exportes, son-
dern die Warenstruktur der dsterrei-
chischen Exportgiter anderte sich
rasch: ,,Zwischen 1970 und 1984 ist der
Anteil der Halbfertigwaren (SITC 6),
bei denen Osterreich immer Netto-
Exporteur war (Stahl, Metalle, Papier)
am Gesamtexport von 39 Prozent auf
34 Prozent gesunken, jener von ferti-
gen Investitionsgitern (SITC 7) ist
hingegen von 24 auf 30 Prozent ge-
stiegen.”

Im Zusammenhang mit der ver-
starkten Exporttatigkeit der dsterrei-
chischen Industrie wird immer wieder
der hohe Anteil Osteuropas daran be-
tont. Des 6fteren wird dies als Beweis
fiir die Schwache der 6sterreichischen
Industrie herangezogen. Nach dem
Motto: was auf den anspruchsvollen
Westmirkten nicht verkauft werden
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kann, findet allemal noch Kaufer in
Osteuropa.

Der Autor widerlegt diese Meinung
durch die Untersuchung der Mengen-
einheitswerte im Osterreichischen Ex-
port. So ist der durchschnittliche
Wertschopfungsgrad oder der Grad
der Finalisierung der Produkte im
Ostexport keinesfalls niedriger als der
im Export in den Westen. Eher lassen
die Mengeneinheitswerte — nach An-
sicht des Autors — darauf schlief3en,
daBl osterreichische Exporte insge-
samt auf geringe Anspriiche in Ost
und West abzielen.

Womit wir bei den Problemen der
osterreichischen Industrie wéaren: die
osterreichischen Marktanteilsgewinne
sind ndmlich in erster Linie auf die
starkere Steigerung der mengenmaBi-
gen Ausfuhr zuriickzufiihren, wéh-
rend die durchschnittlichen Export-
preise oft hinter jenen der Konkurren-
ten zuriickblieben. Dieses Zurtickblei-
ben ist durch eine im internationalen
Vergleich ungiinstigere Produktzu-
sammensetzung innerhalb der Grup-
pen Rohstoffe, Halbfertigwaren und
Fertigwaren zu erkliaren. Der dsterrei-
chischen Industrie ist in der Vergan-
genheit ein rascher Strukturwandel
auf Ebene der Branchenstruktur ge-
lungen. Somit ist heute das Problem
der osterreichischen Industriestruk-
tur nicht die Branchenzusammenset-
zung, sondern der zu geringe Anteil
von Produkten mit hoher Wertschop-
fung innerhalb des Sortiments der ein-
zelnen Branchen. Beweis dafir ist
auch der hohe Frauenanteil unter den
Arbeitern in der dsterreichischen In-
dustrie. Rund ein Drittel der Indu-
striearbeiter in Osterreich sind Frau-
en, wahrend in Westeuropa die 30-
Prozent-Marke nicht tberschritten
wird. So werden beispielsweise bei
der Erzeugung feinmechanischer und
optischer Gerdate und Instrumente in
den EG-Liandern im Durchschnitt
38 Prozent Frauen, in Osterreich
52 Prozent eingesetzt. Diese Ergebnis-
se lassen nach Ansicht des Autors den
Schluf zu, daB ,,der Anteil der Flief3-




bandfertigung mit dem Qualifika-
tionsstandpunkt einfachen Manipula-
tionen im Vergleich zu Westeuropa
deutlich hoher liegt®.

Ein weiteres Problem der dsterrei-
chischen Industrie ist der immer noch
vorhandene Produktivitatsriickstand.
Es gelang zwar auch in diesem Be-
reich ein erheblicher Aufholproze8,
trotzdem lag beispielsweise die Wert-
schopfung je Beschiftigten in der
osterreichischen Industrie 1984 noch
um rund 13 Prozent unter jener der
deutschen. ,,Unterschiedliche Erfah-
rungen und Qualifikation der Arbeits-
krifte und des Managements, geringe
Menge und Qualitat des eingesetzten
Kapitals, unzuldngliche industrielle
Infrastruktur, eine ungiinstige Zusam-
mensetzung der Branchen-, Unterneh-
mens- oder Produktstruktur, ungin-
stigere Standorte fiir die Rohstoff-
und Energieversorgung ebenso wie
flir den Absatz der Produkte, die
Kleinheit des Heimatmarktes, unge-
nigende Anstrengungen zur Weiter-
entwicklung der Produkte oder auch
eine zu schmale Basis im Bereich der
(naturwissenschaftlichen) Grundla-
genforschung kommen prinzipiell als
Ursache in Frage.“

Abschlielend sei noch auf zwei in-
teressante Merkmale der Unterneh-
men der oOsterreichischen Industrie
hingewiesen, denen der Autor zum
Unterschied zu den Autoren ver-
gleichbarer Studien entsprechende
Aufmerksamkeit schenkt: dem ver-
gleichsweise geringen Anteil von Un-

ternehmungen in inldndischem Pri-
vatbesitz und der geringen direkten
Prasenz der osterreichischen Indu-
strie auf ausléandischen Markten. Nur
rund die Hilfte der Industriebeschéf-
tigten sind in Unternehmen, die dem
inldndischen Privatbesitz zuzurech-
nen sind, titig. Hingegen ist der aus-
lindische EinfluB in der o&sterrei-
chischen Industrie vergleichsweise
grof3. Mit rund einem Funftel der In-
dustriebeschiéftigten in auslandisch
beherrschten Betrieben ist das Aus-
landskapital in Osterreich wesentlich
stirker vertreten als beispielsweise in
der BRD oder in Frankreich, wo diese
nur rund 15 Prozent betragen. Rund
30 Prozent der Industriebeschéftigten
arbeiten in verstaatlichten oder unter
EinfluB von GroBlbanken stehenden
Unternehmen. Das zweite angefiihrte
Merkmal ist das Fehlen multinationa-
ler osterreichischer Konzerne. Ein
Vergleich ausldndischer Direktinve-
stitionen zeigt, daf3 die deutsche Indu-
strie im Vergleich zu Osterreich rund
das Zehnfache und die schweizerische
rund das Sechzigfache im Ausland
investiert. Dieses Fehlen von eigenen
osterreichischen Tochtergesellschaf-
ten im Ausland einerseits und der
Mangel an Kooperation zum Zwecke
der Bearbeitung von Auslandsmaérk-
ten andererseits ist nach Ansicht des
Autors der Hauptgrund fir die insge-
samt geringe Priasenz der o&sterrei-
chischen Industrie im Ausland.

Brigitte Ederer

115




BAUSTEINE FUR ALTERNATIVEN

René Holtschi, Christian Rockstroh:
Ota Siks Dritter Weg in ein
Wirtschaftssystem der Nachmoderne,
Grusch 1985, Verlag Ruegger,
222 Seiten, sfr/DM 38,

»Wir brauchen die Diskussion end-
lich!“ Unter diesem Leitmotiv steht
das Buch zweier junger St. Galler
Okonomen: René Holtschi und Chri-
stian Rockstroh. Ausgebreitet wird
nicht etwa die schon oft gefiihrte Kla-
ge tuber gesellschaftliche und wirt-
schaftliche ,,Un-Ordnung®, vielmehr
versuchen die Autoren in allgemein
verstindlicher Sprache und leser-
freundlicher Form die vielschichtige
Diskussion um die Gestaltung unseres
Wirtschaftssystems einem breiten Pu-
blikum zuginglich zu machen.

Grundlage des Buches bilden die
Reformvorstellungen des tschechi-
schen Okonomen Ota Sik, der als
Wirtschaftsminister des Prager Frih-
lings seine theoretischen Vorarbeiten
fiir einen ,,.Dritten Weg"“ nur ansatz-
weise in die Praxis umsetzen konnte.
Heute lehrt Ota Sik als Professor fir
Wirtschaftssysteme an der Hochschu-
le St. Gallen. Sein ,,Dritter Weg“, jen-
seits von Kapitalismus und Kommu-
nismus, beruht auf einer Symbiose
zwischen einer neuen Unternehmens-
form und gesamtwirtschaftlichen Re-
formen. Die Autoren fithren die Dis-
kussion tber ein Wirtschaftssystem
der Nachmoderne bewuBlt als Kon-
frontation mit der Realitdt und alter-
nativen Reformideen.

Im 1. Teil werden, ausgehend von
den Defiziten der kapitalistischen
Marktwirtschaft, bestehende Reform-
versuche und -ideen analysiert und ge-
wertet. Der historisch weitgespannte
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Bogen fiihrt den Leser von Weimar
tiber die Investitionslenkungsdebatte
der 70er Jahre bis zu den schwedi-
schen Arbeitnehmerfonds und der
Okonomie-/Okologie-Debatte der
neuesten Zeit. Dabei untersuchen die
beiden Okonomen besonders scharf-
sichtig die grin-alternativen Wirt-
schaftskonzeptionen. Ideen wie ,,Zu-
rick zur Natur®, ,,Starker Zuteilungs-
staat“ oder dualwirtschaftliche Syste-
me werden klar erldutert und auf die
MiBachtung zentraler ékonomischer
GesetzmaBigkeiten und Realitidten hin
kritisiert. So sind die Autoren der
Uberzeugung, daB sich Arbeitszeitver-
kiirzung und -flexibilisierung ldnger-
fristig durchsetzen werden und da-
durch ein wohl bescheidener autono-
mer Sektor mit kreativer Eigenarbeit
entsteht. Dieser allerdings wird aber
eher gesellschaftliche und menschli-
che Probleme losen helfen als konkret
okonomische und 6kologische.

Die immer wieder genannte Tren-
nung von Lohn und Leistung stellt fiir
Holtschi und Rockstroh eine weitere
okonomische Blindheit dar: Da von
vielen Menschen Ausbildung und Ar-
beit als anstrengend und unangenehm
empfunden wird, braucht es Lei-
stungsanreize, die eben auch materiell
sein miussen. Einkommens- und Ge-
winninteressen miissen aber in die
Richtung einer umweltvertraglichen
und demokratischen Wirtschaft gelei-
tet werden. Der ,,Dritte Weg* erscheint
unter diesem Blickwinkel als eine,
von den Autoren geforderte ,,Utopie
mittlerer Reichweite*.

Das Unternehmen steht im Mittel-
punkt des 2. Teils. Die Grundanforde-
rung an jedes Wirtschaftssystem, wel-
ches die von den Autoren analysierten
Mingel beheben soll, sei die ,Humane
Effizienz“. Damit gemeint ist Mitver-
antwortung durch Mitbeteiligung und
Mitbestimmung tiber die wirtschaftli-
che Effizienz auf allen 6konomischen
und gesellschaftlichen Ebenen und
Bereichen. Bevor die Idee der Mitar-
beitergesellschaft ausgebreitet wird,
bieten die Verfasser einen Abrif3 tiber




die Praxis von Mitverantwortung und
Mitbeteiligung. So orten sie bei der
gesetzlichen Mitbestimmung in der
BRD einen grundsitzlichen Defekt:
Zwar gewéhrt diese in einem gewissen
Rahmen Mitbestimmungsrechte fir
die Mitarbeiter, es gelinge aber nicht,
eine Mitverantwortung des Arbeitneh-
mers und seines Kollektivs zu
schaffen.

An Beispielen der direkten und in-
direkten Kapital- und/oder Erfolgsbe-
teiligung werden Erfahrungen aus be-
reits laufenden Experimenten aufge-
zeigt.

Nach Hoéltschi und Rockstroh ist die
Mitarbeitergesellschaft eine Unter-
nehmensform, welche professionelles
Managemenent und ,Humane Effi-
zienz“ miteinander verbindet. Diese
Vorstellungen, basierend auf den Ar-
beiten von Ota Sik, bestehen aus den
folgenden Elementen: Die Neutralisie-
rung des Kapitals soll der Entideologi-
sierung dienen; Kapital soll wieder
vornehmlich Produktionsfaktor sein
und nicht Manévriermasse der Mana-
ger und Unternehmer. Die erwirt-
schafteten Gewinne werden einem in-
stitutionalisierten Kapitalfonds zuge-
ftihrt, welcher von einer ,,Vermogens-
verwaltungsgesellschaft” (VVG) treu-
handerisch verwaltet wird. Diese VVG
selbst hat jedoch kein Zugriffsrecht
auf das Kapital; sie stellt es der ,,Be-
triebsfiihrungsgesellschaft” (BFG) zur
Verfligung, welche dann damit die
Produktion organisiert. Die Mitarbei-
ter sind sowohl Mitglied in der VVG
wie in der BFG. Sie wiahlen einen
Aufsichtsrat, der seinerseits das Mana-
gement einsetzt. Der Mitarbeiter er-
hilt eine Gewinnbeteiligung, die vom
Aussichtsrat und den Gewerkschaften
festgelegt wird.

Teil 3 befafit sich mit den Reformen
auf gesamtwirtschaftlicher Ebene. Die
Verteilungsplanung (Makroplanung)
soll einige grundlegende, bereits heu-
te nicht mehr tber den Markt be-
stimmte gesamtwirtschaftliche Ver-
héltnisgréBen (gesamtwirtschaftliche
Lohn- und Gewinnsumme, Staatsaus-

gaben) im voraus festlegen. Die Aufga-
be des ,,Regulierten Marktes* (Makro-
planung) ist es, unter Aufrechterhal-
tung der Vorteile des Marktes, die
Dynamik zweier Bereiche zu damp-
fen, in denen der Marktmechanismus
nicht gesellschaftlich nutzbringend
wirkt: Die nattrliche Umwelt und die
fortschreitende Monopolisierung der
Wirtschaft. Letzteres soll v. a. mittels
einer steuerlichen Diskriminierung
ungerechtfertigter Monopole erfolgen.

Die Makroplanung selbst wird in
einer technisch-planerischen Seite
(Daten des Ausgangszeitraums und
Prognosen) und einer gesellschaftli-
chen Seite (demokratische und nor-
mative Festlegung der kiinftigen Ent-
wicklungsrichtung der Wirtschaft) an-
gegangen und durch iterative Abstim-
mungsprozesse beider Seiten zu ei-
nem konsistenten Makroplan synthe-
tisiert. Dies ist im Rahmen einer mog-
lichst offenen Rahmenplanung nicht
mit Planwirtschaft zu verwechseln,
denn die unternehmerische Investi-
tionsentscheidung wird davon nicht
beriihrt und zudem sollen die indikati-
ven GroBen durch die Kopplung an
politische Wahlen eine demokratische
Legitimation und eine Reversibilitit
der volkswirtschaftlichen Entwick-
lung garantieren.

Probleme und Gegenargumente zu
Sik’s ,,Drittem Weg“ bilden den letz-
ten Teil des duBerst anregenden Bu-
ches: Lafit sich das Prognoseproblem
befriedigend 16sen? Wie vertragen
sich Burokratie und Demokratie? Hat
sich das Modell dem Wachstum ver-
schrieben? Verlieren die Gewerk-
schaften ginzlich ihren Einflu3? Den
Autoren gelingt es, viele der Einwéan-
de tiberzeugend zu entkréften. So be-
gegnen sie dem Vorwurf, dal} die Ge-
werkschaften ja im vorliegenden Mo-
dell ihres schwer erstrittenen Rechtes
der autonomen Tarifverhandlungen
beraubt wiirden, mit dem Argument,
daf} die Tarifautonomie, zu verstehen
als Machtkartell mit der Kapitalseite,
zusammengebrochen sei. Eine voraus-
schauende Krisenvermeidungspolitik
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verlange bestimmte Lohn-/Gewinn-
proportionen, die fir Lohnkampfe
zwischen organisierter Arbeitnehmer-
und Arbeitgeberschaft keinen Platz
mehr 1468t und daher andere Vertei-
lungsprozesse erfordere.

Zudem bleibe aber die Rolle der
Gewerkschaften auf Betriebsebene
stark, kénnen sie doch die Verteilung
der innerbetrieblichen Gewinnbeteili-
gung mit dem Aufsichtsrat zusammen
bestimmen, und so neue ganz konkre-
te, fiir die Mitarbeiter einkommens-
wirksame Interessen vertreten.

Selbstredend bleiben dennoch theo-
retische und praktische Fragen offen.
Holtschi und Rockstroh betonen denn
auch die relative Offenheit des Mo-
dells. Der Ordnungsrahmen muB letzt-
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lich von den Menschen selbst, durch
politische Mechanismen gemafl der
normativen Vorstellungen dieser
Menschen gefiillt werden.

Dem Leser bleiben nach der Lekti-
re sicher weitere Detail- und Ideolo-
giefragen zuriick. Dies ist beabsich-
tigt, ist doch das Buch als Dialogbuch
konzipiert. Autoren und Verleger ha-
ben eine neue Idee realisiert: Der Le-
ser wird aufgefordert auf den beige-
fligten Antwortkarten seine Eindrik-
ke, Fragen und Anregungen zu notie-
ren und einzusenden. Die Reaktionen
sollen in einer zweiten Auflage be-
riicksichtigt werden, denn dem Leser
soll klarwerden: Alternativen werden
aus vielen Bausteinen geformt.

Alain Thierstein




SOZIALPARTNERSCHAFTS-
LITERATUR IN DER KRISE

Peter Gerlich — Edgar Grande —
Wolfgang C. Miiller (Hsg.):
Sozialpartnerschaft in der Krise —
Leistungen und Grenzen des
Neokorporatismus in Osterreich,
Wien, Kéln, Graz, Bohlau-Verlag 1985,
408 S., Preis S 386,

Zum Thema Sozialpartnerschaft
sind in den letzten Jahren bereits eini-
ge groflere Werke erschienen. Das
Buch ,,Sozialpartnerschaft in der Kri-
se* rundet mit seiner Betonung des
politischen und sozialen Umfeldes der
osterreichischen  Verbdndekoopera-
tion in wertvoller Weise ein Thema ab,
das auch von den Herausgebern als
bereits ,overwritten® einbekannt
wird.

Nach einer Einleitung, die der Lite-
raturiibersicht zum Thema ,Neokor-
poratismus® gewidmet ist und mit der
Zwischeniiberschrift ,,die schénen Ta-
ge sind vorbei“ den schelmisch-dop-
pelsinnigen Buchtitel paraphrasiert,
bietet das Werk vier Hauptabschnitte
und eine Schlufibetrachtung.

Im Hauptabschnitt ,,Voraussetzun-
gen und Entwicklung”“ schreiben
Friedrich Flrstenberg tiber die sozio-
kulturellen Aspekte der Sozialpartner-
schaft und Emmerich Télos Gber ihre
historische Entwicklung. Flrsten-
bergs Artikel mutet etwas klischee-
haft an, manche AuBerungen scheinen
auch empirisch nur schwach fundiert
(z. B. ,je élter ein Spitzenpolitiker
wird, desto fester schart sich seine
Wahlgemeinde um ihn“, S.33). We-
sentlich tiberzeugender ist der sorgfil-
tig gearbeitete Beitrag von Talos. Er
verfolgt die historischen Ansétze zur
Sozialpartnerschaft vom paritiatischen

Industriekomitee zu Ende des Ersten
Weltkrieges und der Wirtschaftskonfe-
renz von 1930 iiber die Einfllisse des
autoritiren Korporatismus (Ableh-
nung des Klassenkampfes, Konzentra-
tionstendenzen auf Einheitsdachver-
binde) zu den Lohn- und Preisabkom-
men nach 1945, dem ,,Wirtschaftsdi-
rektorium® und schlieBlich zur Griin-
dung der paritiatischen Kommission
und zum Raab-Olah-Abkommen.

Der Hauptabschnitt ,,Sozialpartner-
schaft und Politik“ wird von einem
interessanten internationalen Uber-
blicksartikel Gerhard Lehmbruchs
eingeleitet, der vor allem auf Paralle-
len und Divergenzen zu anderen ,kor-
poratismusverdichtigen* Landern
wie Schweden, die BRD und (zeitwei-
lig) die Niederlande eingeht. In der
Folge erortert Peter Gerlich die Bezie-
hungen von Sozialpartnerschaft und
Regierungssystem, im wesentlichen
in der Art einer vertieften Literatur-
tibersicht. Den stetigen Riickgang der
Verbandsfunktionire in der Regie-
rung (von 1956 33 Prozent auf 1983
19 Prozent, S.118) kénne man laut
Gerlich ,,wenn man will, als Indikator
einer Tendenz der Abkoppelung inter-
pretieren®. Die Frage ist: soll man wol-
len? Immerhin ist der Anteil der Ver-
bandsfunktionidre im Parlament im
Gegensatz zu jenen in der Regierung
sdkulér steigend (S. 121). ,,Fast konnte
man meinen, daB der Nationalrat
schon auf evolutioniarem Wege zu je-
nem Stidnderat geworden ist, den die
Verfassungsnovelle 1929 als spéter
nicht realisiertes Programm vorsah*
(S. 122). Aber eben nur fast. Nebst der
in der letzten Zeit schon sprichwortli-
chen Einsicht, daB3 die Dinge kompli-
ziert sind, vermittelt Gerlichs Artikel
interessante empirische Details. Als
Kernstliick des Buches — auch vom
Volumen her — ist Wolfgang Miillers
umfangreiche Studie tber die Rolle
der Parteien in der Sozialpartner-
schaft anzusehen. In origineller und
undoktrinidrer Weise vermittelt diese
ideenreiche Arbeit eine Fiille von An-
regungen. Miuller geht davon aus, dai
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handelnde Individuen und Eliten (Ak-
toren) in verschiedenen Arenen titig
werden (innerverbandliche, innerpar-
teiliche Arenen, Arenen des Parteien-
systems und des Verbandesystems).
Innerhalb der Arenen unterscheidet
Miiller noch drei Typen von Schau-
platzen (,,Szenen* — ein im Deutschen
etwas unglicklicher Begriff): die Sze-
ne der Geheimverhandlungen, die
Szene der Offentlichkeit und jene des
Wahlkampfes. Die Art, wie Miiller ver-
schiedene Diskussionsthemen (Is-
sues) auf ihrem Weg durch verschiede-
ne ,,Arenen” und ,,Szenen“ verfolgt, ist
das eigentlich Interessante an seiner
Arbeit. Die konkrete, empirisch re-
cherchierte Analyse von Entschei-
dungsablidufen, wie er sie an Beispie-
len aus dem Sozialrecht, aber etwa
auch der Energiepolitik vornimmt, er-
scheint dem Rezensenten jedenfalls
als weit interessanteres Thema als alle
abstrakten Diskussionen iiber den
Korporatismusbegriff. Miiller hat
auch Herzhaftes zur Verbidnde- und
Parteiengeschichte der Zweiten Repu-
blik beizutragen. Storend ist nur seine
zuweilen etwas angestrengte ,,Wissen-
schaftlichkeit” der Diktion. Sitze wie:
,» s ist zu erwarten, dafl Aktoren ,stan-
dard operating procedures’ fiir Issues
gleichen Typs entwickeln* (S. 151) hat
er eigentlich nicht notwendig.

Edgar Grandes Beitrag nimmt sich
der Sanktionsméglichkeiten inner-
halb der osterreichischen Sozialpart-
nerschaft an. Seine Terminologie
mHerrschaftsstrukturen freizulegen*
und ,,Gewaltformen entsprechend ih-
rem Gewaltcharakter hierarchisch zu
ordnen” mutet ein wenig zu brachial
an, vor allem wenn es danach um so
selten angewandte ,Ruten im Fen-
ster wie um die Sanktionsméglich-
keiten nach dem Preisgesetz geht.
Grande gibt aber einen brauchbaren
Uberblick tber das ésterreichische
Arbeitsrecht.

Der Hauptabschnitt ,,Sozialpartner-
schaft und Wirtschaft” wird von einem
dkonometrisch fundierten makrodko-
nomischen Systemvergleich von Wolf-
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gang Blaas und Alois Guger eréffnet,
der die Bedeutung der Sozialpartner-
schaft fiir die Einkommenspolitik her-
vorhebt. ,Wihrend die Monetaristen
und orthodoxen Keynesianer im Infla-
tionsprozef3 ein technisches Problem
der Geldmengensteuerung sehen*, se-
hen Blaas und Guger unter Berufung
auf Joan Robinson die Preisentwick-
lung von den ,,industrial relations* do-
miniert. Und hier zeigt sich die hoch-
zentralisierte, gesamtwirtschaftlich
orientierte 6sterreichische Gewerk-
schaftsbewegung von ihrer besten
Seite.

Wolfgang Fach und Gerd Giers-
zewskis Artikel: ,,Vom sanften zum
strengen Korporatismus* ist wesent-
lich lockerer und journalistischer ge-
halten als der zuvor erwihnte. Aller-
dings auch oberflachlicher. Es ist z. B.
kein Zufall, daf3 sie zum Thema Au-
strokeynesianismus gerade Herbert
Ostleitners in der Literatur eher iso-
lierte, normativ-programmatische
Fassung des Begriffes herausgreifen
(ein  mainstream-Austrokeynesianer
meinte einmal dazu, Ostleiter komme
ihm vor wie einer, der ein Schnitzel
unbedingt als Gulasch bezeichnen
wolle). Fach und Gierszewski konsta-
tieren Ubrigens einen Weg von Austro-
keynesianismus in die ,,Austro-Auste-
ritit” in der ,,selbst unsinkbare Schif-
fe* aus dem verstaatlichten Bereich
von ihrem Eigner aufgegeben worden
seien (S. 288 — die Frage ware aller-
dings welche). Auch daf ,nach einer
oOsterreichischen Wende* ein rigoroser
Korporatismus den Lohnabhéngigen
die Generalforderung ,Flexibilitat"
stellen wird (,,Job sharing, Teilzeitbe-
schéftigung, Heimarbeit®, S.291) ist
bislang nicht mehr als ein Wunsch-
traum mancher Unternehmervertre-
ter. Aber Fach und Gierszewski heben
dafir den Schleier: ,,die korporatisti-
sche Tiefenstruktur kennt ein konti-
nuierlich geltendes Prinzip: Das Pri-
mat des kapitalistischen Profits“. Dem
lockeren Entlarvungsgestus folgt wie-
der ein fachékonomischer Artikel von
Georg Winckler, der sich wundert, daBB




alle Sozialpartner ganz unkeynesia-
nisch die Stabilisierungskrise wvon
1952 bejahten. Winckler erértert dane-
ben die 6konomische Effizienz der so-
zialpartnerschaftlichen Preis- und
Lohnkontrollen und stellt fest, daf3
beim Konjunktureinbruch 1975 vor al-
lem die automatischen Stabilisatoren
antizyklisch bedeutsam wurden. Ab-
schlieend nimmt Winckler zum Pro-
blem sozialpartnerschaftlicher bzw.
lokalpolitischer Interventionen fir ge-
fahrdete Betriebe und deren potentiell
strukturkonservierende Wirkung Stel-
lung.

Ewald Nowotny schlief3t den 6kono-
mischen Hauptteil mit Betrachtungen
zur Finanzpolitik ab. Er verbindet in
erfrischender Weise seine fundierte
Kenntnis der politischen Institutionen
Osterreichs mit theoretischen Uberle-
gungen. So verweist er auf die techni-
sche Angewiesenheit der Parlamenta-
rier auf die Budgetexperten ,,befreun-
deter” Verbande, auf die Sonderrolle
der finanzministeriellen Burokratie
und auf die Arbeitsunfihigkeit der
174ko6pfigen Steuerreformkommis-
sion (S. 325). Nowotny kommt, wie
ubrigens auch Miiller zum Schlufl,
daBl eine ,tendenzielle Verlagerung
vom machtstabilen, geschlossenen
Bereich der Wirtschafts- und Sozial-
partnerschaft zum labileren, exponier-
ten Bereich der Parteipolitik“ stattfin-
det (S. 328).

Der abschliefende Hauptabschnitt
ist den Darstellungen der Sozialpart-

nerschaftspraktiker Chaloupek und
Farnleitner gewidmet. Chaloupek ver-
tritt die mainstream-Variante des Au-
strokeynesianismus mit besonderer
Betonung seiner beschiftigungssi-
chernden Wirkung, hebt — wie Winck-
ler — die Gefahren einer tiberzogenen
Strukturerhaltungspolitik hervor und
pladiert fiir einen verstarkten indu-
striellen Strukturwandel und den pra-
ventiven Einsatz der Arbeitszeitver-
kiirzung zur Stabilisierung des Ar-
beitsmarktes. Ahnlich Muller legt er
Wert auf die Rolle des Entkoppelungs-
prozesses auf der burgerlichen Seite
durch die Reduzierung der Zahl der
Selbstidndigen und Bauern. Farnleit-
ners kurzer Beitrag postuliert, dafl die
Sozialpartnerschaft , keine Schénwet-
tereinrichtung* sei und diese — ,jin
einer Art Abwehrreaktion gegen neue
,grine‘ Gruppierungen innerhalb und
auflerhalb der Parteienlandschaft* so-
gar enger zusammengeriickt sei
(S. 350).

Peter Gerlichs Schlufibetrachtung
betont ebenfalls die ,,enorme Stabili-
tat der sozialpartnerschaftlichen
Strukturen” (S. 365), schlief3t aber ei-
nen ,,entscheidenden Bruch der Ent-
wicklung“ unter einem dramatisch
verstarkten Druck der ,,Wirtschafts-
krise, der Herausforderung durch al-
ternative Bewegungen, von internatio-
nalen Verdnderungen oder von der
zunehmenden Uberlastung des
Staatshaushaltes* nicht aus.

Robert Schediwy
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INFORMATIV, INTELLIGENT UND
LESBAR - DIE NEOKLASSIK
AUFS FLORETT GESPIESST

Besprechung von Wilfried Holleis,
Das Ungleichgewicht der
Gleichgewichtstheorie. Zur
Diskussion um die neoklassische
Wirtschaftstheorie, in der Reihe:
Campus Forschung Bd. 469, Campus-
Verlag, Frankfurt — New York 1985,
S. 110

Dieses Bandchen referiert an Hand
zahlreicher Zitate aus Originalquellen
die Entwicklung der neoklassischen
Theorie bis in ihre jlingsten Appendi-
ces. Dem Verfasser ist es gelungen, die
okonomisch relevanten Aussagen der
Neoklassik rein verbal darzustellen
und mit geschickt ausgewihlten, hau-
fig wortlich wiedergegebenen Aussa-
gen aus der Sekundairliteratur, die die
Sache jeweils auf den Punkt bringen,
einen Uberblick zu den Pro- und Kon-
traperspektiven der Neoklassik zu
vermitteln.

Die formale Seite der neoklassi-
schen Theorie gilt fir Nichtmathema-
tiker als schwierige Materie. Deshalb
ja auch die nicht ganz unernst gemein-
te Empfehlung, erst Mathematik zu
studieren und dann in drei bis vier
Wochen noch das neoklassische
Gleichgewichtsmodell zur Kenntnis
zu nehmen, um sich anschlie3end als
versierter Okonom prisentieren zu
koénnen. In diesem Sinn zeigt Holleis —
ganz ohne Absicht — den duflerst ma-
geren 6konomischen Gehalt der Allge-
meinen Gleichgewichtstheorie ein-
schlieBlich ihrer modischen Ausbuch-
tungen wie Informationsékonomie,
Rationale Erwartungshypothese (,ra-
tex*) und Angebotsékonomie als wirt-
schaftspolitische Abschédlung vom
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Stamm der reinen Theorie. Indem
Holleis die Sache referiert, wird der
Text zu einer brillanten Polemik ge-
gen die Sache.

Auch die gesellschaftstheoretisch
ambitionierten Weiterungen der Neo-
klassik, die sich anschickt, samtliche
Lebensbereiche mit der o6konomi-
schen Elle zu vermessen, werden von
Holleis — unter dem Titel ,,das neoklas-
sische Imperium“ - beleuchtet. Der
Autor widmet sich seinem Thema mit
aller gebotenen wissenschaftlichen
Seriositit, aber er wirzt das Ganze mit
Ironie und Sarkasmus. Das macht das
Béandchen nicht nur zu einer informa-
tiven, sondern auch aduBerst amiisan-
ten Lektiire — auch fiir den in 6kono-
mischer Theorie weniger Versierten,
obgleich der groBere Lesegenull wohl
den Fachleuten der Profession vorbe-
halten ist.

Zitate aus dem berithmten Zusam-
menhang zu reif3en, ist unter bestimm-
ten Umstdnden nicht nur gestattet,
sondern geradezu geboten, um deut-
lich zu machen, was sonst vielleicht
einer zu wohlwollenden oder ver-
schiichterten Rezeption verborgen
bleibt. Holleis bringt in wortlicher Zi-
tation einige Kostproben aus Schrif-
ten bekannter Okonomen, deren Tri-
vialitdten fast an Schwachsinn gren-
zen (so etwa Gary S. Beckers neoklas-
sische Purzelbdaume, S. 60 ff.). Dem
héufig apostrophierten gesunden
Menschenverstand muf3 so manches,
was Holleis an Hand von Zitaten aus
der neoklassischen Theoriekiiche auf-
tischt, als theoretischer Schrott vor-
kommen, fiir den die Realitdt wohl
nur Verwendung hat, weil sie selbst
bald schrottreif sein kénnte. Mit dem
Blick auf Arbeitslosigkeit, Umweltzer-
storung und wachsender sozialer Ar-
mut in etlichen reichen Léndern ist
jene Charakterisierung wohl nur eine
milde Ubertreibung.

Die souverdn, kenntnisreich und
konzentriert geschriebene Kritik an
einer Politischen Okonomie eignet
sich vorziglich als begleitende
Pflichtlektiire zu den biederen Stan-




dardlehrbiichern der Mikro6konomie.
Dies nicht nur, weil der Leser zum
selbstindigen kritischen Denken her-
ausgefordert wird, sondern auch weil
ihm das mérchenhafte Erlebnis zuteil
wird, einen vermeintlichen Kaiser
nackt zu sehen.

Im vierten Hauptkapitel wendet
sich der Verfasser metatheoretischen

. Perspektiven zu. Er strukturiert diese
wissenschaftstheoretische  Betrach-
tung der Neoklassik an Hand der drei
topoi Szientismus als ,,Soziologie der
(neoklassischen) Okonomie*, homo
oeconomicus als psychologisches
Konstrukt der Neoklassik (Rationali-
tit und Egoismus) und transsubjekti-
ve Moral als philosophisches Skelett
der herrschenden Wirtschaftstheorie.
Der Begriff transsubjektive Moral
(von Lorenzen tbernommen) meint
das harmonistische Zusammenwirken
egoistisch orientierten Verhaltens der
Individuen. Das gesellschaftliche Op-
timum erscheint als Amalgam der Ein-
zelegoismen, womit egoistisches Ver-
halten moralisch gerechtfertigt und
als gesellschaftlich wohlstandsnot-
wendig charakterisiert wird.

Auf das Knappheitsproblem und
die korrespondierende These von der
Unbegrenztheit der (Konsum-)Bedirf-
nisse geht Holleis nicht explizit ein.
Der Verfasser hitte gewifl auch eine
interessante = Kommentierung der
Nicht-Sattigungspramisse geboten.

Als Nebenprodukt der Lektire von
Holleis’ Abhandlung fallt die Erkennt-
nis bzw. deren Bestiarkung ab, daf} die
neoklassische Theorie im deutschen
Sprachraum cum grano salis von
nachiffenden Epigonen traktiert wird.
Der Import aus den USA wird in abge-
griffenem Zustand verkauft. Im-
merhin 1aBt der — nicht nur durch
diese essayistisch geschriebene Mono-
graphie vermittelte — Eindruck, das
»gute” Okonomie in den Augen man-

cher Okonomen das Ursprungsland-
zeugnis ,made in the USA" beibrin-
gen mul3, hoffen, da3 demnéchst auch
die Kritik der US-Okonomen an der
recht langweilig werdenden Neoklas-
sik in angemessener Breite auf die
Importliste gesetzt wird. Eine solche
Belebung der 6konomischen Diskus-
sion kénnte dann wohl auch eine Re-
naissance fiir européische Autoren be-
deuten, die Relevantes zum Verstind-
nis der 6konomischen Wirklichkeit
beitrugen. Marx, Schumpeter und
Keynes fallen einem Eurochauvini-
sten dabei wohl als erste ein.

Noch eine kurze Abschluflbemer-
kung. Ob Holleis mit seiner Einschat-
zung, dafl man von dem ,,sehr kurzfri-
stigen, vordergriindigen Legitima-
tionsinteresse* (S. 93) absehen kann,
um die Uberlebensfahigkeit und die
doch sehr praktische Bedeutung der
Neoklassik als Legitimationstheorie
zu erkliaren bzw. zu verstehen, scheint
doch einer ausfiihrlicheren Diskus-
sion wiirdig. Und die realistische Wirt-
schaftssicht des Unternehmers gegen
die Neoklassik auszuspielen, der tiber
die ,,gewinnlose* Wirtschaft bzw. Pro-
duktion nur milde lachle, ist keine
Widerlegung jener (ideologischen)
Praxisrelevanz der Neoklassik, son-
dern ein vorziglicher Beleg fir ihre
interessenbezogene Brauchbarkeit. Es
sind doch auch Unternehmer, die gern
ein Quentchen Mehrwert locker ma-
chen, um den Neoklassikern — wenn
auch nicht gerade den praxisverach-
tenden Gralshiitern im Elfenbeinturm
— Leistungsanreize zu bieten, ihre Lo-
beshymnen auf steigende Mehrwert-
raten adressatengerecht vorzutragen.
Und dalBl solches Bemiihen nicht er-
folglos ist, erweist sich daran, daB es
nicht nur Dummkoépfe sind, die den
Predigern das Offenbarungswissen
abnehmen.

Karl Georg Zinn
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DIE OSTERREICHISCHE
WIRTSCHAFT
IM 20. JAHRHUNDERT

Rezension von: Felix Butschek, Die
osterreichische Wirtschaft im
20. Jahrhundert. Gustav Fischer
Verlag, Osterreichisches Institut fiir
Wirtschaftsforschung, Wien 1985, 252
Seiten

Die Aufarbeitung historischer Epo-
chen durch die Wirtschaftsgeschichte
erfolgte in Osterreich in unregelmaBi-
gen Schiiben. Vor dem Ersten Welt-
krieg beschéiftigten sich die Wirt-
schaftshistoriker hauptsichlich mit
der merkantilistischen bzw. der vorin-
dustriellen Periode, also mit dem
18. Jahrhundert und dem ersten Drit-
tel des 19. Jahrhunderts. Zur anschlie-
Benden Periode der Entfaltung des
industriellen Kapitalismus erschienen
zwar Untersuchungen zu einzelnen
Bereichen, doch war flir eine Gesamt-
darstellung der Abstand noch zu kurz.
Nach dem Krieg war die Auflésung
der Habsburgermonarchie, ihre Ursa-
chen und ihre Folgen ein tiberméchtig
beherrschender Aspekt des 6konomi-
schen Schrifttums, so dall es bis zu
den sechziger Jahren dauerte, ehe die
wirtschaftliche Entwicklung des
19. Jahrhunderts bis zum Weltkrieg
ihre ersten Gesamtdarstellungen er-
fuhr.

Im Vergleich dazu ist der Zeitab-
stand der Bearbeitung der Wirt-
schaftsgeschichte der Ersten Repu-
blik erheblich kiirzer, und auch die
ersten Jahrzehnte der Zweiten Repu-
blik sind heute schon mehr als ,histo-
rischer Stoff* denn als Bestandteil der
Jetztzeit zu sehen. Es war daher ein
naheliegender Gedanke, nach vier
Jahrzehnten der Zweiten Republik ei-
ne umfassende Bestandsaufnahme
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der 6sterreichischen Wirtschaft histo-
risch zu fundieren. Dieser Aufgabe hat
sich Felix Butschek, sowohl als empi-
rischer Wirtschaftsforscher als auch
als Wirtschaftshistoriker einschligig
ausgewiesen, mit seinem Buch ,Die
osterreichische Wirtschaft im 20. Jahr-
hundert" unterzogen, er hat damit die
erste Gesamtdarstellung der osterrei-
chischen Wirtschaftsentwicklung seit
dem Entstehen dieses Staates ge-
schrieben. Schon allein als solcher ist
dem Buch von vornherein ein breites
Interesse Uber die Fachoéffentlichkeit
hinaus gesichert, da es einem vielfach
empfundenen Informationsbedtirfnis
entgegenkommt.

Der Ersten Republik und ihrer Vor-
geschichte ist das erste Viertel des
Textes gewidmet. Hervorzuheben ist
aus diesem Teil vor allem die Wieder-
legung bzw. Zurechtriickung der im-
mer noch verbreiteten Ansicht, der
osterreichische Wachstumsrickstand
sei ein Erbe der Monarchie. Wohl lag
das durchschnittliche Pro-Kopf-Ein-
kommen des zerfallenen GrofBstaates
unter dem west- und mitteleuropéi-
schen Durchschnitt, doch entsprach
das Einkommen der deutschsprachi-
gen Alpen- und Donauldnder unge-
fahr dem Niveau der entwickelten In-
dustriestaaten. Der starke Riickstand
Osterreichs war mafgeblich das Re-
sultat des Zerfalls der Monarchie so-
wie einer besonders schweren Heim-
suchung durch die Wirtschaftskrise
der dreilliger Jahre.

Trotz eines durchaus nicht unerheb-
lichen Wachstums in den zwanziger
Jahren blieb die Wirtschaftsentwick-
lung des Reststaates, der sich mit sei-
ner Existenz nur zogernd abfinden
mochte, durch die ,,Genfer Sanierung*
von 1922/23 und durch einen tiberhoh-
ten Wechselkurs, der die Exportent-
wicklung beeintriachtigte, gedampft.
Der ohnehin noch geschwiachten Wirt-
schaft versetzte die Krise der Jahre
1929 und folgende neuerlich einen
schweren Schlag, von dem sie sich bis
zur deutschen Okkupation nicht mehr
erholte.




Recht pessimistisch beurteilt But-
schek die damaligen Moglichkeiten,
positive Impulse zu einer Uberwin-
dung der Krise zu setzen. Naturlich
war der Spielraum der autoritiren Re-
gierung gerade auch aus auBenpoliti-
schen Griinden sehr eingeschrinkt,
ein anderes politisches System hitte
jedoch vielleicht mehr zustande brin-
gen kénnen als blof} ,,gewisse Akzen-
te*“ anders zu setzen. Wenn der Nutzen
einer Kritik aus der Sicht ,,ungesche-
hener Geschichte” jedenfalls fraglich
erscheint, so hitte sich doch fiir etwas
mehr Kritik hinsichtlich mancher em-
pirischer Grundlagen die Gelegenheit
geboten. Der konjunkturelle Verlauf
von Sozialprodukt und Beschiéftigung
um die Mitte der zwanziger Jahre wird
auch nicht dadurch plausibel, wenn
diese Daten zufolge der Art ihrer Pu-
blizierung als ,,amtlich“ gelten.

Der Schwerpunkt von Butscheks
Darstellung liegt eindeutig bei der
Zweiten Republik, die in drei Ab-
schnitte unterteilt wird: Wiederaufbau
und Stabilisierung (bis 1953), eine Pe-
riode des bis dahin nicht gekannten,
dauerhaften hohen Wirtschaftswachs-
tums (bis 1974) sowie die darauffol-
gende Periode der Wachstumsab-
schwiachung, in der es dank einer als
,LAustrokeynesianismus“ bekannt ge-
wordenen Wirtschaftspolitik erstaun-
lich lange gelingt, die Vollbeschafti-
gung zu erhalten. Die stark empirisch
gehaltene Analyse gibt einen Uber-
blick tiber alle wichtigen Bereiche der
Wirtschaftsentwicklung (ausgenom-
men die etwas stiefmiitterlich behan-
delte Einkommensverteilung), wobei
auch die kritischen Aspekte nicht aus-
gespart bleiben. Eingehend werden
Probleme wie das relative Zuriickblei-
ben der Ostregion im Zusammenhang
mit Strukturproblemen der verstaat-

lichten Industrie oder die Erfolglosig-
keit der Regionalpolitik behandelt —
aus letzterer zieht Butschek die wirt-
schaftspolitische SchlufBifolgerung,
daB im Osten des Bundesgebietes nur
eine Konzentration der Impulse und
Bemuihungen auf die industriellen
Kerngebiete die bisherige Tendenz
aufhalten kénnte.

Die abschlieBende Frage: , Ein ge-
lungener AufholprozeB“ beantwortet
Butschek, bei allen Problemen, die er
diagnostiziert hat, positiv: ,,Will man
ein zusammenfassendes Urteil an den
SchluBl dieser Betrachtungen stellen,
dann kommt man zu dem Ergebnis,
daB3 die Zeit zwischen 1945 und 1985
wohl die erfolgreichste der Gsterrei-
chischen Wirtschaftsgeschichte seit
der Industrialisierung darstellt. Fast
alle europdischen Industriestaaten
und die USA wurden im Wirtschafts-
wachstum tubertroffen und der verlo-
rene Anschlufl an diese Staatengrup-
pe wieder hergestellt. Ein wichtiges
Element dieses Prozesses war die Ent-
wicklung sozialer Regelungsmecha-
nismen, die Osterreich zum européi-
schen Vorbild werden lief3. Und dieses
feste Fundament sozialer Stabilitat
sollte das Land auch kunftig in die
Lage versetzen, Probleme, die da in
jedem dynamischen System entste-
hen miissen, zu lésen.“

Diese Eindeutigkeit der SchlufBfol-
gerung hindert den Autor nicht daran,
in Sprache und Argumentation stets
niichtern, sachlich und differenziert
zu bleiben. Deshalb wird jeder Leser,
ob er nun — wie der Rezensent — den
Ansichten, zu denen der Autor
kommt, weithin beipflichtet oder die
Dinge anders sieht, aus dem Buch viel
lernen kénnen.

Gunther Chaloupek
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PLURALER MARXISMUS

Rezension: Wolfgang Fritz Haug,
Pluraler Marxismus, Beitriage zur
politischen Kultur, Bd. 1,
Argumentverlag, West-Berlin 1985

Wolfgang F. Haug hat mit dem er-
sten Band seines ,Pluralen Marxis-
mus® — zwei weitere Biande sollen in
diesem Jahr folgen — die Aktualitat
und Relevanz des zeitgendssischen
Marxismus in seinen verschiedenen
Erscheinungsformen in einer pointier-
ten, lebendigen und stellenweise auch
polemischen Form seinen Lesern na-
hezubringen versucht. ,Der Marxis-
mus“, so lautet der Leitsatz dieses
Buches, ,existiert in der Mehrzahl®.
Aus dieser Erkenntnis leitet der Autor
die Notwendigkeit ab: ,,Was die christ-
lichen Kirchen in langer und blutiger
Geschichte bitter gelernt haben, steht
den Marxisten noch bevor: eine éku-
menische Haltung, ein marxistischer
Zusammenhalt im Widerspruch*“ (S.
13).

Haug hat mit dieser Feststellung
den sich schon seit lidngerer Zeit an-
bahnenden Dialog von Sozialisten mit
Euro-Kommunisten — und, wie man
hinzufiigen modchte, mit Vertretern
der verschiedenen ,tiers-mondisti-
schen* Versionen des Marxismus —im
Auge. Hingegen durfte er eine Ausein-
andersetzung mit der in Moskau be-
hordlich approbierten Variante des
Marxismus nur geringen Erkenntnis-
wert zubilligen, zitiert er doch in zu-
stimmendem Sinne die von dem be-
kannten franzoésischen Kommunisten
Lucien Séve erhobenen Vorwiirfe ge-
gen die ,,schwerwiegend deformieren-
den Auswirkungen einer staatlichen
Offizialisierung des Marxismus. . .“

Aber bevor es zu einem 6kumeni-
schen Gleichklang der pluralen Mar-
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xismen kommen kann, mufB3 zunichst
von der grundséatzlichen Identitit des
marxistischen Gedankenguts ausge-
gangen werden. Es ist wohl keine
Ubertreibung zu sagen, daf die Suche
nach dieser ,Identitit“ einen guten
Teil des Inhalts dieses Buches aus-
fullt. Dies gilt insbesondere fir die
weitldufigen Passagen, in denen der
Autor den Erscheinungsformen und
Wurzeln des ,,Okonomismus“ im Mar-
xismus nachgeht, wobei er — was flr
den osterreichischen Leser von beson-
derem Interesse sein dirfte — dem
hierzulande noch wenig bekannten
Antonio Gramsci und dem von diesem
postulierten ,,Hegemoniebegriff* brei-
ten Raum widmet.

Ich nehme an, dal} Haug die Suche
nach der Identitit des Marxismus
auch in den zwei weiteren, in Vorbe-
reitung befindlichen Banden fortset-
zen wird. Meint er doch selbst: ,,Die
Wahrheit des Marxismus kann nicht
in einer Anzahl von Sitzen, sondern
nur im Prozel3 der unabschlieBbaren
Austragung von Differenzen organi-
siert werden.“ (S. 20) Dem ist sicher-
lich zuzustimmen. Und doch will es
mir scheinen, da3 Haug in dem vorlie-
genden Band eine erste, approximati-
ve Antwort auf das die verschiedenen
Marxismen einigende Band — im Sin-
ne der von ihm ins Auge gefafiten
Okumene — gegeben hat.

In einer Polemik mit Bernstein hat
Kautsky, wie Haug vermerkte, auf ein
solches — vermeintlich — einigendes
Band verwiesen: ,,Es ist die Methode,
die sich aus der Anwendung der mate-
rialistischen Geschichtsauffassung
auf die Politik ergibt: dank ihrer ist
der Sozialismus zu einer Wissenschaft
geworden . .. Die Methode ist das We-
sentliche im marxistischen Sozialis-
mus, nicht die Resultate.” (Aus einem
Artikel zum zehnjahrigen Bestehen
der ,,Neuen Zeit“). Georg Lucas und
Otto Bauer haben sich viele Jahre
spater in dem gleichen Sinne geau-
Bert. Haug halt diesen prominenten
Vertretern verschiedener Lesarten des
Marxismus entgegen: , Dafl Denkmit-




tel und Methode . . . selber umstritten
sind, daB sie sich vor allem im Zuge
der allgemeinen Wissenschaftsent-
wicklung tiefgreifend verdndern,
bleibt dabei unberticksichtigt.” (S. 36)

Der Einwand Haugs ist zweifellos
berechtigt. Er zeigt dann selbst in eini-
gen der interessantesten Passagen sei-
nes Buches, welch tiefschiurfenden In-
terpretationen das bekannte , Basis-
Uberbau-Modell“ unterworfen wor-
den ist. Die landliufige, insbesondere
von Kautsky vertretene Version die-
ses Modells hat viel zur Verankerung
des Okonomismus im Marxismus
(westlicher sowie 6stlicher Pragung)
beigetragen. Der tiefere Grund fir die-
se Deformation der Marxschen Metho-
de muB} in dem ,missionarischen” Ei-
fer der herausragenden politischen
Exponenten der Zweiten und Dritten
Internationale gesucht werden, die die
Autoritit des grof3en Theoretikers und
Revolutionédrs von Trier fir die mas-
senhafte Verbreitung der sozialisti-
schen Heilsbotschaft bemiihten — und
mifBbrauchten.

Gewil3, die Frihwerke von Karl
Marx (d. h. die Studien vor der grofien
»,Wende*, die sich in der ,Deutschen
Ideologie* anbahnt) kénnen im Sinne
einer Geschichtsphilosophie der ,,Pra-
destination*“ des Proletariats als Voll-
strecker einer historischen Mission in-
terpretiert werden — Haug zitiert eini-
ge der relevanten Passagen — aber der
Autor der ,,Grundrisse®, des ,, Kapital®,
der , Theorien tiber den Mehrwert"
usw. kann flr eine solche - zumeist
von ehrenwerten Motiven bestimmte
— Fehldeutung seines wissenschaftli-
chen Paradigmas kaum verantwort-
lich gemacht werden. Schon in der
,»Deutschen Ideologie“ lesen wir tiber
die wissenschaftliche Verfahrenswei-
se, die spéter die Etikette des ,,Histori-
schen Materialismus® erhélt: ,Die
selbstandige Philosophie verliert mit
der Darstellung der Wirklichkeit ihr
Existenzmedium. An ihre Stelle kann
héchstens eine Zusammenfassung der
allgemeinsten Resultate treten, die
sich aus der Betrachtung der histori-

schen Entwicklung der Menschen ab-
strahieren lassen. Diese Abstraktio-
nen haben fir sich, getrennt von der
wirklichen Geschichte, durchaus kei-
nen Wert. Sie konnen nur dazu dienen,
die Ordnung des geschichtlichen Ma-
terials zu erleichtern...“ Das auf-
merksame Studium von Stellen wie
diesen hitte uns so manchen Irrweg
auf der Suche nach der ,Identitat” des
Marxismus erspart.

Ich wiirde meinen, daf3 die ,Identi-
tatssuche®, die durch Haugs Buch ei-
nen neuerlichen méichtigen Anstof} er-
halten hat — wie sehr mangelt es in der
deutschsprachigen Szene an solchen,
um den Dialog zwischen den marxis-
menbemiihten Bilichern —, von der fol-
genden Charakterisierung des Marx-
schen Paradigmas durch Louis Alt-
husser profitieren wiirde. Althusser
meint, dafl im Marxschen Modell die
Okonomie wohl eine determinierende,
aber keine dominierende Rolle spielt.
Im Kapitalismus sind allerdings beide
Momente wirksam, was der fatalen
Okonomismus-Interpretation einen so
»pPlausiblen® Charakter verliehen hat.
Und doch mangelt es nicht an Hinwei-
sen, insbesondere in den grofBen klas-
sischen Werken von Marx, dal das
Ensemble der gesellschaftlichen Ver-
hiltnisse durch eine bestimmte Pro-
duktionsweise in ein besonderes Licht
getaucht wird. So heifit es in der Ein-
leitung zur Kritik der politischen Oko-
nomie: ,In allen Gesellschaftsformen
ist eine bestimmte Produktion, die
allen ubrigen, und deren Verhéltnisse
— daher auch allen tibrigen, Rang und
Einflull anweist. Es ist eine allgemeine
Beleuchtung, worin alle tibrigen Far-
ben getaucht sind und die sie in ihrer
Besonderheit modifiziert. Es ist ein
besonderer Ather, der das spezifische
Gewicht alles in ihm hervorstehenden
Daseins bestimmt... Das Kapital
selbst im Mittelalter — soweit es nicht
reines Geldkapital ist — als traditionel-
les Handwerkzeug etc. etc., hat diesen
grundeigentiimlichen Charakter. In
der burgerlichen Gesellschaft ist es
umgekehrt. Die Agrikultur wird mehr
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und mehr ein bloBer Industriezweig
und ist ganz vom Kapital beherrscht.*

Ich nehme an, dall sich Haug bei
seiner weiteren — auf zwei zusatzliche
Biande angelegten — Identitdtssuche
vor allem auf Gramscis Hegemoniebe-
griff stitzen wird. Aber ich mdéchte
ihm zu bedenken geben, dafB die
Denkmittel und Methode des histori-
schen Materialismus, so umstritten sie
heute auch sein moégen, seit den Tagen
ihrer urspringlichen Konzeption bis
in die jiingste Gegenwart die bemer-
kenswertesten Forschungsergebnisse
auf den Gebieten der Geschichte und
Soziologie hervorgebracht haben. Bei-
spiele hierfur lieBen sich zu Hunder-
ten anfiihren: Der weite Bogen spannt
sich von der historischen Skizze Mar-
xens ,,Der achtzehnte Brumaire“ tiber
Karl Kautskys ,,Thomas Morus* (des-
sen wichtigsten Erkenntnisse von der
neueren Forschung bestitigt worden
sind), Hilferdings, Luxemburgs und
Lenins Imperialismusstiicken, Otto
Bauers brillanter historischer Unter-
suchung ,,Die Osterreichische Revolu-
tion“ bis hin zu den neueren Arbeiten
von E. P. Thompson, Eric Hobsbawm
und Perry Anderson. Man kdénnte die-
se Liste noch um ein wesentliches
Stiack verlangern, aber die wenigen
Beispiele diirften gentigen, um die
Fruchtbarkeit der Methode auch in
ihrer zugegebenermaflen unvollkom-
menen Form zu illustrieren.

Worauf es freilich ankommt, ist die
Verbindung von Theorie und politi-
scher Praxis. Wir leben zwar im Zeit-
alter der ,marxistischen“ Revolutio-
nen, aber es ist sehr unwahrschein-
lich, da Marx die Umwailzungen in
der Dritten Welt als die legitimen Er-
ben seiner Theorie angesehen hitte. In
dem beriihmten Brief an Vera Sassu-
litsch (den auch Haug zitiert) hat Marx
zwar eingeraumt, daB die russische
Dorfgemeinde - unter bestimmten,
nicht niher bezeichneten Bedingun-
gen — der Stitzpunkt der sozialen Wie-
dergeburt Rufllands sein kdénnte. Die
Revolutionen in den unterentwickel-
ten Lindern haben jedoch nicht an die
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rudimentiren Uberreste einer unkom-
munistischen  Gesellschaft ange-
kntipft, sondern sind ihre eigenen —im
Marxschen Schema nicht vorgesehe-
nen — Wege gegangen. Das Resultat
war fast Uberall das Entstehen von
autoritaren, burokratischen und mili-
tarischen Strukturen, die, falls sie sich
auf Marx berufen, dies im Sinne einer
von Amtswegen verordneten, nicht
hinterfragbaren Heilslehre tun. Der
Marxismus entartet so zu einem sakra-
len Kult, der dem in Frage stehenden
Regime einen Schein der Legitimitat
geben soll.

In Westeuropa liegen die Dinge
grundlegend anders. Die einzige gro-
Be, linke Partei, die sich hier zum
wissenschaftlichen Sozialismus be-
kennt und diesen in freier Diskussion
weiterzuentwickeln versucht, ist die
eurokommunistische Partei Italiens.
Die anderen kommunistischen Partei-
en haben sich dem ideologischen Joch
Moskaus freiwillig unterworfen und
unterliegen so einem physischen so-
wie geistigen Auszehrungsprozef3.
Was die sozialistischen Parteien West-
europas anbelangt, so fihrt der Mar-
xismus eine Art von Ghettoexistenz,
aber es ist ein freiwillig gewéhltes, von
keiner offiziellen Stigmatisierung ge-
zeichnetes Ghetto. Mehr noch. Man-
che der Ghettobewohner stehen in ei-
nem Proze3 der kontinuierlichen
Kommunikation mit denen ,,da drau-
Ben“. Und sie bemiihen sich um Stra-
tegien, die geeignet erscheinen, der
von Reagan, Thatcher und Kohl ge-
fihrten Gegenrevolution die Spitze
abzubrechen und die Bahn fiir einen
Neubeginn freizumachen.

Haug hat fiir die von Keynes inspi-
rierte Wirtschaftspolitik nur einige
wegwerfende Bemerkungen tbrig. Er
verkennt, wie ich glaube, daB3 der alte
Keynes — gegen den ein Friedrich
Hayek noch immer einen blindwiiti-
gen ideologischen Feldzug fiihrt — uns
Mittel an die Hand gegeben hat, ge-
meinsam mit Sozialisten nicht-marxi-
stischer Orientierung in einer Welt der
wachsenden Arbeitslosigkeit, der




wirtschaftlichen Stagnation und des
konzentrischen konservativen An-
griffs auf die Errungenschaften des
Wohlfahrtsstaates eine die breiten
Massen ergreifende und bewegende
Gegenoffensive anzutreten. Gewil, ei-
ne solche auf der keynesianischen Re-
zeptur aufbauenden Gegenoffensive
ist kaum im Rahmen eines einzigen
Nationalstaates denkbar und durch-
fihrbar. Aber wire es nicht hoch an

der Zeit, daB skandinavische, deut-
sche und osterreichische Sozialisten
sich zusammenschlief3en, um ein sol-
ches Programm den Menschen dieser
Region vorzulegen? Es scheint mir,
dafl diese Verbindung von Theorie
und Praxis auch der marxistischen
Identitatsfindung  zutrédglich sein
miuifte.

Eduard Mirz
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VERBURGERLICHUNG

Birgit Mahnkopf: Die Legende vom
Ende des Proletariats
Campus, Frankfurt - New York, 1983,
260 S., 6S 374,40

,»Ohne einen soziologisch ausmach-
baren Trager sozialer Umwaéilzung
aber muB3 der Humanisierungsan-
spruch der marxistischen Klassen-
theorie ins Leere gehen.”“ (Schelsky,
Auf der Suche nach der Wirklichkeit,
1965)

Den Niedergang der Arbeiterbewe-
gung und das Ende des Proletariats zu
diagnostizieren, versteht sich seit der
langanhaltenden Nachkriegsprosperi-
tiat als unabdingbarer Bestandteil des
Argumentationsrepertoirs von Sozio-
logen, die der postindustriellen Ge-
sellschaft (Bell) auf den Spuren sind.
Diesen Deutungen einer Nivellierung
und Auflésung der Klassengrenzen
und damit verbunden der Entstehung
neuer Widerspriche zwischen Blrger
und Interventionsstaat tiber qualitativ
neue Formen von Herrschaft wie z. B.
der massenmedialen Informations-
steuerung liegt die Annahme zugrun-
de, dal3 das Proletariat sowohl subjek-
tiv als Antagonist der Bourgeoisie das
Bewullitsein der Notwendigkeit der
Gesellschaftstransformation verloren
habe als auch objektiv eine Gesell-
schaftstransformation aufgrund ver-
&nderter Kapitalverwertungsbedin-
gungen und des Ubergangs zum So-
zialstaat nicht mehr notwendig sei.

Mahnkopf kntipft hier an die Dis-
kussion in der westdeutschen Nach-
kriegssoziologie unter besonderer
Hervorhebung von Geiger, Dahren-
dorf und Schelsky an, die uberein-
stimmend die seitens der marxisti-
schen Theorie behauptete Verschir-
fung der proletarischen Klassenlage
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durch die Entfaltung kapitalistischer
Produktionsverhiltnisse auf der
Grundlage der Entwicklung der
Lohn-, Sozial- und Bildungspolitik in
burgerlich-demokratischen Gesell-
schaften fir widerlegt halten. Viel-
mehr, so Schelsky, sei das arbeiterspe-
zifische Bewulitsein ein dichotomi-
sches, welches zwar zeremoniale und
restaurative (im eigentlichen Sinne
konservative) Klassenkampfideolo-
gien dogmatisch aufrechterhélt, nicht
aber reale Anknipfungspunkte eines
Klassenbewuftseins beinhaltet.
Mahnkopf diskutiert nun die seitens
der marxistisch orientierten Industrie-
soziologie in den siebziger Jahren ent-
wickelten Forschungsstringe einer
Widerlegung bzw. Kritik des Verbiir-
gerlichungsurteils insbesondere an-
hand der Studien von Goldthorpe (af-
fluent worker) und Kern/Schumann
(Industriearbeit und ArbeitbewuBt-
sein), wobei ihr theoretischer Aus-
gangspunkt im Arbeiterkulturkonzept
der anglo-marxistischen Verbiirger-
lichungsdebatte wurzelt. Davon aus-
gehend schrénkt sie die Brauchbar-
keit der Studien der obgenannten Au-
toren dahingehend ein, daB3 diese zwar
analog Geigerschen Erkenntnissen
explizierten, daB eine schlechthin un-
burgerliche Lebensweise in einer biir-
gerlich-kapitalistischen Gesellschaft
ein Unding sei und demzufolge die
Genese klassenspezifischer Wert- und
Verhaltensorientierungen in der so-
ziookonomisch-wechselseitigen Be-
dingtheit der Klassen untersucht wer-
den miusse, eine differenzierte Analyse
der Ubernahme hegemonialer Verhal-
tensstandards und deren ,kulturge-
haltlicher Umdeutung* (173) aber
noch ausstiinde. Goldthorpe habe
blol deskriptiv festhalten konnen,
dal wachsender materieller Wohl-
stand, sozialpolitische Absicherung,
die Entwicklung der Produktivkrafte
und die residentielle Vermischung so-
zialer Klassen nicht notwendig zur Pa-
ralyse der Tradierung proletarischer
Werte und Verhaltensstandards fih-
ren miissen, konnte jedoch nicht




Form und Inhalt der Tradierung sub-
dominanter proletarischer Lebenswei-
sen bestimmen. Kern/Schumann leite-
ten in ihrer Studie aus der Entwick-
lung der Mechanisierung der Produk-
tion und der Polarisierung der Qualifi-
kation in der industriellen Produktion
in einerseits dequalifizierte und repe-
titive Tatigkeiten und andererseits
hochqualifizierte-vernetzte Berufe ei-
ne zunehmende Verlagerung der Ar-
beiterinteressen auf den Konsum-
tions- und Reproduktionsbereich ab.
Dies sei die Grundlage fiir die tenden-
zielle , Instrumentalisierung der Indu-
striearbeit”, wobei die ,,Auslagerung
intrinsischer Motive aus der Arbeit*
(183) mit einer zunehmend arbeitsin-
haltlicher Einstellung qualifizierter
Lohnabhédngiger kontrastiert sei.
Mahnkopf nun hilt diesem Argumen-
tationsgang sowohl ,,technologischen
Determinismus“ als auch eine ,,reduk-
tionistische Marxismusrezeption®
(187) entgegen: die instrumentelle Ar-
beitseinstellung sei eben kein rationa-
ler Ausdruck objektiven Strukturwan-
dels im Rahmen der kapitalistischen
Produktionsweise, sondern werde von
den Autoren aufgrund einer Uberbe-
wertung der Sozialisationsfunktion
der Industriearbeit verkannt. Die In-
strumentalisierungsthese sei nicht im-
stande, die Verbiirgerlichungsthese zu
widerlegen, da sie die Spurenelemen-
te proletarisch-kultureller Substanz
auBlerhalb der Lohnarbeitssphéire und
die spezifischen Formen des Wider-
stands in der entfremdenden Arbeit
nicht ausmachen kénne.

Mahnkopf versteht unter dem Ter-
minus der ,Verburgerlichung“ nun
die Ubernahme normativer Prinzipien
der Lebensgestaltung und Wertorien-
tierungen der Bourgeoisie durch das
Proletariat. In Fortfihrung der Gei-
gerschen ,Inventarisierung der Ver-
burgerlichungsurteile“ unterscheidet
sie Verburgerlichung auf den Ebenen
einer klassensoziologischen (einkom-
menspolitischen), einer organisations-
soziologischen (politischen) und einer
sozialpsychologischen (kulturell-ideo-

logischen) Ubernahme biirgerlich-he-
gemonialer Verhaltensorientierungen
durch das Proletariat (115). Dadurch
gelingt es ihr, methodologisch der
Moglichkeit einer monokausalen Ver-
absolutierung, wie sie dies am ,,tech-
nologischen Determinismus“ dar-
stellt, vorzubeugen. Auf diesem analy-
tischen Instrumentarium auflagernd
formuliert Mahnkopf die Ausgangshy-
pothese, daf} die sozialwissenschaftli-
chen Verbiirgerlichungsurteile, die
auf die fortschreitende Auflésung des
normativen Dissenses zwischen Prole-
tariat und Bourgeoisie abstellen, den
realen Prozef3 selektiv erfassen und
hypertroph interpretieren. Vielmehr
seien dysfunktionale Orientierungs-
und Verhaltensmuster wie z. B. Blau-
machen, Formen des sozialen Wider-
stands wie die Zerstorung von Maschi-
nen und Material, die Zurtickhaltung
der Arbeitskraft, Widerstand gegen
die ,Vernutzung“ der Arbeitskraft
u. a. m. transformiert worden durch
die konfliktregulierenden MaBnah-
men biirgerlich- und staatsrechtlicher
Konfliktaustragung. Der normative
Dissens sei damit auf die Ebene
scheinbar (!) privater Praktiken herab-
gesunken (11). Die duflere Instrumen-
talisierung der Arbeit durch die Lohn-

- abhéngigen konne daher, rekurrie-

rend auf die Effektivitat der Konflikt-
austragung, der offentlichen Prakti-
zierung des normativen Dissenses
weichen.

Diese These argumentiert Mahn-
kopf auf der Grundlegung der Wider-
spriichlichkeit der Entwicklung prole-
tarischer und burgerlicher Kultur.
Denn die Strategie der normativen
Integration des Proletariats, geboren
aus der Angst der Bourgeoisie vor
brachial ausgetragenen Konflikten
mit der arbeitenden Masse, trifft sich
zwangslaufig mit den materiellen, so-
zialen und politischen Interessen der
Arbeiterschaft. Damit wird jedoch be-
reits einer basalen Begriindungsfigur
der Verbirgerlichungsthese der Bo-
den entzogen: jede normative Integra-
tion in Form einer sozialpolitischen
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Risikolagenabdeckung mul3 zwangs-
laufig eine Form der Selbstintegration
der Arbeitnehmer darstellen und so-
hin Bestandteil der ,,Pazifizierung des
ArbeiterbewuBltseins werden. Doch
ermoglicht erst diese partielle Interes-
senidentitit ein Entkommen aus der
,Kultur der Armut“ und in der Folge
die Entwicklung proletarisch-hege-
monialer Politik. Unter Hereinnahme
des Gramscischen Hegemoniekonzep-
tes trennt Mahnkopf die Ebene der
,societa civile“, also der biirgerlichen
Gesellschaft, von der Ebene der ,so-
cieta politica“, dem Staat und seinen
Institutionen. Mit Gramsci hilt Mahn-
kopf der 6konomistischen Marx-Re-
zeption einer einseitigen Determinie-
rung des Uberbaus durch die Basis
entgegen, dall die Beziehung zwi-
schen o6konomischer Struktur und
dem politisch kulturellen System (das
beinhaltet auch Arbeiterbewuftsein
und -kultur, proletarische Lebenswei-
sen u. a. m.) eine interrelative und rezi-
proke (206) ist. Daraus ergibt sich, daf
die Integration subordinierter Klassen
in den Herrschaftszusammenhang so-
wohl auf der 6konomischen als auch
auf der politisch-kulturellen Ebene er-
folgen mufl, um Friktionen zu vermei-
den. Damit wverbunden ist jedoch
auch, daf} diese normative Integration
einen gesellschaftlichen Mindestkon-
sens darstellt, der kulturelle Prakti-
ken, Lebensformen und Orientierun-
gen unterdriickter Klassen auf3erhalb
des herrschenden Wertsystems zulaf3t.
In Anlehnung an Thompsons ,,Plebeji-
sche Kultur und moralische Okono-
mie“ begreift Mahnkopf Hegemonie
als eine spezifische Form von Klassen-
kampf, in welchem bei scheinbarer
sozialer Ruhe subdominant, unter-
schwellig und von relativer wirtschaft-
licher Prosperitat abgedeckt die Kul-
tur subordinierter Klassen tradiert
wird. Ein darauf folgender Erkennt-
nisschritt erhellt, da3 diese nicht eska-
lierenden Formen proletarischer Le-
bensweise jedoch bereits den Inhalt
des hegemonialen Wertkonsens mit-
bestimmt haben, da, nach Gramsci,
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dominante Kulturmuster nicht allein
Verhaltensorientierungen herrschen-
der sozialer Krifte zum Ausdruck
bringen, sondern als solche bereits
,historischer Kompromif3“ sind (251).
Deshalb ist nach Mahnkopf die Ak-
zeptanz sozialstaatlicher Sicherungs-
leistungen weder als kapitalistisch-af-
firmative Haltung noch als Ausdruck
falschen BewulBtseins zu deuten, son-
dern ruht auf der latenten Bedrohung
der Arbeiterschaft durch Deprivation
und Marginalisierung. Diese genuine
Labilitdit der burgerlich kapitalisti-
schen Gesellschaft bedingt nun, daf3
die Wert- und Verhaltensorientierun-
gen im Rahmen burgerlicher Hegemo-
nie klassen- und schichteniibergrei-
fend immer wieder aufs neue persua-
siv und ideologisch (hier wirklich im
Sinne von ,falschem BewulBtsein‘)
durchgesetzt und mit Verbindlich-
keitscharakter versehen werden mis-
sen (253). Da proletarische subdomi-
nante Verhaltensorientierungen blof
den Charakter von Abwehrversuchen
haben koénnen, kénnen sie antihege-
moniale Wirkungen erst tiber die Ver-
knipfung mit einer politischen Pro-
grammatik entfalten. Ohne diese Ver-
kniipfung von politischer Program-
matik und subdominanten Kulturtra-
ditionen bleibt die Kultur von Arbei-
tern eine ,,...ausgehandelte Version
gesellschaftlich dominanter Mu-
ster . .. eine bis in ihre Kerne defensi-
ve Kulturvariante, was ihren Wider-
standscharakter ausmacht” (255), was
jedoch gleichzeitig, da es sich beim
Arbeiterbewufltsein um ein partikula-
ristisches und aus abgeleiteten Ele-
menten zusammengesetztes (Rude,
ideology and popular protest, 1980)
handelt, den ,,geheimen Konservatis-
mus“ (255) der Kultur von Arbeitern
nach sich zieht.

Auf der sozialpsychologischen Ebe-
ne der Verbiurgerlichungsthese schalt
Mahnkopf heraus, daf} sich die prole-
tarischen Subjekte als Individuen, die
entfremdeter Arbeit ausgeliefert sind,
ihre personliche und soziale Identitit
unter restriktiven Bedingungen ausar-




beiten miissen. Aus diesem Grunde
sind sie gezwungen, ein von dem herr-
schenden Wert- und Bezugssystem ab-
weichendes moralisch-normatives Be-
zugssystem zu entwickeln, um tber-
haupt sinnvolle Lebensentwtirfe und
Selbstlegitimationsmuster zu entwer-
fen und damit Gberhaupt als lohnar-
beitende Arbeitsvermégen im Pro-
duktionsprozef3 agieren zu konnen.
Dieser ,,Mechanismus der kulturellen
Variation* (256) wird so zum zweiten
Kernpunkt der Mahnkopfschen Kritik
an der Verburgerlichungsthese: das
System privateigentiimlich struktu-
rierter Lohnarbeit erzwingt gleichzei-
tig die Ubernahme birgerlicher
(rechtsformiger!) Verhaltensstandards
und die Entwicklung subdominanter
Verhaltensstandards, welche die de-
pravierenden psychosozialen Folgen
der Lohnarbeit absorbieren miissen.
Beispielhaft expliziert Mahnkopf die-
sen Zusammenhang am Leistungs-
prinzip, welches Lohnabhingige gera-
de im Falle dequalifizierter und zu-
sammenhangloser, taylorisierter Ta-
tigkeit partiell umdeuten zu einer all-
gemeinen Dominanz der Verausga-
bung von Koérperkraft und manueller
Arbeit.

Die zentrale Schwiche dieser Arbeit
liegt in der mangelnden Bestimmung
des Verhiltnisses der drei Geiger-
schen Ebenen normativer Integration:
da der Begriff ,,Verbiirgerlichung®, als
Ubernahme von Verhaltensstandards
begriffen, kein Abstraktum ist, son-
dern nur in der sozialen Praxis von
Herrschaft und Konflikt gedacht wer-
den kann, stellt sich die Frage nach
den Umsetzungsmoglichkeiten anti-
hegemonialer, in konkrete soziale Be-
wegungen eingebundener Strategien.
Mahnkopf kann die dreifach bestimm-
te Struktur der Hegemonie nicht im
Sinne eines Arbeiterkulturkonzeptes
instrumentalisieren und verharrt in ei-
ner ,optionalen Betrachtungsweise®,
die es ihr erspart, aus den Hohen der
Abstraktion der Moglichkeit einer
,kulturgehaltlichen Umdeutung* zum
Konkreten des realen Gesellschafts-

prozesses herabzusteigen, um z. B. an-
hand der Internalisierung der Privat-
eigentumsverfafBBtheit als einem zen-
tralen Strukturierungsprinzip der Ge-
sellschaft sowie der daran angeknupf-
ten emotionalen Bindung der Lohnar-
beitskrifte an die sie beschéaftigenden
Unternehmen die Entwicklung einer
dem Privateigentum an Produktions-
mitteln entgegengesetzten proletari-
schen Kultur und Mentalitit zu disku-
tieren. Der zentrale Punkt, namlich
inwieweit und wortiber sich die in der
Privatheit versenkten subdominanten
Bestandteile proletarischer Kultur auf
die Ebene sozio6konomischer Ver-
kehrsformen heben lassen konnen,
blieb ausgespart. Der traditionelle
marxistische Denkrahmen einer En-
gelsschen ,letztendlichen Determi-
niertheit tiber die Produktionsverhilt-
nisse“ linker Hand und Gramscis ,,re-
lativer Eigenstandigkeit des Uberbaus
und wechselseitiger Bedingtheit im
Verhiltnis zur Basis“ rechter Hand
wurde von Mahnkopf nicht inhaltlich
aufgefiillt.

Ein entscheidendes Defizit dieser
Arbeit ist dartiber hinaus, und darauf
kurz einzugehen lohnt wegen der Be-
deutsamkeit dieser Auslassung, die

Diskussion des Zusammenhanges
zwischen der Durchsetzung der mi-
kroprozessoralen Produktionsweise

und den daraus resultierenden Ak-
zentverschiebungen im Geigerschen
Muster einer dreifachen normativen
Integration. Ein entscheidendes Mo-
ment der sog. ,neuen Technologien*
ist die Mdoglichkeit, die subdominan-
ten Widerstandsoptionen der Lohnar-
beitskrifte im Arbeitsprozel3 systema-
tisch durch eine bis in die Intimsphére
dringende Kontrolle zu eliminieren.
Gleichzeitig ziehen die arbeitsmarkt-
politischen Konsequenzen der Ein-
fihrung arbeitsplatzrationalisierender
Technologien eine inner- und aufler-
betriebliche  Disziplinierung  der
Lohnarbeitskrifte nach sich. Die Ent-
wicklungsmaoglichkeit antihegemo-
nialer Strukturen verlagert sich, unter
dem g_egebenen Krifteverhiltnis von
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Arbeit und Kapital, immer mehr auf
Ebenen auflerhalb des Arbeitsprozes-
ses und stellt die von Mahnkopf disku-
tierte Dialektik einer durch die ent-
fremdete Arbeit erzwungenen, vom
herrschenden Bezugssystem abwei-
chenden Orientierung in Frage. Da die
Strategie normativer Integration vor
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allem an den (Lohn-)Arbeitsprozef3 ge-
bunden ist, stellt sich die Frage nach
dem Sinn der Verbitirgerlichung nach
der tber die Akkumulation erzwunge-
nen massenhaften Freisetzung von
Lohnarbeitskraften.

Nikolaus Dimmel




DIE ANDERE WIRTSCHAFT

Rezension von: Jifi Skolka (Hrsg.),
Schwarzarbeit und Do-it-yourself in
Osterreich. Signum Verlag, Wien 1985,
246 Seiten.

In den letzten Jahren fand das The-
ma ,,Schattenwirtschaft“ zunehmend
Aufmerksamkeit in der Offentlich-
keit; auch in der wirtschaftspoliti-
schen Diskussion war zuletzt haufiger
von Schwarzarbeit, Pfusch und Ohne-
Rechnung-Geschiften die Rede. Die
Hauptursache fiir dieses zunehmende
Interesse am erwahnten Thema ist
wohl in den wiahrend der letzten Jahre
ungunstiger gewordenen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen zu finden.
Daraus sich ergebende Kapazitatsaus-
lastungsprobleme in verschiedenen
Wirtschaftszweigen bzw. die zuneh-
mende Sorge beziiglich der Erhaltung
von Arbeitspliatzen sowie die Proble-
me des Fiskus waren ,Motoren* zur
Belebung der Diskussion. ,,Staat”, Un-
ternehmenvertretung und Sprecher
der unselbstindig Erwerbstitigen du-
Berten in dieser Situation tuberein-
stimmend den Wunsch nach verbes-
serten Diskussionsgrundlagen (dies
fiihrt schlieBllich auch zu einer 1985
fertiggestellten Studie des Beirates fiir
Wirtschafts- und Sozialfragen).

Der oben genannte Herausgeber
und neun weitere Autoren (vier aus
dem Osterreichischen Institut fiir
Wirtschaftsforschung, zwei vom
Osterreichischen Statistischen Zen-
tralamt, je einer von der Wirtschafts-
universitit Wien, dem Institut fiir Ge-
werbeforschung sowie der Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft)
liefern im vorliegenden Band einen
substantiellen Beitrag zu einer sach-
bezogenen Diskussion des Themas.

In einer Reihe von Beitrdgen wer-
den verschiedene Aspekte von Tatig-
keiten, die auBerhalb der ,formellen
Wirtschaft® (diese umfaflt die Gesamt-
heit der auf dem Markt verkauften
Giiter und Dienstleistungen, ihr Ge-
samtwert entspricht dem Brutto-In-
landsprodukt) angesiedelt sind, unter-
sucht. Behandelt werden also Be-
reiche, die unter der Bezeichnung
»Schattenwirtschaft (hier v. a.
»Schwarzarbeit“ wvon unselbstindig
Erwerbstiatigen und ,,Ohne-Rech-
nung-Geschifte“ von Unternehmen
sowie Tauschgeschifte) und ,infor-
melle Wirtschaft” (unentgeltliche pro-
duktive Arbeit fiir Dritte = freiwillige
Arbeit oder derartige Arbeiten fiir den
eigenen Haushalt = Eigenleistungen)
zusammengefaBt — und in ihrer Ge-
samtheit als ,,parallele Wirtschaft“ be-
zeichnet werden.

A. Franz kommt in seinem Beitrag
(Schatzungen der Hidden Economy in
Osterreich auf der Basis offizieller Sta-
tistiken) aufgrund der Daten fir 1976
zu der Aussage, dal} in jenem Jahr ca.
350.000 Personen im ,,Pfusch* (haupt-
sichlich in der Bauwirtschaft, im Ver-
kehr, bei personlichen Diensten und
bei Geréate- und Fahrzeugreparaturen)
titig gewesen sein dirften. Die Schat-
zung der Anzahl von Schwarzarbei-
tern erfolgte dabei auf die Art, daB3
Berufe, in denen ,Pfusch® nicht in
Frage kommt, ausgeschieden wurden.
Zur verbleibenden Zahl von ,Pfu-
schern* im eigenen Beruf wurden Per-
sonen aus sogenannten Randgruppen
(Hausfrauen, Studenten, Pensioni-
sten) und mogliche ,Pfuscher” aus
anderen Berufen hinzugezédhlt. Ohne-
Rechnung-Geschifte und Schwarzar-
beit haben 1976 ein Volumen von
wahrscheinlich ca. 27 Milliarden
Schilling erreicht (heute vermutlich
ca. 40 Milliarden Schilling) was einem
Anteil von 3,8 Prozent am Brutto-In-
landsprodukt entspricht. Etwa die
Hilfte davon entfiel auf Ohne-Rech-
nung-Geschifte. Eine VergroBerung
des Umfangs der Schattenwirtschaft
in den letzten Jahren wurde in keinem
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der Beitridge nachgewiesen (und auch
nicht behauptet). Die groen Proble-
me, einen derartigen Nachweis zu fiih-
ren, ergeben sich schon allein aus der
Natur der Sache: die zu untersuchen-
den Aktivititen werden von den betei-
ligten Personen aus naheliegenden
Griinden wenn méglich geheim gehal-
ten. Der aufgrund der verwendeten
Methoden als plausibel anzusehende
Schatzwert von unter 4 Prozent Anteil
am BIP unterscheidet sich jedenfalls
wohltuend von vereinzelt publizierten
,Horrorwerten“.

J. Skolka gibt jedoch in seinem Bei-
trag (Berufsarbeit und Eigenleistun-
gen) Grinde fur eine mégliche Wie-
derbelebung der ,informellen Wirt-
schaft“ an. In erster Linie bietet die
Produktivitiatsentwicklung (Verkiir-
zung der gesetzlichen Arbeitszeit) in
der formellen Wirtschaft vermehrte
Moglichkeiten fur Eigenleistungen,
freiwillige Arbeit oder auch fiir Arbeit
in der Schattenwirtschaft. Auch der
sich in leistungsfahigeren und billige-
ren Geriaten manifestierende techni-
sche Fortschritt verbessert die Chan-
cen zur Beteiligung an der ,,parallelen
Wirtschaft“. Die Verteuerung von Lei-
stungen aus ,,technologisch rickstin-
digen“ Sektoren (v.a. Dienstleistun-
gen) stimuliert Do-it-yourself, Selbst-
bedienung und Eigenleistung.
SchlieB3lich wirkt eine zunehmende
Steuerbelastung in dieselbe Richtung.
Aus den von Skolka angefiihrten
Uberlegungen geht hervor, daf die
Technologie- und Arbeitsproduktivi-
tatsrickstandigkeit gewisser arbeits-
intensiver Tatigkeiten eine wesentli-
che Voraussetzung flir Schwarzarbeit
ist. Erst bei einer etwa gleichen Stun-
denproduktivitit (dies ist z. B. bei ver-
schiedenen Reparaturarbeiten und am
Bau haufig der Fall) wird der Schwarz-
arbeiter gegeniiber einem Gewer-
beunternehmen zum tberlegenen
Konkurrenten. Aus diesen Uberlegun-
gen heraus 1aBt sich jedenfalls der von
Schwarzarbeit bedrohte Bereich wirt-
schaftlicher Téatigkeiten einigermafien
realistisch einschitzen.
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In den Abschnitten von G. Sim-
handl und Ch. Badelt wird die Zeitver-
wendung in Osterreich untersucht.
Auf produktive Zwecke aulerhalb der
reguldren Erwerbstitigkeit (exkl. rei-
ne ,,Hausarbeit*) entfillt demnach ein
Arbeitszeitvolumen von etwa 30 Pro-
zent der in der formellen Wirtschaft
geleisteten Arbeitszeit. Diese Schét-
zung erlaubt interessante Riickschlis-
se auf das in Osterreich tatsichlich
erreichte Niveau bei der Versorgung
mit Gulitern und Diensten. Der mone-
tare Ansatz zur Schitzung des Um-
fangs der Schattenwirtschaft wird von
P. Mooslechner behandelt. Die skepti-
sche Ansicht beziiglich dieses Ansat-
zes — und der aufgrund dieser Metho-
den ermittelten extrem hohen Schitz-
werte hinsichtlich des Umfangs der
Schattenwirtschaft in verschiedenen
Landern — wird durch diese Untersu-
chung bestéatigt. Es wird in diesem
Zusammenhang darauf hingewiesen,
daBl , Verdnderungen der monetiren
Kennzahlen weit starker von den Ver-
dnderungen des gesamten Finanzie-
rungssystems einer Volkswirtschaft
bestimmt sind als von der Schatten-
wirtschaft®.

Ein weiterer interessanter Aspekt,
namlich die Frage nach den durch die
Schattenwirtschaft verursachten hy-
pothetischen Steuerausfillen wird
von G. Lehner untersucht. Ausgehend
vom Betrag von 40 Milliarden Schil-
ling (Schiatzung A. Franz) kidme man
zu einem Steuerausfall von brutto ca.
18 Milliarden Schilling. Diese sozusa-
gen ersparten 18 Milliarden Schilling
werden jedoch vermutlich von den an
der Schattenwirtschaft beteiligten
Personen wiederum zum groften Teil
zum Kauf besteuerter Waren und
Dienste ausgegeben, wobei Steuern in
Hoéhe von ca. 5 Milliarden Schilling zu
entrichten wéaren. Damit wverringert
sich der Netto-Steuerausfall auf ca. 13
Milliarden Schilling. Die erwdhnten 18
Milliarden Schilling kénnen auch als
,unfreiwillige Steuererleichterung be-
trachtet werden, mit welcher die Wirt-
schaft belebt wird“; es kime dadurch




zu einer nicht erfafiten Erhéhung des
Brutto-Inlandsprodukts. Die Multipli-
katorwirkung dieser Ausgaben (aus
den Einnahmen im Bereich der Schat-
tenwirtschaft finanziert) kénnte dazu
fithren, ,,daB die urspriinglichen Steu-
erverluste nach bestimmter Zeit sogar
zur Génze durch erhohte Steuerein-
nahmen kompensiert werden kénn-
ten“. Die skizzierten Uberlegungen le-
gen den Schlufl nahe, dal der dem
Fiskus entstehende Schaden als nicht
dramatisch anzusehen ist.

Der sowohl fir Eigenleistungen als
auch fiir Schwarzarbeit besonders be-
deutende Bereich des Eigenheimbaus
wird von H. Neubauer detailliert dar-
gestellt. Der Autor kommt zum Ergeb-
nis, daf3 am Nettoproduktionswert des
Eigenheimbaus Eigenleistungen und
° Schwarzarbeit zu ca. einem Drittel be-
teiligt sind.

In einem eigenen Abschnitt der Ar-
beit werden Eigenleistungen und frei-
willige Arbeit in den Bereichen Ver-
kehr, Fremdenverkehr, Landwirt-
schaft und Soziale Dienste (Autoren:
W. Puwein, H. Bobretzky, M. Schnei-
der, Ch. Badelt) dargestellt. Ein-
drucksvoll dabei sind v. a. die Uberle-
gungen, inwieweit der private Ver-
kehr mit dem eigenen Auto (also eine
»Selfservice-Tatigkeit“) den o6ffentli-
chen Verkehr ersetzt: Fur das Jahr
1981 wird die Wertschépfung des pri-
vaten PKW-Verkehrs mit ca. 60 Mil-
liarden Schilling beziffert; damit ist
sie ebenso hoch wie die Wertschop-
fung des gesamten institutionellen
Verkehrs in Osterreich in jenem Jahr.
Im Fremdenverkehr dirfte die ,,Do-it-
yourself“-Komponente in den Jahren
zwischen 1975 und 1981 stark ange-
wachsen sein. Reisen ins eigene Wo-
chenendhaus, in gemietete Apparte-
ments sowie der Urlaub auf Camping-
platzen haben sich im genannten Zeit-
raum gemessen am Anstieg der ge-
samten Inlandsreisen fast explosions-
artig entwickelt, und hatten 1981 ei-

nen Anteil von ca. 16 Prozent an den
Inlandsreisen erreicht.

Interessant — und vielleich nicht all-
gemein bekannt — ist auch die Tatsa-
che, daBl in der Landwirtschaft der
Anteil der Erzeugung flir den eigenen
Bedarf am Bruttoproduktionswert
sehr stark zurickgegangen ist (von
tGber 11 Prozent 1970 auf ca. 6,5 Pro-
zent 1980). Dies ist nicht nur auf die
insgesamt steigende landwirtschaftli-
che Produktion zurtickzufiihren, son-
dern wird auch durch die zunehmen-
de Spezialisierung der Betriebe, Ten-
denzen zur Entlastung der Frauen von
Hausarbeiten und den Wunsch nach
abwechslungsreicher Erndhrung er-
klért.

SchlieBlich wird auf die Bedeutung
der freiwilligen Arbeit, insbesondere
bei sozialen Diensten deutlich hinge-
wiesen. Die von Frauen erbrachten
und nicht regulir bzw. monetar ent-
goltenen freiwilligen Pflegeleistungen
werden auf ein Potential von ca. 28.000
ganztigig erwerbstitigen Personen
geschitzt. Der Umfang der freiwilli-
gen Arbeit bei der Betreuung von alte-
ren Menschen wird mit tiber 20.000
fiktiv ganztigig beschéaftigten Perso-
nen eingestuft. Gerade in Perioden
mit steigender Arbeitslosigkeit be-
stiinde wohl die Notwendigkeit, einen
Teil dieser zur Zeit kostenlos fir die
Gesellschaft erbrachten Leistungen
durch vermehrtes Angebot o6ffentli-
cher Sozialdienste zu decken.

Alles in allem betrachtet bietet das
vorliegende Buch einern sehr infor-
mativen Uberblick tiber Erfassungs-
probleme und Erscheinungsformen
dieser ,anderen Wirtschaft“ und
scheint dazu geeignet, einige Vorurtei-
le zu diesem Fragenkomplex zu besei-
tigen. Es ist zu wiinschen, daf} es tiber
den engsten Kreis einschligig interes-
sierter ,,Fachleute hinaus auf Interes-
se stoft.

Rudolf N. Reitzner
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WEGE ZUR
VOLLBESCHAFTIGUNG

45 Autoren, Verlag fiir
Gesellschaftskritik, Wien 1985, 223 S.

Die wirtschaftliche Entwicklung
Osterreichs seit Beginn der 80er Jahre
ist durch eine Reihe krisenhafter Er-
scheinungen gepréagt, die sowohl auf
inlandische als auch ausléandische Ein-
fliisse zurlickzufiihren sind. Die
durchschnittliche Arbeitslosenraten
haben sich gegentliber den vergange-
nen ,,goldenen 70er Jahren“ mehr als
verdoppelt, die realen Arbeitseinkom-
men stagnieren, die Verstaatlichte In-
dustrie wird immer mehr zu einem
FaBB ohne Boden. Selbst drastische
,KonsolidierungsmafBnahmen“ konn-
ten ein Ansteigen des Brutto-Budget-
defizits auf tiber 100 Milliarden Schil-
ling far 1986 nicht verhindern. Nicht
einmal der vielgeriihmte soziale Frie-
den, innerhalb dessen unterschiedli-
che Meinungen ausgeglichen werden
konnten, ist nach ,den Ereignissen
von Hainburg” ohne blaue Flecken
davongekommen. Diese Aufzidhlung
ist keineswegs vollstindig und kann
durch weitere Beispiele aus allen wirt-
schaftlichen Bereichen ergénzt wer-
den.

Diesen Schwierigkeiten ist gemein-
sam, daf3 sie gegeniiber noch vor weni-
gen Jahren erfolgreichen wirtschafts-
politischen MaBnahmen zunehmend
resistent werden bzw. erfolgverspre-
chende wirtschaftspolitische Aktivita-
ten aus unterschiedlichsten Griinden
unterlassen werden (miissen) oder nur
mit grofiten Anstrengungen und Ko-
sten durchgesetzt werden kénnen. Die
Projekte Hainburg und Dorfertal bzw.
das Internationale Konferenzzentrum
sind exemplarische Beispiele fiir die-
ses Phanomen.
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Nun sind weder wirtschaftliche Kri-
sen noch wirtschaftspolitische Fehl-
schlige auf Osterreich beschrinkt,
sondern weltweit zu beobachten.
Ebenso weit verbreitet ist daher auch
die Suche nach alternativen, besser
geeigneten wirtschaftspolitischen
Konzepten. Eine Alternative, die bis
jetzt am deutlichsten, von Reagan,
Thatcher und Kohl in die Tat unge-
setzt wurde, lautet: Mehr Markt und
weniger Staat. Fiir alle, die diesen Weg
nicht goutieren, wird es immer un-
glaubwiirdiger nur auf dessen steini-
gen Verlauf zu verweisen. AuBBerdem
sind in den USA und der BRD unzwei-
felhaft wirtschaftliche Aufschwungs-
tendenzen im Gange, die darauf hin-
weisen, daB} die dynamische Kraft ka-
pitalistischer Wirtschaften bei weitem
nicht erschopft ist. Es gentigt daher
auch nicht mehr, die Millionen neuer
Arbeitspliatze in den USA damit zu
diskreditieren, daB sie iiberwiegend in
schlechtbezahlten = Dienstleistungs-
sektoren zu finden sind. Das erinnert
zu sehr an die Fabel vom Fuchs und
den sauren Trauben.

In diesem Sinn ist es bereits zu
begriifien, daBl die ,,Wege zur Vollbe-
schéftigung” tuberhaupt als Publika-
tion vorliegen. Das grofle Interesse,
das der Erarbeitung sozial- und wirt-
schaftspolitischer Alternativen fir
Osterreich entgegengebracht wird, ist
damit zweifach dokumentiert. Zum ei-
nen ist bereits kurz nach Erscheinen
die erste Auflage vergriffen und zum
anderen haben immerhin 45 Sozial-
wissenschafter unzédhlige und unbe-
zahlte Stunden fiir das Zustandekom-
men dieser Publikation aufgewendet.
Insoweit der Weg ein Ziel ist, haben
die Autoren dieses erreicht. Die ,,Wege
zur Vollbeschéftigung” stellen sich
aber einem ehrgeizigeren Anspruch,
namlich ,,... mit einer Aufarbeitung
der wirtschaftlichen und sozialen Si-
tuation der letzten zehn Jahre zu be-
ginnen, um darauf gestiatzt, Bestand-
teile eines MaBnahmenkatalogs zu
entwerfen.” Gerade um einen Beitrag
zum Gelingen dieser Aufgabe zu lei-




sten und eventuelle Anregungen fir
die weitere Arbeit an diesem Projekt
zu liefern, wird der Schwerpunkt die-
ser Buchbesprechung auf konstrukti-
ver Kritik liegen.

Ein unvermeidliches Problem fiir
alle, von mehreren Autoren verfallten
Arbeiten, besteht in der Gefahr von
Heterogenitit und Inkonsistenz. Dies
trifft auf die ,,Wege zur Vollbeschafti-
gung* besonders zu. Im Gegensatz zu
traditionellen Autorenkollektiven ha-
ben ihre Verfasser nicht das Privileg,
einer einheitlichen politischen Rich-
tung anzugehoéren, sondern setzen
sich aus unabhéngigen Linken, Sozial-
demokraten, Kommunisten und Gri-
nen zusammen. Diese politische (be-
griBBenswerte) Heterogenitat wird zu-
dem durch eine inhaltliche Gliede-
rung uberlagert, die es mit sich bringt,
dal unbequeme Beobachtungen,
Konsequenzen und schwer beweisba-
re Annahmen einfach externalisiert
werden, d. h. einer expliziten Erorte-
rung im konkreten Zusammenhang
entzogen werden. Dies fillt besonders
bei den Forderungen nach Umvertei-
lung, expansiver Budgetpolitik, Si-
cherung der Finanzierung der Sozial-
versicherungen, Arbeitszeitverkir-
zung und Umweltschutz auf. Beson-
ders kral3 ist dabei die Vernachléssi-
gung bzw. Geringschitzung der Ab-
hangigkeit Osterreichs von auBBenwirt-
schaftlichen = Rahmenbedingungen.
Solange mehr als die Hélfte des priva-
ten Konsums importiert wird und bei-
nahe die Halfte der Nachfrage nach
osterreichischen Produkten aus dem
Ausland kommt, ist es zuwenig, bei
auBBenwirtschaftlichen Problemen das
unvermeidliche Argument der Verfol-
gung Osterreichs durch internationale
Konzerne aus dem Keller zu holen.
Gerade ein kleines Land wie Oster-
reich profitiert von der internationa-
len Arbeitsteilung durch den Import
von billigeren Giitern als im Inland
erzeugt werden kénnten und dem Ex-
port von Giitern, die im Inland keine
Nachfrage finden. Eine Verringerung
der auBenwirtschaftlichen Verflech-

tung Osterreichs, wie sie von den Au-
toren der ,Wege zur Vollbeschifti-
gung*“ propagiert wird, mag zwar Kon-
junkturschwankungen verringern,
gleichzeitig sind aber sowohl reale

Konsum- als auch Einkommensre-

duktionen zu erwarten.
Kaufkraftorientierte Lohnerho-

hungen (Umverteilung), expansive

Budgetpolitik und Arbeitszeitverkir-
zungen finden fir ein so aufBlenhan-
delsverflochtenes Land wie Oster-
reich dort ihre Grenze, wo die Lei-
stungsbilanz in Unordnung gerit. Pro-
tektionistische und autarkieférdernde
Mafnahmen koénnen diese Grenze
zwar verschrieben, aber eben nur um
den Preis oben erwidhnter Wohlfahrts-
verluste. Diese Auseinandersetzung
ersparen sich die ,,Wege zur Vollbe-
schéaftigung”.

Etwas salopp wird auch mit Anspri-
chen an den ,,Staat“ umgesprungen,
von dem wahre Wunder erwartet wer-
den. Neben einer expansiven Budget-
politik im allgemeinen reicht die Liste
der Forderungen von der Technolo-
giepolitik bis zur Sanierung von Pen-
sions- und Sozialversicherungen, wo-
bei kaum ein Lebensbereich (Bildung,
Gesundheit, Umwelt, Energie, Ar-
beitswelt, Frauen) ohne umwailzende
staatliche Maflnahmen bzw. Subven-
tionen auskommt. Das stort umso
mehr als auf der anderen Seite gegen-
wirtigen Bemiihungen des Staates so-
wohl in Quantitat als auch Qualitat
wenig Vertrauen entgegengebracht
wird. Eine Analyse des Versagens of-
fentlicher Dienstleistungen im Sinne
des Vorwortes von Peter Fleissner
und Karl Stuhl fehlt vollstindig. Viele
Forderungen an den Staat tragen da-
her den Charakter eines ,,deus ex ma-
china“, der die Wirklichkeit per De-
kret verdandern soll.

Ahnlich unbefriedigend ist das Fest-
halten an der funktionalen Einkom-
mensverteilung (Léhne und Gewinne)
als ZielgroBe der Wirtschaftspolitik.
Lohneinkommen wird generell als
»gutes und Gewinneinkommen als
»Schlechtes* Einkommen betrachtet.
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Gerade in Hinblick auf den zuktnfti-
gen Finanzierungsbedarf im Bereich
der Industrie, des Umweltschutzes
und der Altersversorgung wére hier
eine differenziertere Analyse ratsam.

Diese Schwichen der ,,Wege zur
Vollbeschéaftigung” sind meiner Mei-
nung auf eine falsche Analyse der ge-
genwiartigen wirtschaftlichen Lage in
Osterreich zurtickzufiihren. Der Leser
gewinnt den Eindruck, dafl die Auto-
ren Osterreich als eine reife kapitalisti-
sche Wirtschaft betrachten, in der der
Staat die Interessen der Unternehmer
sichert. In diesem Sinn hétte der Kapi-
talismus seine historische Schuldig-
keit getan und es wire an der Zeit die
,Bedingungen fir notwendige sy-
stemverdndernde Schritte (angesichts
der auch dann perspektivisch zu er-
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wartenden Probleme) zu gewaihrlei-
sten” (S. 60).

Ich hege groBe Zweifel, ob das tat-
séchlich der Fall ist. Ein GrofBteil kapi-
talistischer Aktivititen (Einfihrung
neuer Technologien, Erschlieen neu-
er Miarkte, Ubernahme von Risken) in
Osterreich wird entweder von auslan-
dischen Unternehmen oder dem Staat
durchgefiihrt. Der heimische Kapita-
lismus steckt eher in den Kinderschu-
hen. Es ist daher eine offene Frage,
welche Wirtschaftsform der Entwick-
lung der osterreichischen Wirtschaft
und Gesellschaft in der Zukunft am
besten dient.

Die ,,Wege zur Vollbeschéaftigung*
provozieren mehr Fragen als sie be-
antworten. Es bleibt daher zu win-
schen, dal3 es nicht dabei bleibt.

Andreas Worgotter




WERTSCHOPFUNGSBEZOGENE
ARBEITGEBERBEITRAGE ZUR
PENSIONSVERSICHERUNG

Rezension von: Georg Busch, Silvia
Hellmer, Winfried Korber, Margit
Mayer, Wertschépfungsbezogene

Arbeitgeberbeitriage zur gesetzlichen
Pensionsversicherung. Im Auftrag des
Bundesministeriums fiir soziale
Verwaltung, Wien 1984, 275 Seiten.

Als vor wenigen Jahren Sozialmini-
ster Dallinger mit dem Vorschlag ei-
ner Umbasierung der Arbeitgeberbei-
trage von der Lohnsumme auf die
Wertschopfung an die Offentlichkeit
trat, wurde dieser Vorschlag von den
Gegnern allzuschnell mit dem Hin-
weis auf eine ,Maschinensteuer” ins
Abseits gedriangt. Inzwischen hat, wie
in vielen anderen européischen Lén-
dern, nicht zuletzt aufgrund der lang-
fristig zu erwartenden Finanzierungs-
probleme der Pensionsversicherung
eine sachliche Diskussion daruber —
wenngleich zaghaft — begonnen. Der
Zweck der Studie war es, den Weg
dafiir zu ebnen.

Inhaltlich geht es in der vorliegen-
den Studie um einen Vergleich der
Vor- und Nachteile von lohn- und
wertschopfungsbezogenen Arbeitge-
berbeitragen. Im Mittelpunkt standen
dabei vor allem folgende Beurtei-
lungskriterien:

— Auswirkungen auf die finanzielle
Situation der Pensionsversiche-
rung,

— Auswirkung auf Investitionen, Be-
schiftigung und Wettbewerbsver-
héltnisse und

— Auswirkungen auf die Einkom-
mensverteilung.

Auch den Aspekten der Praktikabi-
litat und der Administrierbarkeit einer
Umbasierung wird breiter Raum ge-

widmet. Die Studie beschrinkt sich
auf die Pensionsversicherung und dis-
kutiert nicht die Konsequenzen, die
sich bei Einbeziehung anderer Zweige
der Sozialversicherung in die Umba-
sierung ergeben wiirden.

Aus den moglichen alternativen Be-
messungsgrundlagen wurde die Brut-
towertschopfung als zweckmaéaBigste
ausgewahlt, weil sie nach den Krite-
rien Ergiebigkeit und Stabilitat in der
Vergangenheit sowie Breite der Be-
messungsgrundlage im Rangvergleich
am besten abschneidet. Untersucht
wurden auch ,rein“ kapitalbezogene
Bemessungsgrundlagen (z. B. Ab-
schreibungen) im Sinne eines Maschi-
nenbeitrages, die jedoch wegen ge-
wichtigen Nachteilen nicht empfohlen
werden und auch nicht Gegenstand
der empirischen Analyse waren.

Die Studie nennt drei wesentliche
Griinde fiir eine Umbasierung der Ar-
beitgeberbeitrage:

— Die derzeitige Bemessung an der
Lohn- und Gehaltssumme benach-
teiligt lohnintensive Betriebe stér-
ker als kapitalintensive und fiihrt
daher zu Wettbewerbsverzerrungen,
die durch eine Wertschépfungsab-
gabe neutralisiert werden kénnen.

— Durch Einbeziehung von Teilen des
Kapitals in die Bemessungsgrundla-
ge konnten Rationalisierungspro-
zesse verlangsamt und damit Be-
schéaftigungseffekte erzielt werden;
im Gegensatz zur jetzigen Situation,
in der das Wegrationalisieren be-
lohnt wird.

— Verinderte soziobkonomische Rah-
menbedingungen und die technolo-
gisch bedingte Arbeitslosigkeit
konnten langfristig die Lohnsumme
als Bemessungsgrundlage aus-
héhlen.

Hinsichtlich der Wettbewerbsver-
zerrungen hat die Untersuchung fir
Osterreich gezeigt, daB eine Umbasie-
rung auf die Wertschopfung zu einer
nur geringen Gesamtkostenveridnde-
rung in den einzelnen Sektoren fiihrt.
Die Be- bzw. Entlastungen bewegen
sich zwischen 0 bis 2 Prozent des
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jeweiligen Nettoproduktionswertes.
Die Extremwerte liegen bei 3 bis 4
Prozent. Da es sich dabei aber um eine
Querschnittsanalyse filir das Jahr 1976
handelt, sind diese Ergebnisse mit
Vorsicht zu interpretieren. Zum einen
hat sich die Kostenstruktur in den
letzten zehn Jahren geédndert — z. T.
Verschlechterung der Gewinnsitua-
tion, Anstieg der Fremdkapitalzinsen
—, zum anderen wiren fiir fundierte
Aussagen tiber Belastungsverinde-
rungen ldngere Zeitreihen uber die
WertschépfungsgréBlen und Sozialk-
ostenbelastung erforderlich.

Zu den durch die Umbasierung be-
lasteten Bereichen zdhlen tendenziell
die kapitalintensiven und zu den ent-
lasteten jene, die arbeitsintensiv pro-
duzieren. Eine Bevorzugung von
Klein- und Mittelbetrieben — wie so oft
behauptet wird — konnte nicht eruiert
werden. Eine Benachteiligung ar-
beits-, aber nicht lohnintensiver Klein-
betriebe wurde durch die Annahme
eines Wertschépfungsfreibetrages
ausgeschlossen.

Die These von den rationalisie-
rungstreibenden Lohnkosten kann
aufgrund der Ergebnisse der Untersu-
chung ernsthaft in Frage gestellt wer-
den. Fuar die o&sterreichische Wirt-
schaft héatte sich im Jahre 1982 eine
Entlastung der Lohnnebenkosten von
ca. 16 Milliarden Schilling ergeben.
Als aufkommensneutraler Beitrags-
satz errechnet sich daraus ein solcher
von 7,4 Prozent auf die Bruttowert-
schépfung gegeniiber dem lohnbezo-
genen Satz von 11,35 Prozent. Eine
Verschiebung der relativen Faktor-
preise in diesem Ausmal bietet daher
nur einen geringen Anreiz fiir ein Un-
ternehmen, die Produktion arbeitsin-
tensiver zu gestalten. Des weiteren
wird in der neoklassischen Modell-
logik abersehen, daf3 das
— Einsatzverhiltnis von Kapital und

Arbeit kurz- und mittelfristig grof-

teils fixiert ist,

— die langfristige Entwicklung der

Kapitalintensitdt nicht nur von der

Lohnhohe bestimmt wird, sondern
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auch von anderen Faktoren abhin-

gig ist (Zinsniveau, Importpreise,

Mieten, Vorleistungen, Kapazitats-

auslastung, technischer Fortschritt

etc.).

Dementsprechend werden ,,... po-
sitive Beschaftigungseffekte einer
Umbasierung nur marginal sein.“
(S. 118) , Positive Effekte auf die Be-
schaftigung werden jedoch umso gro-
Ber sein, je umfassender eine solche
Reform durchgefiihrt wird, d. h. ob

zusétzlich ... noch weitere Arbeitge-
berbeitrige  umbasiert = werden."
(S.118)

Das deckt sich auch mit deutschen
Untersuchungsergebnissen'. Sehr
pointiert meinen Adamy und Bécker
dazu: ,Wer glaubt, tiber Faktorpreis-
verschiebungen den Prozef3 der Ratio-
nalisierung und die damit einherge-
henden negativen beschéaftigungspoli-
tischen Folgen verzégern oder gar auf-
halten zu kénnen, erliegt einer Illu-
sion.“

Aber auch die Wachstumseffekte ei-
ner Abgabe auf die Wertschopfung
werden sich vor allem wegen der ge-
ringen Gesamtkostenveridnderungen
und dem damit verbundenen geringen
EinfluB auf die Investitionsentschei-
dungen in Grenzen halten, gleichwohl
mul} aber gesehen werden — und die
Autoren weisen darauf hin —, daB ,.ei-
ne Einddmmung der Investitionstétig-
keit infolge einer Verlangsamung von
Rationalisierungsprozessen im Wider-
spruch zu den wirtschaftlichen Instru-
menten der Investitionsféorderung . ..
stiinde.” (S. 118)

Mit der Umbasierung verbunden ist
die Erwartung einer stabileren und
ergiebigeren Finanzierungsquelle zur
Sicherung des Sozialsystems. Selbst
bei Aufkommensneutralitit — so be-
haupten die Beflirworter — seien lang-
fristige Mehreinnahmen erzielbar,
weil die Wertschopfung starker steige
als die Lohnsumme. Die historische
Analyse der Studie hat gezeigt, da
bisher von einer Zersetzung der Lohn-
summe als Bemessungsgrundlage
nicht gesprochen werden kann. Auch




zeigte sich, daB3 sowohl die Wertschop-
fung als auch die Lohnsumme als Be-
messungsgrundlage im Zeitablauf sta-
bil waren.

Pro futuro wird der Entwicklung
der funktionellen Einkommensvertei-
lung eine entscheidende Rolle zuge-
wiesen, deren Entwicklung empirisch
kaum abgeschéatzt werden kann. Geht
man vom langfristigen Verlauf der
Lohnquote (1964-1982) und einem no-
minellen BIP-Wachstum von 6 Pro-
zent aus, so ist die derzeitige Bemes-
sungsgrundlage die ergiebigere. Un-
terstellt man bei gleichem Wirtschafts-
wachstum die Entwicklung der Lohn-
quote in ihrem Trend seit 1975, so ist
die Wertschdépfung die ergiebigere Be-
messungsgrundlage. Das bedeutet,
dafl die Wertschopfungsabgabe nur
dann zu Mehreinnahmen fiihrt, wenn
die Unternehmungen ihre Rationali-
sierungserfolge nicht mehr in Form
von Lohnzuwichsen an die Arbeit-
nehmer weitergeben missen. Das ent-
spricht aber — bedingt durch die Vor-
gabe der Aufkommensneutralitiat der
Umbasierung — einer verteilungspoli-
tischen Defensivposition.

Unklar bleibt im Falle einer Umba-
sierung die Frage der Verteilungswir-
kung. Eine Beurteilung der funktio-
nellen Realverteilung kann nur dann
gemacht werden, wenn Kenntnisse
der Uberwilzungsverldufe vorhanden
wiaren. Empirische Ergebnisse liegen
diesbeziiglich jedoch fiir Osterreich
nicht vor, weshalb in der Studie auch
keine Aussagen dazu gemacht wer-
den. Aber auch die Auswirkungen auf
die personelle Verteilung der Realein-
kommen sind schwer zu beurteilen.
Ist bei der Wertschopfungsabgabe we-
gen der Ahnlichkeit zur Mehrwert-
steuer mit einer Vorwilzung in die
Verkaufspreise zu rechnen, so wiirden
Einkommensbezieher mit niedrigen
Einkommen starker belastet als sol-
che mit hohen Einkommen. Wegen
des ohnehin schon hohen Anteils indi-
rekter Steuern in Osterreich wéren
Kenntnisse tiber Uberwilzungsvor-
giange und die damit verbundene Tra-

glast der Wertschépfungsabgabe von
grof3em Interesse.

Sehr ausfiihrlich beschiéftigt sich
die Arbeit mit den Méglichkeiten und
Problemen, die sich bei der Einfiih-
rung einer Wertschépfungsabgabe fiir
die Administration und das betriebli-
che Rechnungswesen ergeben. Die da-
bei auftretenden Probleme werden fiir
prinzipiell l6sbar gehalten, wobei die
Kosten zu berticksichtigen sind, die
sich aus der Umstellung ergeben
wiirden.

Insgesamt werden durch die in der
Studie vorgelegten theoretischen und
empirischen Ergebnisse eine Reihe
von Anhaltspunkten fir eine Beurtei-
lung tiber eine Umbasierung der Ar-
beitgeberbeitrige in der Pensionsver-
sicherung geliefert. Die Ergebnisse
sind freilich wenig ermutigend, lassen
sie doch erkennen, daf3 eine aufkom-
mensneutrale Umbasierung weder ge-
eignet ist, technologiebedingte Ar-
beitslosigkeit zu verhindern, noch die
anstehenden Finanzierungsprobleme
der Pensionsversicherung zu ldsen.
Meines Erachtens sollte sich die Dis-
kussion stidrker auf den Finanzie-
rungsaspekt konzentrieren, d. h. auf
die ErschlieBung zuséatzlicher Geld-
mittel. Die Wertschopfungsabgabe —
wie Ubrigens auch andere Steuern —
werden uberfordert, wenn man sich
von ihnen die Erflillung verschieden-
ster wirtschaftspolitischer Zielsetzun-
gen erhofft. Kann es, so frage ich
mich, wirklich die Aufgabe einer Steu-
er sein, technologiebedingte Arbeits-
losigkeit zu verhindern. Zur Vermei-
dung sozialer Folgeschédden von Tech-
nologien stehen schliefllich auch an-
dere Instrumente — Arbeitszeit- und
Technologiepolitik — zur Verfligung.

Den Finanzierungsaspekt in -den
Vordergrund zu schieben, will ich vor
allem dahingehend verstanden wis-
sen, eine Wertschopfungsabgabe als
zusdétzliche, dritte Finanzierungsquel-
le neben den derzeitigen lohnbezoge-
nen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
beitrdagen einzufiihren.

Diese Variante zielt darauf ab, die
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Belastung des Beitrages auf die Unter-
nehmen zu verlagern. Wegen der be-
stehenden Gefahr der Weiterwélzung
miiBte eine Wertschépfungsabgabe
moglichst so konstruiert sein, daB
Uberwilzungsvorginge erschwert
werden. Gelingt das nicht, so droht
wie bei der Mehrwertsteuer eine Ab-
wilzung der Belastung auf die Konsu-
menten. Das ist ein ernsthaftes Pro-
blem, dem sich weitere Arbeiten zur
Wertschopfungsabgabe widmen
sollten.

Bruno RoBmann
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Anmerkungen

1 Vgl. z. B. W. Schmahl, K. Henke, H.
SchellhaaB, Anderung der Beitragsfinan-
zierung in der Rentenversicherung —
Okonomische Wirkungen des ,Maschi-
nenbeitrages”, Baden-Baden 1984, oder
Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen
alternativer Bemessungsgrundlage fir
die Arbeitergeberbeitrige zur Sozialver-
sicherung, Gutachten von W. Krelle u. a.,
Janner 1985.

2 W. Adamy, G. Biacker, Der Maschinen-
beitrag — ein Allheilmittel fiir Rentenfi-
nanzen und Arbeitsmarkt?, in WSI-Mit-
teilungen, Heft 1/1985, S. 29.




Theodor Prager 7

Mit Theodor Prager ist ein bedeutender Theoretiker der osterrei-
chischen Arbeiterbewegung von uns gegangen. Als solcher repriasen-
tierte er einen Typus des kritischen Sozialwissenschaftlers von umfas-
sendem politischen und theoretischen Anspruch, wie er heute, im
Zeitalter der Spezialisierung, immer seltener wird. Prager gehorte jener
Generation von Intellektuellen der Arbeiterbewegung an, deren
Lebensweg flir die politische Geschichte dieses Landes Zeugnis ablegt.
1917 in Wien geboren, mufte er als Mittelschiiler vor dem Repressions-
apparat des Stindestaates nach England emigrieren. Dort studierte er
an der berithmten London School of Economics, wo er 1943 den PhD
mit einer Dissertation tber ,German Banking in Depression and
Recovery“ erwarb. Seine Berufslaufbahn begann Theodor Prager am
Londoner Institut fiir ,,Political and Economic Planning*. In London
erschien 1945 sein mit Michael Young verfal3tes Bilichlein ,,There’s work
for all“, das bereits Pragers unverwechselbaren Stil als Schriftsteller
erkennen 146t, komplizierte wirtschaftliche Zusammenhange verstand-
lich und interessant, ohne lehrhafte Simplifizierung darzustellen.

Noch im Jahr 1945 kehrte er nach Wien zurtlick, wo er seit 1946 als
Okonom beim Zentralkomitee der KPO titig war. 1963 wurde Prager
Mitarbeiter der Wirtschaftswissenschaftlichen Abteilung der Wiener
Kammer fur Arbeiter und Angestellte, der er bis zu seiner Pensionie-
rung im Jahre 1982 angehorte. In seiner beruflichen Stellung als
Sekretiar der Wiener Arbeiterkammer ist Theodor Prager vor allem als
Experte in Fragen der Forschung und Entwicklung hervorgetreten;
zuerst durch seine Pionierstudie ,Forschung und Entwicklung in
Osterreich”, spiter als Mitverfasser der Forschungskonzeption der
Osterreichischen Bundesregierung (1972) und als Mitglied des Kurato-
riums des Forschungsforderungsfonds der gewerblichen Wirtschaft. Im
Rahmen der Informationskampagne der Bundesregierung tiber Kern-
energie war Theodor Prager wesentlich an der Abfassung des Berichts
beteiligt.

»Wirtschaftswunder oder keines* lautete der Titel seines wichtigsten
Buches, 1963 im Europa-Verlag erschienen, das mit seiner erfrischend
undogmatischen, dabei aber um die Bewahrung wesentlicher Grundge-
halte der Marxschen Politokonomie bemihten Analyse der Nachkriegs-
gesellschaft schon seine Distanz zur kommunistischen Partei erkennen
143t, der er 1969 im Gefolge der Prager Ereignisse endgiltig den Ricken
kehrte.

Die Stationen, vor allem seines politischen Lebensweges, beschrieb
Prager in dem unpritentiés-locker geschriebenen Erinnerungsbuch
»Bekenntnisse eines Revisionisten®, 1975 ebenfalls im Europa-Verlag
Wien erschienen.

Was die jingeren Kollegen von Teddy lernen konnten, ist das, was der
Engliander — Prager fiihlte sich wohl zur Hilfte als solcher — fairness
und openmindedness nennt. Fairness bedeutete flirthndas Bemiihen,alle
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Seiten einer Sache zu sehen. Wenn er 1980 zehn Jahre SPO-Regierung
unter dem Titel ,Managementwechsel ohne aufsehenerregende Folgen*
restimierte, so stand die Kritik im Vordergrund, aber es war damit auch
die positive Anerkennung der konventionellen Seite einer soliden
Wirtschaftspolitik gemeint.

1982 ehrten wir unseren Kollegen zu seinem 65. Geburtstag mit der
Herausgabe einer Festschrift, die ihm und Philipp Rieger gewidmet
war. Nun ist er, kaum 69jahrig, allzufrith von uns gegangen.

Gunther Chaloupek
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Ein Fortschritt fir Exporteure:

Tradelink

Aktuelle Produktnachfragen und Kontakte aus iiber 100 Lan-
dern bieten konkrete Chancen im Export.

Als erstes osterreichisches Kredit-
institut ist die Z mit einer Datenstation
an TRADELINK, einem elektronischen
Handelsvermittlungssystem,  ange-
schlossen. In dieser Datenstation wer-
den Firmen- und Produktdaten von
Exporteuren gespeichert. Diese wer-
den taglich mit aktuellen Nachfragen
auslandischer Importeure abgeglichen
Bei Ubereinstimmung von Angebot
und Nachfrage erhalt der Tradelink-
Abonnent prompt die entsprechen-
den Informationen.

Damit sind Z-Tradelink-Abonnen-
ten in der Lage, Ihre Angebote schnel-

ler als die Konkurrenz zu erstellen Die Nachfragen werden gesam-
melt, verschlusselt und wia Satellit

ubermittelt

Sichern Sie sich jetzt zusatzliche
Exportchancen. Rufen Sie uns ganz
einfach an: Telefon (0 22 2) 72 92
Dw. 851 oder 314. Die Mitarbeiter
unserer Kommerzkundenabteilung
beraten Sie gerne. Ubrigens: Auch die
Finanzierung |lhrer Exportgeschifte ist
fir uns kein Problem.

Bei der Z sind die Waren und Dienst-
leistungen osterreichischer Tradelink-
Abonnenten gespeichert




Im Schatten der Konzerne

2u Ihrer privaten Finanzpolitik . . .

. . . gehort die richtige Wahl und Kombination der
Versicherungen. Denn Versichern ist mehr, als
Schadens-Vorsorge treffen. Versichern kann hei-
Ben: Steuervorteile ausschdpfen, Vermdgen bilden
und Gewinnanteile erwerben.

Voraussetzung ist die richtige Wahl des Partners.
Geheimtip der Experten: Die OBV, die Osterreichi-
sche Beamtenversicherung. Niedrigste Pramien
bei Spitzen-Leistungen, konkurrenzlos schnelle
und unburokratische Schadensbearbeitung, unauf-
dringliche prazise Beratung und vor allem satte
Gewinnbeteiligungen zeichnen die OBV aus, die
sich im Schatten der Konzerne kreativ aber unauf-
fallig zum Institut mit den geringsten Verwaltungs-
kosten und dem objektiv besten Preis/Leistungs-
Verhaltnis entwickelt hat.

die OBV.

BEAMTENVERSICHERUNG 1016 Wien, GrillparzerstraBe 11
Von Kollege zu Kollege! Telefon 0222/42 56 08

Verlangen Sie Fakten.
Sie werden liberzeugt sein.




	Wirtschaft und Gesellschaft - 1986 Heft 1
	TitlePage
	Imprint
	Inhalt
	Verblaßt der Glanz?
	Unsere Autoren
	Branchenstruktur der Industrielöhne und -gehälter in Österreich 1978-1982
	Werden unangenehme Arbeitsbedingungen durch höhere Löhne ausgeglichen?
	Deregulierung in Österreich: Problematik und Ansätze
	Neue Technologien und internationale Arbeitsteilung: Rückverlagerung von Auslandsfertigungen aus Entwicklungsländern? (am Beispiel der BRD)
	Von der Weltausstellung zur Weltwirtschaftskrise - Wien als Finanzzentrum des Donauraumes 1870 bis 1930
	Entwicklung und Ursachen der Staatsverschuldung
	Berichte und Dokumente
	Adolph Lowe - Theoretiker des organisierten Kapitalismus

	Bücher
	Österreichs Industrie im Internationalen Wettbewerb
	Bausteine für Alternativen
	Sozialpartnerschaftsliteratur in der Krise
	Informativ, intelligent und lesbar - die Neoklassik aufs Florett gespiesst
	Die österreichische Wirtschaft im 20. Jahrhundert
	Pluraler Marxismus
	Verbürgerlichung
	Die andere Wirtschaft
	Wege zur Vollbeschäftigung
	Wertschöpfungsbezogene Arbeitgeberbeiträge zur gesetzlichen Pensionsversicherung

	Theodor Prager


